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Auch wenn der Job eines 
Kommunalpolitikers zu einem 
Großteil aus persönlichen Be-
gegnungen besteht, so stellt 
auch der wiedergewählte Bür-
germeister seine Gewohnhei-
ten um: „Jeder der von zuhau-
se aus arbeiten kann, soll das 
auch machen.“ Für die Vor-
zimmerperle ergeben sich da-
raus drei Probleme. Seite 15

Kommunal-Stichwahlen:

Überraschende  
Ergebnisse

Rund 750 Stichwahlen, ausschließlich per Briefwahl durchgeführt, 
wurden am vergangenen Sonntag in den bayerischen Kommunen 
entschieden. Bei einer Wahlbeteiligung von bemerkenswerten 59 
Prozent gab es zahlreiche überraschende Ergebnisse. In einer ers-
ten Reaktion sprach CSU-Generalsekretär Markus Blume von ei-
nem „großen Zuspruch für Markus Söder“. Auch der positive Trend 
der CSU insgesamt habe für „spürbaren Rückenwind bei den Stich-
wahlen“ gesorgt. FW-Landesvorsitzender Hubert Aiwanger verwies 
auf „sensationelle Ergebnisse“ für seine Partei: „Wir haben Landrä-
te und Bürgermeister hinzugewonnen. Es ist ein Freudentag.“ 

In der Landeshauptstadt Mün-
chen siegte erwartungsgemäß 
Amtsinhaber Dieter Reiter (SPD). 
Mit 71,7 Prozent setzte er sich 
Kristina Frank (CSU) durch, die 
28,3 Prozentpunkte erreich-
te. In Nürnberg gibt es dagegen 
an der Stadtspitze einen histori-
schen Wechsel. Erstmals nach 18 
Jahren wird die Norisstadt wie-

gung. In Regensburg traten Astrid 
Freudenstein (CSU) und Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer von der SPD 
gegeneinander an. Die bisheri-
ge zweite Bürgermeisterin holte 
in der Stichwahl 50,7 Prozent ge-
gen Freudenstein. Die CSU-Bun-
destagsabgeordnete kam auf 
49,3 Prozent. In Erlangen bleibt 
Dr. Florian Janik von der SPD mit 
54,5 Prozent Oberbürgermeister 
der Universitätsstadt. Sein Kon-
trahent Jörg Volleth (CSU) kam 
auf 45,5 Prozent. Mit 70,4 Pro-
zent ist Alexander Putz von der 
FDP im Amt des Oberbürger-
meisters von Landshut bestätigt 
worden. Er setzte sich damit ge-
gen Sigrid Hagl von den Grünen 
durch, die 29,6 Prozent der Stim-
men erreichte. In Rosenheim hat 
sich der Oberbürgermeister-Kan-
didat der CSU durchgesetzt: Auf 

Innenminister Herrmann und Gesundheitsministerin Huml:

Corona-Bußgeldkatalog
Konsequente Sanktionierung der Unbelehrbaren

Das bayerische Gesundheitsministerium hat einen Bußgeld-
katalog bei Verstößen gegen die Regelungen zur Eindämmung 
des Coronavirus erlassen. Er steht allen Kreisverwaltungsbe-
hörden in Bayern als Richtschnur zur Verfügung. 

Diese sind für den Erlass der einschlägigen Bußgeldbescheide 
zuständig. Die Bayerische Polizei ist ebenfalls informiert. Bay-
erns Innenminister Joachim Herrmann und Gesundheitsminis-
terin Melanie Huml appellieren eindringlich, die Corona-Regeln 
unbedingt einzuhalten. „Wir alle müssen gemeinsam alles un-
ternehmen, um das gefährliche Coronavirus bestmöglich einzu-
dämmen“, betonte Huml. An die Unbelehrbaren richtete Herr-
mann die klare Botschaft: „Verstöße werden wir konsequent 
sanktionieren. Dort, wo notwendig, wird die Bayerische Polizei 
die Kontrollen noch weiter verstärken.“

Beide stellten klar, dass es nicht darum geht, Bürgerinnen und 
Bürger zu kriminalisieren. „Aber jeder muss verstehen, dass es 
beim Coronavirus für viele Menschen um Leben und Tod gehen 
kann“, erklärte Huml. Deshalb sei große Vorsicht und Rücksicht-
nahme erforderlich, um weitere Infektionen möglichst zu ver-
meiden.  „Der weit überwiegende Teil der Bevölkerung hält sich 
auch vorbildlich an unsere Schutzregeln“, ergänzte Herrmann. 
Es seien aber auch Leute dabei, die aus Unwissenheit oder 
schlimmer noch aus Uneinsichtigkeit gegen die Vorgaben ver-
stoßen. „Bitte suchen Sie nicht nach irgendwelchen Schlupflö-
chern, um beispielsweise die Ausgangsbeschränkung zu umge-
hen“, rät Herrmann abschließend. „Damit können Sie sich und 
andere gefährden. Schalten Sie bitte immer Ihren gesunden 
Menschenverstand ein und bleiben Sie im Zweifel zuhause!“

Der Bußgeldkatalog bei Verstößen gegen die Regelungen zur 
Eindämmung des Coronavirus ist abrufbar unter https://www.
stmgp.bayern.de/vorsorge/infektionsschutz/infektionsmoni-
tor-bayern/#Bekanntmachung oder unter https://www.stmi.
bayern.de/miniwebs/coronavirus/faq/index.php r

Dieter Reiter.  r

Eva Weber. © Ruth Plössel/St. Augsburg Marcus König. r

der von einem CSU-Politiker als 
Oberbürgermeister regiert: Bei 
der Stichwahl gewann Marcus 
König von der CSU mit 52,2 Pro-
zent gegen den SPD-Bewerber 
Thorsten Brehm mit 47,8 Pro-
zent. Zeitenwende auch im ober-
bayerischen Ingolstadt: Dort 
nimmt die SPD der CSU nach 48 
Jahren den OB-Posten ab. Chris-
tian Scharpf kam auf 59,3 Prozent 
der Stimmen und gewann damit 
gegen CSU-Amtsinhaber Chris-
tian Lösel, der 40,7 Prozent auf 
sich vereinte.

In Augsburg lag die CSU-Kandi-
datin Eva Weber mit 62,3 Prozent 
deutlich vor SPD-Kandidat Dirk 
Wurm mit 37,7 Prozent. Der bis-
herige Augsburger Rathauschef 
Kurt Gribl (CSU) stand nach zwei 
Amtszeiten nicht mehr zur Verfü-

Andreas März entfielen 61,5 Pro-
zent der Stimmen, für seinen 
Gegner Franz Opperer von den 
Grünen stimmten 38,5 Prozent 
der Wählerinnen und Wähler.

Abgewählt wurde dagegen in 
Ansbach die amtierende Ober-
bürgermeisterin Carda Seidel 
(parteilos). In der Stichwahl vo-
tierten nur 37,7 Prozent der Wäh-
lerinnen und Wähler für die Kan-
didatin, die zwölf Jahre lang die 
mittelfränkische Stadt regier-
te. Ihr CSU-Herausforderer Tho-
mas Deffner überflügelte sie mit 
62,3 Prozent klar. In Frauenhand 
bleibt hingegen das Rathaus  
in Garmisch-Partenkirchen. Die  
amtierende SPD-Bürgermeisterin 
Dr. Sigrid Meierhofer musste sich 
bei der Stichwahl ihrer CSU-Kon-
trahentin Elisabeth Koch geschla-
gen geben. Koch kam auf 69,1 
Prozent der Stimmen, Meierho-
fer erzielte 30,9 Prozent. 

Weiden in der Oberpfalz ver-
meldet die Regentschaft eines 
weiteren sozialdemokratischen 
Oberbürgermeisters: Jens Meyer 
konnte sich knapp mit 51,3 Pro-
zent gegen CSU-Kandidat Benja-
min Zeitler durchsetzen, der 48,7 

Prozent der Stimmen erzielte. 
Die Wahlbeteiligung lag bei 60,2 
Prozent. Oberbürgermeister von 
Schwandorf bleibt Andreas Fel-
ler (CSU). Er siegte mit 54,9 Pro-
zent gegen Kurt Mieschala (45,1 
Prozent) von den Unabhängigen 
Wählern.

In Lindau regiert künftig Clau-
dia Alfons (FDP, Lindau Initiati-
ve und Bürgerunion). Sie kam in 
der Stichwahl auf 52,7 Prozent 
der Stimmen, ihr Gegenkandidat 
Mathias Hotz (Junge Aktive, Freie 
Bürgerschaft und CSU) auf 47,3 
Prozent. Die vergangenen acht 
Jahre hatte Gerhard Ecker (SPD) 
die Geschicke der Stadt gelenkt.

Bayreuths bisheriger Zweiter 
Bürgermeister Thomas Ebersber-
ger (CSU) hat mit 53,6 Prozent 
der Stimmen die Stichwahl ge-
gen die bisherige Amtsinhaberin 
Brigitte Merk-Erbe (Bayreuther 
Gemeinschaft) gewonnen. 46,6 
Prozent gaben der noch amtie-
renden Oberbürgermeisterin ih-
re Stimme. In Bamberg bleibt 
Andreas Starke Oberbürgermeis-
ter der kreisfreien Stadt. Der seit 
2006 amtierende Sozialdemokrat

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Coronahilfe für Risikogruppen:

Finanzstütze für 
Kommunen

Im Rahmen der Initiative „Unser Soziales Bayern: Wir hel-
fen zusammen“ stellt der Freistaat jedem Landkreis und je-
der kreisfreien Stadt Pauschalbeträge von 60.000 Euro für die 
Unterstützung von Senioren zur Verfügung. Finanzielle Un-
terstützung gibt es auch für die digitale Koordination Bürger-
schaftlichen Engagements, damit freiwillige Hilfe vor Ort ziel-
gerichtet stattfinden kann.

Ältere Menschen sind als Ri-
sikogruppe durch das Coronavi-
rus besonders gefährdet. Feh-
lende Unterstützung durch Fami-
lie, Freunde und Nachbarn kann 
bei Seniorinnen und Senioren zu 
Ängsten, Verunsicherung, Über-
forderung und Vereinsamung 
führen. Das Bayerische Sozialmi-
nisterium hat deshalb gemeinsam 
mit den bayerischen Wohlfahrts-
verbänden und den Kommunalen 
Spitzenverbänden die Initiative 
„Unser Soziales Bayern: Wir hel-
fen zusammen!“ gestartet. 

Unterstützung  
für Koordination 

Freistaat, Kommunen, Wohl-
fahrtsverbände, Hauptamtliche 
und ehrenamtlich Engagierte in 
den Organisationen und Verbän-
den arbeiten dabei eng zusam-
men und bieten jedem älteren 
Menschen, der Unterstützung be-
nötigt, Hilfe an. Ein Internetpor- 
tal (www.unser.soziales.bayern.de) 
sowie Medien- und Social-Me-
dia-Aktivitäten begleiten die Initi-
ative. Die bayerischen Landkreise 
und kreisfreien Städte koordinie-
ren diese Hilfen gemeindeüber-
greifend. 

Die hierfür zur Verfügung ste-
henden Mittel werden aus dem 
bayerischen Schutzschirm der 
Bayerischen Staatsregierung fi-
nanziert. „Der Coronavirus hat 
uns alle fest im Griff. In dieser be-
sonderen Situation müssen wir 
als Gesellschaft zusammenste-
hen und zusammenhalten. Las-
sen Sie uns einmal mehr bewei-
sen, dass Bayern ein Vorbild an 
gesellschaftlichem Zusammen-
halt ist“, sagte Sozialministerin 
Carolina Trautner. 

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Dauerhafte Schäden 
abwenden!

Appell des Deutschen Landkreistags  
in Zeiten der Corona-Krise

Das Corona-Virus hält das Land in Atem, und das auf noch unab-
sehbare Zeit. Der Deutsche Landkreistag hofft, dass es gelingt, die-
sen Zeitraum ohne dauerhaften Schaden für die Betriebe und Unter-
nehmen in den Landkreisen zu überstehen. Laut Präsident Landrat 
Reinhard Sager „sehen sich in diesen extremen Zeiten viele Gastro- 
nomen, Einzelhändler, Handwerker, Kulturschaffende und Mittel-
ständler mit Existenzsorgen konfrontiert. Das betrifft den Buchla-
den um die Ecke ebenso wie den familiengeführten Industriebe-
trieb. Viele Gewerbetreibende verfügen nicht über ausreichende 
Rücklagen, um gegebenenfalls mehrere Monate zu überbrücken. Sie 
sind daher auf staatliche Liquiditätshilfen angewiesen.“

Sager begrüßte daher den Mil-
liardenschutzschild der Bundes-
regierung für Unternehmen. Aus 
seiner Sicht ist dies „ein entschei-
dender Baustein, um die Firmen 
durch die Krise zu bringen. Soll-
ten die Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Virus allerdings über ei-
ne längere Zeit aufrechterhalten 
werden müssen, wird mehr not-
wendig sein. 

Hidden Champions  
in ländlichen Räumen

Betroffene Unternehmer kön-
nen sich an ihre jeweilige Haus-
bank wenden, um zügig an die be-
reitgestellten KfW-Kredite und 
Bürgschaften zu gelangen, die in 
grundsätzlich unbegrenzter Höhe 

zur Verfügung stehen.“ Weitere 
Möglichkeiten seien die Beantra-
gung von Kurzarbeitergeld sowie 
von Steuerstundungen.

Der DLT-Präsident erinnerte 
daran, dass in den ländlichen 
Räumen die Hälfte der sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftig-
ten arbeiteten und der Großteil 
der oft familiengeführten mittel-
ständischen Betriebe sowie vie-
le Hidden Champions beheima-
tet seien. „Aus diesem Reservoir 
schöpft Deutschland einen we-
sentlichen Teil seiner ökonomi-
schen Kraft. Besonders bedeut-
sam sind das produzierende Ge-
werbe und das Handwerk, wobei 
63 Prozent der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten des 
produzierenden Gewerbes und 
des Handwerks in ländlichen 
Räumen arbeiten. Auch dem Tou-
rismus kommt eine tragende Rol-
le zu.“ Von daher sei es von im-
menser Bedeutung, die Wirt- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Xaver Fichtl 

86980 Ingenried 
am 8.4.

Bürgermeister Rudolf Götz 
92702 Kohlberg 

am 8.4.

Bürgermeister Manfred Russer 
86558  Hohenwart 

am 9.4.

Bürgermeister  
Josef Schwengler 

86573 Obergriesbach 
am 11.4.

Bürgermeister 
Wolfgang Bauernsachs 
96479  Weitramsdorf 

am 11.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Göbel 

97783 Karsbach 
am 7.4.

Bürgermeister Harald Feulner 
95494 Gesees 

am 9.4.

Bürgermeister Josef Sailer 
94137 Bayerbach 

am 14.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 

Gudrun Donaubauer 
94051 Hauzenberg 

am 9.4.

Bürgermeister Christian Konrad 
89340 Leipheim 

am 13.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Hoffmann 

95691 Hohenberg a. d. Eger 
am 2.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Marco Steiner 

96472 Rödental 
am 3.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerischer Landtag beschließt:

Infektionsschutzgesetz
Der Bayerische Landtag hat den Entwurf der Staatsregierung 
für ein Bayerisches Infektionsschutzgesetz (IfSG) gebilligt. Das unter 
dem Eindruck der Coronakrise in großer Einigkeit verabschie-
dete Gesetz räumt staatlichen Stellen umfassende Befugnisse 
ein. Bei einem Gesundheitsnotstand, wie aktuell in der Corona-
krise, können die Behörden leichter auf medizinisches Material 
und Personal zugreifen. Das Gesetz gilt vorerst bis zum Jahresende.

Das Gesetz erweitert in der Co-
ronakrise den Handlungsspiel-
raum der staatlichen Stellen und 
stattet die Behörden mit weitge-
henden Befugnissen aus. Mög-
lich ist denach die Beschlagnah-
mung von medizinischem, pflege-
rischem und sanitärem Material 
Außerdem können geeignete Un-
ternehmen verpflichtet werden, 
benötigte Güter herzustellen.

Nie dagewesener  
Gesundheitsnotstand

Erleichtert wird mit dem 
Gesetz der Zugriff des Staates auf 
medizinisches Personal. Hinter-
grund ist, dass sich das vorhan-
dene Personal rasch reduzieren 
könnte, weil es selbst erkrankt 
oder sich in Quarantäne bege-
ben muss. Zuständige Behörden 
können zudem „von jeder geeig-
neten Person die Erbringung von 
Dienst-, Sach- und Werkleistun-
gen verlangen, soweit das zur Be-
wältigung des Gesundheitsnot-
stands erforderlich ist“.

„Wir befinden uns in einem 
noch nie dagewesenen Gesund-
heitsnotstand“, erklärte Gesund-
heitsministerin Melanie Huml.  
„Wir wollen nicht, dass die Kurve 
der Infizierten weiter nach oben 
geht, sondern sich abflacht.“ Vor 
diesem Hintergrund, so die Mi-
nisterin, brauche es das Bayeri-
sche Infektionsschutzgesetz als 
gesetzliche Grundlage, die der 
Regierung noch mehr Handlungs-
möglichkeiten gebe. „Wir wollen 

bestmöglich auf steigende Fall-
zahlen vorbereitet sein“, unter-
strich auch Bernhard Seidenath 
(CSU), Vorsitzender des Gesund-
heitsausschusses. Das Gesetz ha-
be den einzigen Sinn und Zweck  
das Leben der Menschen in Bay-
ern zu schützen, erklärte Florian 
Streibl, Vorsitzender der Fraktion 
Freie Wähler.

Das Gesetz sei in einer nie da-
gewesenen Schnelligkeit, aber 
gleichzeitig mit aller gebotenen 
Sorgfalt erarbeitet worden, stell-
te Andreas Krahl, Bündnis 90/ 
Die Grünen, fest. Es sei wichtig 
und richtig gewesen, das Parla-
ment einzubinden und demokra-
tische Regeln einzuhalten. Da-
bei habe sich gezeigt, dass nicht 
nur die Staatsregierung, son-
dern auch das Parlament schnell 
handeln könne. Horst Arnold, 
SPD, wies ebenfalls darauf hin, 
dass es bei aller Effizienz im Ge-
setzgebungsverfahren galt, die 
Rechtsstaatlichkeit zu wahren. 
Dies sei gelungen. Die Gewalten-
teilung zwischen Regierung und 
Parlament sei aufrechterhalten 
worden, wichtige Änderungs-
vorschläge der Fraktionen sei-
en in das Gesetz noch eingear-
beitet worden. Richard Graup-
ner von der AfD-Fraktion sprach 
von einem „Schulterschluss aller 
Fraktionen“. Das Zusammenwir-
ken der Beteiligten bezeichnete 
Martin Hagen, Vorsitzender der 
FDP-Fraktion, als „Sternstunde 
des Gesetzgebungsverfahrens in 
Bayern“.  www.bayern.landtag.de/kh

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

gerne stelle ich mich Ihnen 
als neue Chefredakteurin vor. 
So neu bin ich bei der Bayeri-
schen GemeindeZeitung (GZ) 
allerdings nicht. Seit 2009 ver-
antworte ich als Geschäftsfüh-
rende Gesellschafterin und An-
zeigenleiterin die finanzielle Si-
tuation unseres familienge-
führten Unternehmens. Aber 
eigentlich hat die Bayerische 
GemeindeZeitung mein Leben 
immer begleitet. 

Meine Mutter, Anne-Marie 
von Hassel, übernahm 1982 die 
Position der Chefredakteurin; 
da war ich gerade neun  Mo-
nate alt. 1995 übergab Beda 
Bohinger, langjährige Verle-
gerin des Münchner Pflaum 
Verlags, die GZ und den Ver-
lag Bayerische Kommunalpres-
se GmbH an meine Mutter, die 
das Unternehmen nach Ge-
retsried umsiedelte. 

In meinem Elternhaus ge-
hörten für meine Geschwister 
und mich Arbeit und Familie 
selbstverständlich zusammen. 
Ich bin meinen Eltern sehr 
dankbar dafür, dass ich diesen 
Zusammenhalt, dieses ohne 
Wenn und Aber unterstützt zu 
werden und gleichzeitig immer 
mit anzupacken, wenn Not am 
Mann/an der Frau war, früh er-
fahren durfte. 

Nach nun fast vier Jahrzehn-
ten vertraut meine Mutter 
meiner Schwester Theresa von 
Hassel als Veranstaltungsleite-
rin und mir als Chefredakteu-
rin die Firma an und wir freuen 
uns über diese Aufgaben. 

Viele Weichen für die Zu-
kunft sind bereits gestellt. Ne-
ben der gedruckten Ausga-
be und der Online-Version der 
Bayerischen GemeindeZeitung 
kommunizieren wir Informatio- 
nen für kommunale Entschei-
der in Bayern per Newsletter, 
Messenger-Abo (Notify, Tele- 
gram, Whatsapp und Face- 
book-Messenger) und auf diver- 
sen SocialMedia Kanälen (In-
stagram, Twitter, Facebook, 
Xing und LinkedIn). Außerdem 
unterhalten wir ein eigenes GZ- 
Netzwerk: Wer sich für baye- 
rische Kommunalpolitik inter-
essiert, liest die Bayerische Ge-
meindeZeitung, egal wo und 
wie und wann. 

Mit unserem Team, mit Doris 
Kirchner als Chefin vom Dienst 
und meiner Mutter im Hinter-
grund, deren Fachwissen sei-
nesgleichen sucht, fühle ich 
mich bestens gerüstet. Für mich 
kommt es jetzt darauf an, die 
wiedergewählten und die vielen 
neuen Gesichter in der Kommu-
nalpolitik kennenzulernen. 

Gerne möchte ich Sie bei den 
Herausforderungen begleiten, 
die Sie in diesen schweren Zei-
ten zu stemmen haben und Sie 
mit den notwendigen Fach- 
informationen versorgen. Wir 
liefern Ihnen auch künftig vie-
le nachahmenswerte Beispie-
le und vernetzen relevante An-
sprechpartner. 

Bei Ihnen bedanke ich mich 
sehr herzlich für Ihr gesell-
schaftliches Engagement. Wie 
gut, dass es Sie gibt!

Bleiben Sie fröhlich, bleiben 
Sie gesund! Wir sehen uns. Ich 
hoffe bald! 
Ihre Constanze von Hassel 

Rettungsschirm auch 
für Kommunen

Der bisherige Sonderfonds der Staatsregierung wird um weitere 10 
Milliarden Euro auf 20 Milliarden Euro erweitert. Bayern bietet zu-
dem unbürokratische Soforthilfen von bis zu 30.000 Euro für Mit-
telständler. SPD und Grüne fordern mehr Unterstützung des Frei-
staats für Gemeinden, Städte und Landkreise, auf deren Haushalte 
durch die Corona-Krise dramatische Einbußen zukommen könnten.  

Landtagspräsidentin Ilse Aig-
ner dankte bei der historischen 
42. Plenarsitzung im Landtag mit 
nur 1/5 der Abgeordneten – da-
durch wird u.a. die Abstandswah-
rung im Plenarsaal gewährleistet 
– allen Fraktionen für die große 
Geschlossenheit.“ Die Demokra-
tie steht auch in der Corona-Krise 
nicht still. Der Landtag bleibt ar-
beits- und handlungsfähig“, ver-
sicherte Aigner. Ministerpräsi-
dent Markus Söder bezeichne-
te das Coronavirus als „Stresstest 
für Medizin, Wirtschaft und Ge-
sellschaft“ und machte deutlich: 
„Bayern ist in allen Bereichen 
gut vorbereitet.“ Das einzige Ins- 
trument sei: Soziale Kontakte 
ausdünnen und das öffentliche 
Leben herunterfahren. Die Staats- 
regierung agiere Hand in Hand 
mit Kommunen, Rettungsdiens- 
ten und medizinischem Perso- 
nal vor Ort, so Söder. Die Lei- 
tung des Katastrophenstabs liege 
in der Staatskanzlei. 

Bayernschirm

Die bayerische Wirtschaft ste-
he jetzt vor großen Herausforde-
rungen. „Deshalb haben wir ent-
schieden: Wir werden alles tun, 
was notwendig ist, um die bay-
erische Wirtschaft zu stützen: 
whatever it takes!“, versicher-
te Söder. Der erste Schritt durch 
den Bund sei die Verbesserung 
beim Kurzarbeitergeld und gro-
ße Bürgschaften und Darlehen 
gewesen. Bayern legte zudem 
nach Rücksprache mit den Kam-
mern und der Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft ein um-
fangreiches eigenes Programm 
auf. Dazu zählen massive Steuer-
stundungen ohne Zinszahlungen 
sowie ein „Bayernschirm“. Zur Fi-
nanzierung stockte der Freistaat 
das Corona-Sondervermögen um 
zehn auf insgesamt 20 Milliar-
den Euro auf. Der Ministerrat be-
schloss einen Regierungsentwurf 
für einen 2. Nachtragshaushalt 
2020, der zeitnah dem Bayeri-
schen Landtag zur Entscheidung 
vorgelegt werden soll. 

Die Staatsregierung rechnet al-
lein für 2020 mit massiven Steu-
ermindereinnahmen in Milliar-
denhöhe. Nach Bewertung des 
Bayerischen Wirtschaftsministe-
riums sind mindestens fünf Mrd. 
Euro erforderlich, um die kleinen 
und mittelständischen Unterneh-

men in Bayern mit Soforthilfen 
akut in ihrer Liquidität zu stüt-
zen. Innerhalb von wenigen Ta-
gen (Stand 24. März) wurden von 
kleinen und mittleren Unterneh-
men rund 140.000 Förderanträ-
ge gestellt. Das Antragsvolumen 
beläuft sich auf rund eine Mrd. 
Euro. Auch die Bundesregierung 
zog nach und legte ein ähnli-
ches Hilfsprogramm auf. Bayern 
verzahnt nun die Hilfsmaßnah-
men: Die Anträge für beide Pro-
gramme sollen bei den Regierun-
gen und der Landeshauptstadt 
München gestellt werden kön-
nen. Im Rahmen der Initiative 
„Unser Soziales Bayern: Wir hel-
fen zusammen“ stellt der Frei-
staat jedem Landkreis und jeder 
kreisfreien Stadt Pauschalbeträ-
ge von 60.000 Euro für die Unter-
stützung von Senioren zur Verfü-
gung. (siehe Artikel: „Finanzstüt-
ze für Kommunen“)

Sicherheitsnetz ausweiten

Kleinbetrieben mit bis zu zehn 
Mitarbeitern kommen künftig die 
höheren Fördersätze des Bun-
desprogramms zugute. Den Un-
ternehmern und Selbstständi-
gen, die bereits die bayerische 
Soforthilfe beantragt haben, sol-
len die Hilfen bis zur entspre-
chenden Höhe des Bundespro-
gramms aufgestockt werden. 
Die Staatsregierung arbeitet ak-
tuell mit Hochdruck daran, die 
Modalitäten mit der Bundesre-
gierung abzustimmen. Mittlere 
Unternehmen ab 11 bis 250 Be-
schäftigten sind im bundeswei-
ten Programm nicht berücksich-
tigt. Ihnen steht weiterhin die 
bayerische Soforthilfe mit bis zu 
30.000 Euro zur Verfügung. Die 
FDP forderte eine Ausweitung 
der Unterstützung: „Mit Blick auf 
das Maßnahmenpaket ist wich-
tig, dass die beschlossenen Hil-
fen nun unverzüglich und un-
bürokratisch bei den Menschen 
und Unternehmen ankommen. 
Bauchschmerzen bereitet uns, 
dass wir nach wie vor kein ausrei-
chendes Sicherheitsnetz für Un-
ternehmen zwischen 11 und 249 
Beschäftigten haben. Diese fal-
len bei den Bundesprogrammen 
durchs Raster und auch das bay-
erische Sofortprogramm ist hier 
bei Weitem nicht ausreichend.“

Der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfraktion Horst Arnold for-

derte, den bayerischen Schutz-
schirm zur Bewältigung der Coro-
na-Krise auch auf die Kommunen 
auszuweiten. Hierzu führte er 
aus: „Bayerns Städte, Landkrei-
se und Gemeinden sind von der 
Krise und ihren Folgen ebenfalls 
stark betroffen und rechnen zum 
Teil mit dramatischen Minderein-
nahmen. Gleichzeitig haben sie 
laufende Kosten zu decken, et-
wa für Miete und Personal. Der 
bayerische Corona-Schutzschirm 
muss deshalb auch für sie gelten, 
damit wir die Funktionsfähigkeit 
des Gemeinwesens vor Ort best-
möglich sicherstellen können.“ 

Einbruch der Gewerbesteuer

Arnold verwies darauf, dass die 
Kommunen zahlreiche Angebote 
des täglichen Lebens garantie-
ren, von den Kitas über die sozia-
len Hilfen bis hin zu Freizeitange-
boten. Sein Vorschlag: Die Kom-
munen mit zunächst 100 Euro 
pro Einwohner zu unterstützen, 
das ergäbe insgesamt ein Volu-
men von rund 1,3 Milliarden Eu-
ro. Von der Corona-Krise beson-
ders hart getroffene Kommunen 
sollen darüber hinaus zusätzliche 
Hilfen beantragen können.

Auch der kommunalpolitische 
Sprecher der Landtags-Grünen, 
Johannes Becher, forderte ein 

deutlicheres Zeichen und mehr 
Unterstützung des Freistaats für 
Gemeinden, Städte und Land-
kreise, deren Haushalte im Zug 
der Corona-Krise in Schieflage 
geraten könnten. „Wir müssen 
davon ausgehen, dass in diesem 
Jahr das Hauptfinanzierungsins- 
trument unserer Kommunen, die 
Gewerbesteuer, drastisch einbre-
chen wird“, so Becher. „Gleich-
zeitig sind es unsere Städte und 
Landkreise, die vor Ort kleine 
Hilfspakete schnüren, Steuern 
stunden und gleichzeitig den ge-
samten Behördenapparat am 
Laufen halten. Das ist auch wich-
tig auch für die vielen ehrenamt-
lichen Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker, die jetzt 
teils neu in die Stadt- und Kreis-
räte kommen und mit einer haus-
halterischen Krisenlage konfron-
tiert sind“, sagte er.

FW fordern Antikörpertests

Die Freie Wähler Landtagsfrak-
tion gründete die Arbeitsgemein- 
schaft „Exitstrategie Coronavi-
rus“ und fordert einen breit ver-
fügbaren Antikörpertest sowie 
eine regelmäßigere und besse-
re Evaluierung der bereits von 
der Staatsregierung verhängten 
Maßnahmen. „Richtschnur un-
serer Arbeitsgemeinschaft für ei-

ne eventuelle Lockerung der jet-
zigen Ausgangsbeschränkungen 
ist, dass wir unser Gesundheits-
system und die dort mit vollem 
Einsatz arbeitenden Menschen 
nicht überfordern“, erklärte Vor-
sitzender Florian Streibl.

Bayern hält zusammen 

Die Herausforderungen durch 
die Corona-Pandemie sind enorm. 
Als Zeichen der Anerkennung un-
terstützt die Bayerische Staatsre-
gierung deshalb die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der bay-
erischen Krankenhäuser, Univer-
sitäts- und Reha-Kliniken sowie 
Alten-, Pflege- und Behinderten- 
einrichtungen mit kostenfrei-
er Verpflegung. So werden die 
Verpflegungskosten des gesam-
ten bayerischen Krankenhaus-
personals während der Arbeit 
ab dem 1. April 2020 vom Frei-
staat Bayern übernommen. Das 
geschieht so lange, wie die Her-
ausforderung durch das Corona-
virus die Kräfte so umfassend in 
Anspruch nimmt. Die Unterstüt-
zung gilt auch in Krankenhäusern 
sowie Universitätskliniken und 
Rehabilitationseinrichtungen so-
wie Alten-, Pflege- und Behin-
derteneinrichtungen, die derzeit 
keine Covid-19-Patienten versor- 
gen.  red

Deutscher Städte- und Gemeindebund:

Hilfestellung in der Krise
Aktuell haben EU und Bund Maßnahmen verabschiedet oder ge-
plant, um die Wirtschaft in Zeiten der Corona-Pandemie zu stützen. 
Für kommunale Unternehmen und Einrichtungen, die die Grund-
versorgung sicherstellen bzw. kritische Infrastrukturen betreiben, 
ist es laut DStGB wichtig, dass diese in den Anwendungsbereich der 
Maßnahmen fallen. 

Der Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds und das KfW-Sonderpro-
gramm 2020 sind nach gegen-
wärtigem Stand für kommuna-
le Unternehmen nicht geöffnet. 
Jedoch hat die KfW jüngst mit-
geteilt, dass über das Programm 
„IKU Investitionskredit Kom-
munale und Soziale Unterneh-

men (148)“ vorübergehend auch  
Betriebsmittelfinanzierungen bei 
kommunalen Unternehmen mög-
lich sind. Haftungsfreistellungen 
sind hier jedoch nicht vorgese-
hen. Wie der DStGB mitteilt, wird 
er Gespräche mit dem Bund füh-
ren, um kommunale Unterneh-
men, die vorübergehend infol-

ge der Corona-Pandemie in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten ge-
raten, noch besser finanziell zu 
unterstützen.

Vor dem Hintergrund der Co-
rona-Krise hat sich der DStGB zu-
dem an das Bundeswirtschafts-
ministerium gewandt und ei-
ne Flexibilisierung der Regelun-
gen des Vergaberechts gefordert. 
Das BMWi hat zwischenzeitlich 
ein Rundschreiben zur Anwen-
dung des Vergaberechts im Zu-
sammenhang mit der Beschaf-
fung von Leistungen zur Eindäm-
mung der Ausbreitung des neu-
artigen Virus veröffentlicht. Mit 
einer schlichten Auslegung der 
bestehenden Vergaberegeln ist 
es aus Sicht des DStGB nicht ge-
tan. Es bedürfe effektiver Erleich-
terungen (gegebenenfalls Anpas-
sung Schwellenwerte; generel-
le Zulässigkeit von Verhandlungs-
verfahren bzw. Direktvergaben), 
die bei Auftragsvergaben ermög-
licht werden müssen.

Der DStGB hat das BMWi auf-
gefordert, die Regelungen des 
Vergaberechts – ähnlich wie im 
Rahmen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2008 – stark zu flexi-
bilisieren, und zwar schnell. Das 
betrifft laut Kommunalverband 
nicht nur die konkrete Forderung 
nach Erhöhung von Wertgrenzen 
für beschränkte und freihändi-
ge Vergaben, sondern auch eine 
Klarstellung, wo die besondere 
Dringlichkeit in der aktuellen Kri-
se, etwa für kommunale Beschaf-
fungen, generell vorliegt, um die 
Verwaltung und Versorgung vor 
Ort aufrecht zu erhalten. 

Wertgrenzen erhöhen

Zudem erscheine es geboten, 
die Wertgrenzen für Direktverga-
ben (gegenwärtig nur 1.000 Euro) 
stark zu erhöhen. Eine Begren-
zung der Erleichterungen auf un-
bürokratische und schnelle Be-
schaffungen von nur einzelnen 
Dienstleistungen oder Gütern, al-
so etwa nur auf die Beschaffung 
hält der DStGB für zu eng. Viel-
mehr bedürfe es bis zum Ende 
der Corona-Krise genereller Ver-
gaberechtserleichterungen.

In diesem Zusammenhang sei 
auch zu beachten, dass zur Ver-
meidung einer Ausbreitung der 
Krankheit aktuell viele kommu-
nale Ämter nicht mehr mit ausrei-
chendem Personal besetzt sind 
und koordinierte Ausschreibun-
gen nicht mehr ohne weiteres 
vorgenommen werden können. 
Neben dem Bund seien somit – 
für den Bereich der Auftragsver-
gaben unterhalb der EU-Schwel-
lenwerte – auch die Länder zum 
Handeln aufgefordert.  DK
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noch bevor die Coronavi-
rus-Epidemie das öffentliche 
Leben auf der ganzen Welt in 
einem unvorstellbaren Aus-
maß zum Erliegen gebracht 
hat, hatte das neue Jahr für 
die Regierung und den Bezirk 
Oberbayern mit einem Knall 
begonnen: Ausgerechnet in 
unserem bezirkseigenen Kul-
tur- und Bildungszentrum Klos- 
ter Seeon verkündet Minis-
terpräsident Markus Söder, 
dass er München als achten Regierungsbezirk 
aus Oberbayern herauslösen möchte. „Dies ist 
ein Vorschlag, der in den nächsten Jahren breit 
und offen diskutiert werden soll. „… Eine eigene 
Regierung für München wird auch der Bedeu-
tung der Landeshauptstadt gerecht“, erläuter-
te der CSU-Vorsitzende in einer Mitgliederinfo. 
Von dieser Ankündigung wurde ich als Bezirks- 

tagspräsident genauso überrascht wie die  
direkt betroffene Regierungspräsidentin. Ich 
hätte, ehrlich gesagt, viel eher damit gerechnet, 
dass kleinere Einheiten einmal im Rahmen einer 
Bezirksreform zusammengelegt werden, statt 
funktionierende größere zu zerschlagen. 

Viel mehr über die Überlegungen zum Mue-
xit, wie die Augsburger Allgemeine den Söder- 
Plan ironisch nannte, weiß man auch jetzt, 
fast ein Vierteljahr später, nicht. Die Sorge um 
die Gesundheit der Bevölkerung und die exis- 
tenziellen wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Pandemie stehen logischerweise im Mittel-
punkt allen staatlichen und kommunalen Han-
delns. Kein Gedanke kann momentan an die Pla-
nung eines achten Bezirks verschwendet wer-

den. Nach der Kommunalwahl 
vom 15. März sollte eigent-
lich eine Kommission gebildet 
werden, die sich mit dem Vor-
schlag auseinandersetzt. Fakt 
ist bisher nur, dass unabhän-
gig von einem etwaigen wei-
teren Regierungsbezirk die 
Regierung von Oberbayern 
Teile ihrer Behörde nach In-
golstadt und nach Rosenheim 
auslagern soll. Dies geschieht 
im Rahmen der umfangrei- 
chen Behördenverlagerungen, 
die bayernweit geplant sind 
und bis 2030 greifen sollen. 

Was würde ein achter Regierungsbezirk für 
uns beim Bezirk Oberbayern bedeuten? Wären 
wir davon überhaupt tangiert? Ist eine Landes-
hauptstadt München, die gleichzeitig die Aufga-
ben eines Bezirks übernimmt, denkbar? Wäre 
der Stadtrat dann gleichzeitig Bezirkstag? Oder 
gäbe es zwei Regierungen auf dem Gebiet eines 
Bezirks? Spekulationen schießen ins Kraut, ver-
schiedene Politiker melden sich zu Wort, Allian-
zen werden geschmiedet. 

Ich für meinen Teil werde selbstverständlich 
konstruktiv in jeglicher Arbeitsgruppe mitarbei-
ten und unsere Argumente einbringen. In die-
sen turbulenten Zeiten ersehnt man sich die 
Normalität von Arbeitsgruppen ja zurück. Mit-
ten im Wahnsinn dieser Tage erschließt sich mir 
schlichtweg der Mehrwert eines achten Bezirks 
weniger denn je: eine aufgeblähte Verwaltung, 
die sämtliche Querschnittsfunktionen doppelt 
vorhalten muss, wäre die Folge. Eine zusätzli-
che Verwaltungsstruktur würde aufgebaut statt 
verschlankt. Sollte tatsächlich auch der Bezirk 
betroffen sein, nicht nur die Regierung, sehe 
ich auch den Irrsinn einer Vermögensauseinan-
dersetzung vor Augen. Das konnten wir uns vor 
Corona nicht leisten, umso weniger können wir 
es jetzt! Kurzum: Die Idee ist für mich nicht zu  
Ende gedacht. 
Bleiben Sie gesund!

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Für und Wider  
zu einem  

8. Regierungsbezirk

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Josef Mederer
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

Zukunftskongress Bayern:

Effizient ins digitale Zeitalter
Unter der Schirmherrschaft der bayerischen Staatsministerin für 
Digitales, Judith Gerlach, griff der 6. Zukunftskongress Bayern im 
Haus der bayerischen Wirtschaft die tiefgreifenden, technologi-
schen, organisatorischen und kulturellen Veränderungsprozesse 
für die Behörden durch die digitale Transformation auf. Mehr als 
400 Teilnehmer folgten der Einladung.

Die digitale Transformation ist 
in vollem Gange – auch und gera-
de beim Freistaat und den Kom-
munen in Bayern. Ziel ist es einer-
seits, das Online-Zugangsgesetz 
zügig umzusetzen. Das Angebot 
an Online-Verwaltungsservices 
für Bürgerschaft sowie Unterneh-
men soll weiter ausgebaut und 
verbessert werden. Andererseits 
müssen auch für die Beschäftig-
ten in den Behörden die verwal-
tungsinternen Abläufe – mög-
lichst medienbruchfrei und effi-
zient – ins digitale Zeitalter über-
führt werden. 

Nummer eins bei digitalen 
Verwaltungsservices

Mit einem Maßnahmenkata-
log, der Bayern zur Nummer eins 
in Deutschland bei den digitalen 
Verwaltungsservices machen soll, 
wartete Staatsministerin Gerlach 
bei der Eröffnung des Zukunfts-
kongresses auf. Ihren Ausführun-
gen zufolge ist die digitale Wett-
bewerbsfähigkeit entscheidend 
für den zukünftigen Erfolg eines 
Hightech-Standortes wie Bay-
ern. Eine moderne, digitale Ver-
waltung sei dafür ein essenzieller 
Baustein. Bürger und Unterneh-
men erwarteten immer mehr di-
gitale Angebote des Staates, die 
einfach zu bedienen und schnell 
zu erreichen sind. Die digitalen 
Möglichkeiten böten Chancen für 
eine neue Nähe zwischen Bürger 
und Staat, bei der die Verwaltung 
zum Partner auf Augenhöhe wird.

Personalisierte Verwaltungs-
angebote, die Volldigitalisierung 
von Prozessen und die Einführung 
wichtiger Schlüsseltechnologien 
seien dafür Voraussetzung. Als 
Antwort auf die Herausforderun-
gen der Digitalisierung von Staat 
und Verwaltung setzt Bayern auf 
drei Bereiche:
• Zukunftstechnologien werden 
in Staat und Verwaltung weiter  
vorangetrieben, etwa Big Data An- 
wendungen und Cloud-Lösungen.
• Hochmoderne Services und 
konsequente Kundenorientie-
rung sollen das Vertrauen in den 
Staat stärken.
• Die digitale Souveränität Bay-
erns wird ausgebaut.

Das bayerische Maßnahmen-
paket richtet die digitale Verwal-
tung in Bayern auf diese Ziele 
aus. Damit ist auch in der Verwal-
tung der Kunde König. Mit einem 
Zwölf-Punkte-Plan geht Bayern 
den nächsten Schritt zu einem 
noch moderneren, bürgerorien-
tierten Servicestaat. Der Plan um-
fasst folgende Bereiche:
1. Mobile First: Bayern wird zur 
Nummer 1 in Deutschland bei 
mobilen Verwaltungsservices. 
Dazu zählt beispielsweise, dass 
alle Ressorts ihre Angebote auch 
für die nutzerfreundliche Bedie-
nung auf Smartphones und Tab-
let-Computern optimieren. Wich- 
tige Verwaltungsleistungen sol-
len zudem in Bayern auch über 
die BayernApp für Bürgerinnen 
und Bürger mobil verfügbar ge-
macht werden. Darin können 
Verwaltungsdienstleistungen 
mobil genutzt werden. Der Nut-
zer kann etwa Erinnerungsfunk-
tionen der Verwaltung aktivieren 
sowie sicher und mobil auf Ver-
waltungsdokumente zugreifen.
2. Bayern soll Spitzenreiter bei 
staatlichen Cloudlösungen wer-
den – die staatliche Deutschland 
Cloud entsteht mit Bayerns Hilfe. 
Der Aufbau von Cloud-Lösungen 
für die öffentliche Verwaltung ist 
ein Schlüsselthema digitaler Sou-
veränität. Bayern baut die er-
forderlichen Infrastrukturen auf 
und gestaltet Ausbau föderaler 
Cloud Lösungen auf Bundes- und 
EU-Ebene aktiv mit.

3. Bayern will in ein Kompetenz-
zentrum „Microservices und 
Containerisierung“ für moderne 
digitale Verwaltung investieren.
4. Bayern wird Spitzenreiter bei 
der Digitalisierung der Verwal-
tung. Die Staatsregierung treibt 
die vollständige Digitalisierung 
der Verwaltung voran. Mit der 
Qualifizierungsplattform „Digi-
talCampus“ will die Staatsregie-
rung die digitalen Kompetenzen 
im öffentlichen Dienst zudem mit 
passgenauen Fortbildungen für 
jeden Mitarbeiter und jede Mit-
arbeiterin stärken.
5. Bayern bietet TOP-Verwal-
tungsleistungen wie Elterngeld, 
Landespflegegeld und Gesund-
heitszeugnis bis Ende 2020 on-
line an.
6. Bayern stellt auf dem Bayern-
Portal freistaat.bayern ein Up-
date bereit mit Services eines 
modernen Kundencenters. Res-
ponsives Design soll sich dem be-
nutzten Gerät anpassen und die 
Software den Nutzer wiederer-
kennen. Die ständige Abrufbar-
keit des aktuellen Bearbeitungs-
stands der Verwaltungsvorgänge 
soll den Servicecharakter weiter 
stärken.
7. Die BayernID PLUS soll die 
Bayerische Identität im Netz 
werden. Jeder Bürger und jedes 
Unternehmen sollen durch die 
BayernID PLUS auch eine digitale 
Ausweis- und Unterschriftsfunk-
tion bekommen.
8. Ein Unternehmenskonto auf 
Basis der bayerischen ELSTER- 
Technologie wird Modell für 
Deutschland. Das ist Bürokratie-
abbau „Made in Bavaria“.
9. In digitalen Innovationslabo-
ren wird der Nutzer bei der Ent-
wicklung digitaler Produkte und 
Services von Anfang an mit ein-
gebunden.
10. Bayern will starke bayeri-
sche IT-Dienstleister aufbauen, 
die digitale Hightech Lösungen 
für Staat und Kommunen am 
Standort Bayern entwickeln sol-
len.
11. Eine Stabstelle föderale Di-
gitale Verwaltung kümmert sich 
darum, dass es kein relevantes 
Bund-Länder-Gremium ohne 
sachkundige bayerische Experti-
se geben wird.
12. Zur Sicherung föderaler 
Strukturen soll eine „Süd-West-
Schiene“ aufgebaut werden. Auf 
Ebene der großen Flächenländer 
sollen gemeinsame Infrastruktur 
genutzt, digitale Verfahren aus-
getauscht und im Rahmen der 
Bund-Länder-IT Zusammenarbeit 
ein starkes föderales Gewicht ge-
bildet werden.

Mehr vom User her denken

Darüber hinaus verwies Judith 
Gerlach nochmals auf die Wich-
tigkeit der Kundenorientierung 
beim Thema Digitalisierung. Es 
gelte, die Bürgerinnen und Bürger 
mehr zu umgarnen, mehr vom 
User her zu denken. Ziel müsse es 
sein, die Zufriedenheit der Bürger 
in den Mittelpunkt zu stellen.

„Wir dürfen nicht zulassen, 
dass aus der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes ‚Bürokratie 
online‘ wird. Wir müssen die Kun-
denzentrierung in das Thema OZG 
konsequent hineinbringen“, for-
derte Münchens CDO und IT-Re-
ferent Thomas Bönig  mit Blick 
auf die Orientierung an der Stadt-
gesellschaft. Die Landeshaupt-
stadt München sei sehr daran in-
teressiert, die Verwaltung nicht 
an der Bürgerschaft vorbei zu di-
gitalisieren. 

Erneut unterstrich Thomas Bö-
nig die Notwendigkeit eines un-
beschränkten Zugangs zu ent-
sprechender Technologie und die 

Befähigung der Stadtgesellschaft, 
diese auch zu nutzen. Aus seiner 
Sicht wird derjenige, der in Zu-
kunft keinen Zugang zu Hard- und 
Software hat, an einer digitalen 
Gesellschaft nicht partizipieren 
können. Darüber müsse sich die 
Politik ernste Gedanken machen.

Wie Bönig zudem feststellte, 
spielen Kooperationen bei der 
Umsetzung der Digitalstrategie 
eine herausragende Rolle. Sie sei-
en für die Digitalisierung in Be-
zug auf Kosten und Geschwindig-
keit essenziell. Dies gelte freilich 
nicht nur innerhalb der eigenen 
Stadtgrenzen, etwa mit Blick auf 
die Stadtwerke, die Hochschulen 
oder Partner in der Wirtschaft. 
Die Landeshauptstadt setze bei 
der Digitalisierung bewusst auch 
auf interkommunalen Austausch.

Laut Bönig besteht bereits eine 
Kooperation mit Nürnberg und 
Augsburg, die bald noch um Re-
gensburg erweitert werden soll. 
Mit „muenchen.digital” wurde 
ein eigenes Portal geschaffen, das 
im Zuge der Digitalisierung ein 
hohes Maß an Transparenz ge-
währleisten und vielfältige Infor-
mationen zur Verfügung stellen 
soll. Das Portal richtet sich nicht 
nur an die eigene Bevölkerung, 
sondern soll auch zum besseren 
interkommunalen Austausch bei-
tragen.

Modellkommune Smart City

Dass Digitalisierung auch in vie-
len ländlichen Regionen des Frei-
staats ein Thema ist, offenbart 
sich im Landkreis Wunsiedel, der 
sich erfolgreich um die Teilnahme 
des vom Bundesinnenministeri-
um geförderten Projekts „Mo-
dellkommune Smart City“ bewor-
ben hat. Im Fichtelgebirge sollen 
in den kommenden Jahren Ansät-
ze entwickelt werden, wie die Di-
gitalisierung den Einzelnen im All-
tag praktisch unterstützen kann, 
aber auch wie die Entwicklung 
einer Region in allen Bereichen 
weiter gefördert und der ländli-
che Raum zukunftsfähig gemacht 
werden können.

Digitalisierung besitzt im Fich-
telgebirge schon länger einen ho-
hen Stellenwert. Im Bereich Ener-
gie, aber auch bei Mobilität oder 
Telemedizin will der Landkreis sei-
ne Aktivitäten weiter ausbauen. 
Gerade im ÖPNV bietet die Digi-
talisierung eine Reihe von Chan-
cen, aber auch die Wirtschaft, der 
Tourismus oder die Kultur können 
profitieren. Im Bereich Bildung 
eröffnet die Digitalisierung Schü-
lern und Lehrern neue Möglich-
keiten und auch die Verwaltun-
gen können sich über Maßnah-
men aus dem Bereich E-Govern-
ment neu und modern aufstellen.

Dass die Rahmenbedingungen 
sich hier deutlich von jenen in den 
Großstädten unterscheiden, zeig-
te Projektleiter Oliver Rauh auf. 
Die erste Hürde bei den Bemü-
hungen um ein „smartes Fichtel-
gebirge“ sei das Fehlen des not-
wendigen Breitbands. Hinzu kä-
men die Auswirkungen des de-
mografischen Wandels bzw. der 
Bevölkerungsverlust und die La-
ge in einem eher strukturschwa-
chen Gebiet.

Partizipationsprozess und 
überregionaler Austausch

Vor diesem Hintergrund habe 
sich Wunsiedel entschlossen, ei-
nen eigenen Weg zu gehen. Man 
arbeite aktuell an einer Strate-
gie für das „smarte Fichtelgebir-
ge“ und wolle dabei auch auf ex-
terne Beratung zugreifen. Hier-
für sind Rauh zufolge rund ein-
einhalb Jahre eingeplant. Darüber 
hinaus werde der Fokus auf einen 
äußerst ausgeprägten Partizipa-
tionsprozess und auch überregi-
onalen Austausch gelegt. Damit 
sollen Netzwerke geknüpft und 
möglichst alle relevanten Akteu-
re mitgenommen werden.  DK

DStGB-Klimaschutzkonferenz:

Kommunale Schlüsselrolle  
stärker unterstützen

Ein effizienter Klimaschutz und eine vorsorgende Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels sind zentrale Herausforderungen, sowohl 
lokal als auch global. Die Erderwärmung ist nicht gestoppt. Extrem-
wetter wie Starkregen oder Dürreperioden nehmen zu und stellen 
insbesondere Städte und Gemeinden vor große Herausforderun-
gen. Die 13. Fachkonferenz des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes „Kommunen aktiv für den Klimaschutz“ zeigte durch 
konkrete Praxisbeispiele aus den Bereichen Mobilität, Stadtent-
wicklung, Energieeffizienz, Bevölkerungsschutz, Nachhaltigkeit und 
Klimaanpassung das breite Engagement der Kommunen beim Kli-
maschutz und der Klimafolgenanpassung auf.

„Für Kommunen steht eine kli-
magerechte Stadtentwicklung, die 
eine umweltfreundliche Mobili-
tät, den Ausbau der erneuerba-
ren Energien sowie Grün, Wasser 
und Energieeffizienz integriert, 
immer mehr im Fokus“, erklär-
te Roland Schäfer, 1. Vizepräsi-
dent des DStGB und Bürgermeis-
ter, Bergkamen. Für die Umset-
zung von Projekten, die wie eine 
klimafreundliche Verkehrswen-
de oder der Ausbau der Winde-
nergie unmittelbar dem Klima-
schutz dienen, fordert der DStGB 
schnellere Planungs- und Geneh-
migungsverfahren. „Diese dem 
Allgemeinwohl dienenden Pro-
jekte müssen Vorrang vor Indivi-
dualinteressen haben. Nach er-
folgter Bürgerbeteiligung müssen 
daher stärker Präklusions- und 
Stichtagsregelungen greifen. Das 
kann ein Investitionsvorrangge-
setz leisten“, betonte Schäfer. 

Der Vizepräsident wies darauf 
hin, dass Kommunen beim Kli-
maschutz und der Klimafolgenan-
passung eine Schlüsselrolle ein-
nehmen. Das Pflanzen dürreres-
istenter Bäume sowie Schaffung 
und Erhalt „grüner Lungen“, aber 
auch Pflanzenwuchs an Fassaden 
und auf Dächern, gehörten eben-
so dazu wie Stadtgewässer und 
Trinkwasserbrunnen.

Ein Mehr an Klimaschutz er-
fordert aus Schäfers Sicht vor al-
lem eine echte Verkehrswende. 
Autos würden aber weiter be-

nötigt, nicht nur auf dem Land. 
Ziel müssten jedoch weniger 
und umweltfreundlichere Autos 
sein. „Wir brauchen auch massi-
ve Investitionen in eine attraktive 
und bezahlbare Bahn und in den  
ÖPNV sowie mehr Platz für Rad-
fahrer und Fußgänger. All dies 
führt zu sauberer Luft und zeigt: 
Mehr Klimaschutz ist kein Ver-
zicht, sondern ein Mehr an Le-
bensqualität für alle. Nur mit den 
Kommunen sei das Ziel, bis 2030 
den Anteil erneuerbarer Energien 
in Deutschland auf 65 Prozent zu 
erhöhen, erreichbar. 

Kontraproduktiv sei zudem, 
dass der Windenergieausbau als 
wichtigste Säule der erneuerba-
ren Energien 2019 auf nur noch 
282 neu gebaute Anlagen einge-
brochen ist. Die für die Länder 
vorgesehene Möglichkeit, eige-
ne Mindest-Abstandsregeln zwi-
schen Windenergieanlagen und 
der nächsten Bebauung zu schaf-
fen, fördere deren Ausbau nicht, 
unterstrich der Vizepräsident. Ein 
Mehr an Akzeptanz für den Win-
denergie-Ausbau erreiche man 
wenn man die Bürgerschaft an 
dessen wirtschaftlichem Erfolg 
beteiligt.

Über die klimagerechte Stadt 
der Zukunft informierte Ina Schar-
renbach vom Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung Nordrhein-West-
falen. Sie betonte, dass es in zahl-
reichen Kommunen eine enga-

gierte Zivilgesellschaft gibt, die 
zusammen mit Politik und Ver-
waltung dafür Sorge trägt, dass 
Projekte zum Schutz von Umwelt 
und Klima umgesetzt werden. Mi-
nisterialdirigent Dr. Karsten Sach 
vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Nukleare 
Sicherheit referierte zu den Vor-
haben der Bundesregierung im 
Klimaschutzprogramm 2030, die 
die Kommunen im Klimaschutz 
unterstützen. Dort wo die Ener-
giewende stattfinde, nämlich in 
der Kommune, solle sie sich be-
zahlt machen.

In fünf praxisnahen Foren aus 
den Bereichen Mobilität, Stadt- 
entwicklung, Energieeffizienz, Be-
völkerungsschutz, Nachhaltigkeit 
und Klimaanpassung zeigte die 
Fachkonferenz vorbildliche kom-
munale Projekte auf. Damit wur-
de das breite Engagement der 
Kommunen beim Klimaschutz 
und der Klimafolgenanpassung 
sichtbar gemacht.

Forum 1 befasste sich mit dem 
Thema „Klimafreundliche Mobili-
tät – Chance für die Verkehrswen-
de“, die für ein Mehr an Klima-
schutz dringend erforderlich ist. 
Diskutiert wurden E-Mobilität, 
die Aktivierung der Bürgerschaft 
sowie alternative Antriebe. In-
haltlicher Schwerpunkt des zwei-
ten Forums war die „Klimage-
rechte Stadtentwicklung. Gegen-
stand der Diskussion waren vor 
allem die wassersensible Umge-
staltung und erfolgreiche Anpas-
sungsstrategien der Kommunen.

Bei einem weiteren Forum ging 
es um „Extremwetter & Bevölke-
rungsschutz – Präventives Han-
deln tut Not“. Das Forum „Nach-
haltigkeit praktizieren – Zukunfts-
fähige Kommunen gestalten“ trug 
hohen Priorität dieses Themas 
Rechnung.

Forum 5 beschäftigte sich 
schließlich mit den Themen 
„Energieeffizienz & erneuerbare 
Energien – Energiewende forcie-
ren“. Berichtet wurde unter an-
derem über das Ziel der Insel Bor-
kum, bis zum Jahr 2030 emissi-
onsfrei zu sein.  DK
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Finanzstützen ...
(Fortsetzung von Seite 1)

Damit freiwillige Hilfe vor Ort 
zielgerichtet stattfinden kann, 
unterstützt der Freistaat die di-
gitale Koordination Bürgerschaft- 
lichen Engagements. „Ich freue 
mich, dass wir mit der lagfa bay-
ern e.V. einen kompetenten Part-
ner haben, der digitales Engage-
ment umsetzen und über die 
Freiwilligenagenturen und Koor-
dinierungszentren Bürgerschaft-
liches Engagement zu den Men-
schen bringen kann“, so Bayerns 
Sozialministerin. Denn in vielen 
Gemeinden und Städten entste-
hen Helferkreise, die für ältere 
Menschen einkaufen, Besorgun-
gen erledigen und helfen, wo Not 
am Mann ist.

Tafeln suchen Helfer

Auch die Tafeln stehen vor be-
sonderen Herausforderungen. 
Denn viele dort ehrenamtlich Tä-
tige gehören selbst zu den Risiko-
gruppen, beispielsweise wegen 
ihres Alters oder chronischen 
Erkrankungen. In diesen Fällen 
müssen die Tafeln individuell vor 
Ort mit Unterstützung des örtli-
chen Gesundheitsamtes abschät-
zen, inwieweit die Ausgabe von 
Lebensmitteln konkret vertretbar 
ist. Damit die bedürftigen Men-
schen weiterhin versorgt werden 
können, brauchen sie noch mehr 
Unterstützung von freiwilligen 
jungen Helferinnen und Helfern. 
Infos: www.lagfa-bayern.de    red

(Fortsetzung von Seite 1)
schaftsstrukturen mit allen staat-
lichen Mitteln zu erhalten.

In dieser schwierigen Situati-
on, fuhr Sager fort, würden die 
überwiegend von den Landkrei-
sen getragenen kommunalen 
Sparkassen ihrer Verantwortung 
gerecht und stellten Bankdienst-
leistungen jeder Art für Bevöl-
kerung und Wirtschaft weiter-
hin flächendeckend zur Verfü-
gung. Sparkassen seien struktur-
politische Anker in der Fläche. Sie 
seien sich dessen bewusst und 
werden entsprechend verant-
wortungsvoll handeln. Lediglich 
vereinzelt könne es durch Perso-
nalkonzentrationen zur vorüber-
gehenden Schließung einzelner 
Filialen kommen. Dadurch werde 
die Leistungsfähigkeit bezogen 
auf den jeweiligen Landkreis aber 
insgesamt nicht wesentlich be-
einträchtigt, zeigte sich der Ver-
bandschef überzeugt.

Erhebliche Einbußen 
bei den Kommunen

Auch den Kommunen werde 
in der Krise viel abverlangt, un-
terstrich Sager: „Wir gehen von 
nicht unerheblichen finanziellen 
Einbußen aus. Gewerbesteuer 
und Einkommensteuer werden 

zurückgehen, Kurtaxe und Bet-
tensteuer fallen vorübergehend 
sogar ganz aus, um nur einige 
Effekte zu skizzieren. Gleichzei-
tig wenden die Landkreise mehr 
Mittel beispielsweise im Gesund-
heitsbereich auf, um die Krise zu 
managen. Auch unter diesem As-
pekt hoffen wir, dass die Rech-
nung der Virologen aufgeht und 
wir auf dem eingeschlagenen Ein-
dämmungspfad möglichst bald 
Erfolge verzeichnen können.“

Im Zuge der Corona-Krise rech-
nen die Landkreise auch mit er-
heblichen Mehrausgaben der Job-
center vor Ort, wie Präsident Sa-
ger feststellte: „Wir erwarten, 
dass bis zu 1,2 Mio. zusätzliche 
Haushalte Anspruch auf Hartz IV 
haben werden. Das hat nicht nur 
Mehrkosten beim Bund in einer 
Größenordnung von 7,5 Mrd. Eu-
ro zur Folge, sondern auch der 
Landkreise und kreisfreien Städte 
von gut 2 Mrd. Euro. Wir fordern 
daher Bund und Länder auf, eine 
entsprechende finanzielle Kom-
pensation vorzusehen. Die Kom-
munen dürfen nicht auf den im-
mensen Mehrkosten sitzen blei-
ben.“

Zum einen ist der Anstieg der 
Empfängerzahlen Sager zufol-
ge darauf zurückzuführen, dass 
in vielen Fällen das Kurzarbei-
tergeld nicht ausreicht, um die 
allgemeine Lebenshaltung und 
die Wohnung zu bezahlen. Hin-
zu kommen sehr viele Selbst-
ständige, denen die Einnahmen 
wegbrechen. Zum anderen lo-
ckert der Bund im SGB II gerade 
für sechs Monate die Regelungen 
zur Anrechnung von Vermögen 
und zur Übernahme der Mietkos-
ten durch die Landkreise, um in 
dieser Sondersituation pragma-
tisch, schnell und unbürokratisch 
den betroffenen Menschen unter 
die Arme greifen zu können.

Diese Maßnahmen seien alle-
samt zu begrüßen und trügen da-
zu bei, dass die Menschen zumin-
dest unter Wahrung des finanzi-
ellen Existenzminimums durch 
die Krise kommen. Deshalb müs-
sen laut Sager Vorkehrungen ge-
troffen werden, damit die Land-
kreise von den Mehrkosten von 
gut 2 Mrd. Euro nicht überrollt 
werden. „Sie leisten unter gro-
ßem Einsatz über die Gesund-
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setzte sich mit 59,5 Prozent der 
Stimmen gegen seinen Heraus-
forderer Jonas Glüsenkamp von 
den Grünen durch. Für ihn votier-
ten 40,5 Prozent der Wählerin-
nen und Wähler.

Im oberfränkischen Hof wur-
de Amtsinhaber Harald Fichtner 
(CSU) mit 45,2 Prozent der Stim-
men abgewählt. Gewonnen hat 
die Stichwahl Eva Döhla von der 
SPD mit 54,8 Prozent. Sie ist die 
Tochter des langjährigen Ober-
bürgermeisters von Hof, Die-
ter Döhla. Auch das Rathaus von 
Coburg wird künftig von einem 
Oberbürgermeister der SPD ge-
leitet. Dominik Sauerteig sieg-
te mit 57,0 Prozent der Stimmen, 
sein CSU-Kontrahent Christian 
Meyer erreichte 43 Prozent.

Jüngster Bürgermeister in Bay-
ern wird künftig Kristan von Wal-
denfels (CSU) im oberfränkischen 
Lichtenberg (Landkreis Hof). Der 
19 Jahre alte Student setzte sich 
in der Stichwahl mit 52, 5 knapp 
gegen seinen Mitbewerber Jür-
gen Lindner (SPD und Parteifeie 
Bürger) durch.

In insgesamt 50 Landkreisen 
ging die CSU bei den Kommunal-
wahlen als Siegerin hervor. Die 
Freien Wähler gewannen zwölf 
Posten, SPD und Grüne jeweils 
einen.

Im Landkreis München vertei-
digte der amtierende CSU-Land-
rat Christoph Göbel mit 63,9 
Prozent seinen Posten souve-
rän. Christoph Nadler (Grüne) 
erzielte 36,1 Prozent der Stim-
men. Zurückerobert hat die CSU 
das Landratsamt Miesbach: Der 
grüne Landrat Wolfgang Rzehak 
muss das Amt an seinen CSU-He-
rausforderer Olaf von Löwis ab-
geben. Auf Rzehak entfielen 34,6 
Prozent, von Löwis kam auf 65,4 
Prozent. 

Bei der Landratswahl im Kreis 
Starnberg hat Stefan Frey für 
die CSU das Rennen gemacht. 
Der Sohn von Altlandrat Hein-
rich Frey setzte sich mit 61,6 Pro-
zent gegen die Grünen-Bewer-
berin Martina Neubauer durch, 
die 38,4 Prozent der Wählerstim-
men auf sich vereinen konnte. Im 
Landkreis Bad Tölz-Wolfratshau-
sen verteidigte Amtsinhaber Jo-
sef Niedermaier (Freie Wähler) 

Amtswechsel im Vorstand der 
Bayerischen Versorgungskammer
Innenminister Joachim Herrmann verabschiedete Reinhard Graf und führte Stefan Müller  

in sein Amt als neuer Vorstand für ‚Kommunales Versorgungswesen‘ ein
Im Rahmen eines Festaktes verabschiedete Bayerns Innen- und 
Kommunalminister Joachim Herrmann Ende des vergangenen Jah-
res Reinhard Graf in den Ruhestand. Der Geehrte zeichnete im 
Vorstand der Bayerischen Versorgungskammer (BVK) verantwort-
lich für den Bereich ‚Kommunales Versorgungswesen‘. Gleichzei-
tig führte Herrmann Grafs Nachfolger Stefan Müller in sein Amt 
ein. Daniel Just, Vorstandsvorsitzender des Unternehmens, dankte 
dem scheidenden Kollegen für „37 erfolgreiche Berufsjahre bei der 
BVK“. Der Innenminister wiederum betonte die vielen schwierigen 
Herausforderungen, die Graf als Führungskraft mit Bravour meis-
terte. Beispielhaft nannte der Minister die Umsetzung des neuen 
Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes zum 1. Januar 2011. 

Herrmann dankte Graf für die 
langjährige Loyalität und Treue 
gegenüber der BVK: „Sie waren 
stets ein kompetenter Ansprech-
partner für die kommunale Fami-
lie.“ Neben der ausgezeichneten 
fachlichen Expertise lobte der 
Minister vor allem das verbind-
liche und vermittelnde Auftre-
ten des scheidenden Vorstands. 
„Für Ihren Ruhestand wünsche 
ich Ihnen Gesundheit und Zeit für 
all diejenigen Dinge, die bisher 
hinter Ihrer Arbeit zurücktreten 
mussten“, so Herrmann.

Der Neue ist ein 
„echtes Kammergewächs“

Auch den neuen Vorstand be-
zeichnete Herrmann als „echtes 
Kammergewächs“. So startete 
Müller im Juli 1997 seine Karrie-
re bei der BVK, zunächst als Re-
ferent in der Architekten-, Inge-
nieurs- und Rechtsanwaltsver-
sorgung, später unter anderem 
als Leiter des Vorstandsreferats. 
„Auf allen Stationen hat sich Ste-

fan Müller ausgesprochen be-
währt“, erklärte der Herrmann. 
Davon habe sich der Minister 
selbst überzeugen können, denn 
Müller war ab 2014 für gut zwei 
Jahre sein persönlicher Referent 
im Ministerbüro und dann stell-

vertretender Büroleiter. „Des-
halb bin ich mir sicher, dass Sie 
die kommenden Herausforderun-
gen ebenfalls mit Bravour bewäl-
tigen werden“, machte Herrmann 
deutlich. „Ich schätze Ihr ruhiges, 
humorvolles und kompetentes 
Auftreten außerordentlich.“

Vorteile des Verbunds

In ihren Grußworten würdig-
ten die Vertreter der Selbstver-
waltungsgremien Reinhard Graf. 
Armin Augat, stellv. Vorsitzender 
des Kammerrats bei der Baye- 
rischen Versorgungskammer, 
Bernd Buckenhofer, Vorsitzender 
des Verwaltungsrats des Bayeri-

schen Versorgungsverbands und 
Norbert Flach, Mitglied des Ver-
waltungsrats der Zusatzversor-
gungskasse der bayerischen Ge-
meinden, dankten im Namen ih-
rer Gremien dem scheidenden 
Vorstandsmitglied. 

Seine Abschieds- und Dankes-
rede nutzte Graf um auf die Vor-
teile des Verbunds der Bayeri-
schen Versorgungskammer hin-
zuweisen: „Im Hause BVK flie-
ßen verschiedenste Kenntnisse 
zusammen. Das ergibt einen ein-
zigartigen Erfahrungsschatz, mit 
dem man Versorgungssyste-
me steuern kann, die auch vor 
schweren Krisen gefeit sind, wie 
unsere Geschichte zeigt.“ 

Stefan Müller dankte seinem 
Amtsvorgänger und lenkte den 
Blick in die Zukunft: „Wichtig ist, 
dass wir das Ziel klar vor Augen 
haben. Ich werde an Deck sein 
und freue mich auf die Zusam-
menarbeit.“ Wirksam seit 1. Janu-
ar 2020 als Nachfolger von Rein-
hard Graf und Vorstandsmitglied 
ist er zuständig für die zwei kom-
munalen Altersversorgungsein-
richtungen, den Bayerischen Ver-
sorgungsverband (BVK Beamten-
versorgung) und die Zusatzver-
sorgungskasse der bayerischen 
Gemeinden (BVK Zusatzversor-
gung), sowie das Versorgungs-
werk des Bayerischen Landtags. 

Im Vorstand der Bayerischen 
Versorgungskammer verantwor-
tet er gemeinsam mit dem Vor-
standsvorsitzenden Daniel Just 
und den Vorstandsmitgliedern 
Ulrich Böger, André Heimrich 
und Axel Uttenreuther den Ge-
schäftserfolg für alle zwölf Ver-
sorgungseinrichtungen.  r

Der Vorstand der Bayerischen Versorgungskammer (v. l.): Axel Uttenreuther, André Heimrich, Daniel 
Just (Vorsitzender des Vorstands), Ulrich Böger (stellv. Vorsitzender des Vorstands), Reinhard Graf 
und sein Nachfolger Stefan Müller. Bild: Jens Schnabel

Zur Bayerischen Versorgungskammer
Als größte öffentlich-rechtliche Versorgungsgruppe Deutsch-

lands ist die Bayerische Versorgungskammer ein Dienstleis-
tungs- und Kompetenzzentrum für berufsständische und kom-
munale Altersversorgung. Sie führt die Geschäfte von zwölf 
rechtlich selbständigen berufsständischen und kommunalen 
Altersversorgungseinrichtungen mit insgesamt knapp 2,3 Mio. 
Versicherten und Versorgungsempfängern, ca. 4,8 Mrd. Euro  
jährlichen Beitrags- und Umlageeinnahmen und ca. 3,4 Mrd. Eu-
ro jährlichen Rentenzahlungen. Sie managt für alle Einrichtun-
gen zusammen ein Kapitalanlagevolumen von derzeit ca. 77 
Mrd. Euro (Buchwert). Die Bayerische Versorgungskammer be-
schäftigt über 1.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ist 
seit 2010 Unterzeichner der Charta der Vielfalt, seit 2011 Un-
terzeichner der UN-Prinzipien für verantwortungsvolles Invest-
ment (PRI) und seit Februar 2017 Unterzeichner des Memorand-
ums für Frauen in Führung.  r

mit 62,8 Prozent seinen Landrats-
posten, auf Anton Demmel (CSU) 
entfielen 37,2 Prozent.

Im Landkreis Weilheim-Schon- 
gau setzte sich Andrea Joch-
ner-Weiß (CSU) mit 65,1 Prozent 
gegen den Bewerber der Grü-
nen, Karl-Heinz Grehl (34,9 Pro-
zent), durch. Im Landkreis Berch-
tesgadener Land gewann Bern-
hard Kern (CSU) mit 58,7 Prozent 
der Stimmen ebenfalls gegen ei-
nen Kandidaten der Grünen, 
Bartl Wimmer (41,3 Prozent). Der 
CSU-Landtagabgeordnete Ot-
to Lederer besiegte im Landkreis 
Rosenheim mit 68,9 Prozent der 
Stimmen mit weitem Vorsprung 
die Grünen-Vertreterin Ulla Zeit-
lmann, die auf 31,1 Prozent kam. 

Im Oberallgäu wird Indra Bai-
er-Müller (Freie Wähler) mit 
51,85 Prozent neue Landrätin. 
Für ihren Kontrahenten Alfons 
Hörmann (CSU), Präsident des 
Deutschen Olympischen Sport-
bunds, votierten 48,15 Prozent 
der Wählerinnen und Wähler. 
Alex Eder (Freie Wähler) heißt 
der neue Landrat im Unterallgäu. 
Er holte 80,1 Prozent der Stim-
men gegen den CSU-Kandidaten 
Rainer Schaal (19,9 Prozent). 

Helmut Petz von den Frei-
en Wählern wird neuer Freisin-
ger Landrat. Mit 59,7 Prozent ließ 
er CSU-Kandidat Manuel Mück 
(40,3 Prozent) keine Chance. In 
Erding bleibt Landkreischef Mar-
tin Bayerstorfer (CSU) im Amt. 
Bei der Stichwahl setzte er sich 
gegen Hans Schreiner, gemein-
samer Kandidat der FW, SPD und 
Grünen (46,8 Prozent), durch.

Im Landkreis Pfaffenhofen an 
der Ilm folgt auf CSU-Landrat 
Martin Wolf der Kandidat der 
Freien Wähler, Albert Gürtner. Er 
erreichte 51,5 Prozent der Stim-
men und gewann somit knapp 
gegen Martin Rohrmann (CSU), 
der 48,5 Prozent erzielte. Im 
Landkreis Eichstätt konnte sich 
Alexander Anetsberger (CSU) mit 
knapp 52 Prozent durchsetzen. 
Alfons Frey von den Freien Wäh-
lern landete bei gut 48 Prozent.

Seinen Landratsposten im Land- 
kreis Bamberg verteidigte Jo-
hann Kalb von der CSU mit 58,6 
Prozent der Stimmen. Er besieg-
te Andreas Schwarz (SPD), der 
auf 41,4 Prozent der Stimmen 

kam. Der Landrat von Bayreuth, 
Hermann Hübner (CSU), wird von 
Florian Wiedemann (Freie Wäh-
ler) abgelöst. Wiedemann setz-
te sich in der Stichwahl mit 50,9 
Prozent der Stimmen gegen den 
CSU-Kandidaten Klaus Bauer 
(49,1 Prozent) durch.

Im Landkreis Ansbach behielt 
der bisherige Landrat Jürgen Lud-
wig (CSU) mit 58,9 Prozent die 
Oberhand gegen Jürgen Seifert 
(Freie Wähler), für den 41,1 Pro-
zent der Wählerinnen und Wäh-
ler votierten. Auch das Würzbur-
ger Landratsamt bleibt in CSU-
Hand. Thomas Ebert holte 64,3 
Prozent der Stimmen, seine Kon-
kurrentin Karen Heußner kam 
auf 35,7 Prozent. Im Landkreis 
Main-Spessart wird Sabine Sitter 
(CSU) neue Landrätin, sie gewann 
mit 60,3 Prozent gegen Christoph 
Vogel (Freie Wähler, 39,7 Pro-
zent).  DK

Überraschende Ergebnisse ...

heitsämter und Krankenhäuser 
tagtäglich Kärrnerarbeit zur Ein-
dämmung des Virus und sind 
auf eine derartige weitere Belas-
tung im Bereich des SGB II nicht 
vorbereitet“, verdeutlichte der 
DLT-Präsident.

„Zwar leisten wir alle unseren 
Beitrag zur Krisenbewältigung, 
aber Bund und Länder müssen 
kommunale Mehrausgaben in 
solch einer Größenordnung un-
bedingt einer sachgerechten Lö-
sung zuführen“, hob Sager her-
vor. Außerdem gehe der Deut-
sche Landkreistag von nicht 
unerheblichen Einbußen der 
Kommunen z. B. bei Gewerbe-
steuer, Einkommensteuer, Kurta-
xe oder Bettensteuer aus.  DK

Dauerhafte Schäden ...

Milliardenschweres  
Hilfspaket

Bundestag und Bundesrat 
haben ein milliardenschweres 
Hilfspaket in der Corona-Krise 
beschlossen. Es umfasst Maß-
nahmen zur Rettung von Ar-
beitsplätzen und Unterneh-
men, zur Unterstützung von 
Krankenhäusern sowie zur Si-
cherung von Lebensunterhalt 
und Wohnung der Bürger. Zur 
Finanzierung wurde ein Nach-
tragshaushalt beschlossen, 
in dem Schulden in Höhe von 
156 Milliarden Euro vorgese-
hen sind.  DK

Versorgungsunternehmen 
sind für ihre Kunden da

„Wir versorgen Bayern mit Wasser, Strom, Erdgas und Wärme“

Die im Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 
– VBEW organisierten 400 Versorgungsunternehmen haben sich 
auf die aktuelle Situation eingestellt und arbeiten rund um die Uhr 
dafür, dass die Versorgung der Gesellschaft mit Wasser, Strom, Erd-
gas und Wärme wie gewohnt weiterläuft. Dafür hat jedes Unter-
nehmen in Eigenverantwortung in kürzester Zeit ein professionel-
les Corona-Pandemiemanagement eingerichtet.

Der Dank des VBEW gilt al-
len Beschäftigten in der Versor-
gungswirtschaft die derzeit Au-
ßergewöhnliches leisten, über ih-
re Grenzen hinauswachsen und 
große Verantwortung für die Ver-
sorgung der Bürger übernehmen. 
Sie kommen nicht in den Genuss 
der Sonderregelungen für die Be-
schäftigten im Gesundheitssys-
tem. Sie müssen die Betreuung 

der Kinder weitestgehend selbst 
organisieren. Für die erforderli-
che Schutzmaßnahmen am Ar-
beitsplatz ihrer Mitarbeiter küm-
mern sich die Unternehmen unter 
schwierigsten Beschaffungsmög-
lichkeiten derzeit in Eigenregie. 
„Man kann nur den Hut davor zu 
ziehen, was derzeit in unseren Be-
trieben geleistet wird und für den 
unermüdlichen Einsatz rund um 
die Uhr danken! Unsere Beschäf-
tigten fragen nicht zuerst, ob Sie 
ins Home-Office dürfen, sondern 
wo Sie im Betrieb gebraucht wer-
den. Ein besonderes Dankeschön 
gilt in diesem Zusammenhang 
auch all unseren Dienstleistern“, 
sagte Detlef Fischer, Geschäfts-
führer des Verbands der Bayeri-
schen Energie- und Wasserwirt-
schaft e. V. – VBEW.

„Die VBEW-Mitgliedsunterneh- 
men rufen nicht gleich nach dem 
Staat. Sie arbeiten in guten und 
schlechten Zeiten in höchster Ei-
genverantwortung. Sollte sich 
die Verbreitung des Coronavirus 
in Bayern allerdings weiterhin so 
dynamisch entwickeln wie in den 
letzten Tagen benötigen die Ver-
sorger auf allen Ebenen schnell 
entscheidende Behörden“, so Fi-
scher. Durch die Ausrufung des 
Katastrophenfalls sind dafür die 
grundlegenden Voraussetzungen 
in Bayern geschaffen worden.  r
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E-Rechnungsstellung  
in Deutschland 

Christian Seidl, Geschäftsführer der TIE Kinetix GmbH, im Interview 
mit Ivo Moszynski, Leiter FeRD Deutschland

Die Deadline 18. April 2020 für die E-Rechnung steht vor der Tür. 
Der Lösungsanbieter TIE Kinetix GmbH, beschäftigt sich stark mit 
der Entwicklung in Deutschland und ist bemüht, das Thema E-Rech-
nung zu sensibilisieren. Christian Seidl Geschäftsführer der TIE Kine-
tix GmbH sprach mit Ivo Moszynski, dem Leiter des Forums Elektro-
nische Rechnung Deutschland (FeRD) über die Herausforderungen 
kurz vor der Umsetzung, den Stand heute und die Ziele aus Sicht  
eines E-Invoicing Experten.

Seidl: Welche Herausforderun-
gen bestehen für Städte, Ge-
meinden, öffentliche Auftragge-
ber und deren Lieferanten kurz 
vor der Umsetzung der E-Rech-
nung in Deutschland?

Moszynski: Ein Gesichtspunkt 
der Herausforderungen für Lie-
feranten öffentlicher Auftrag-
geber ist neben der technischen  
Einbindung der E-Rechnung die 
Erschließung aller Umsetzungs-
stände innerhalb der jeweiligen 
Bundesländer. Viele Lieferanten 
stellen Rechnungen an öffentliche 
Auftraggeber nicht nur in einem 
Bundesland, sondern haben Ver-
tragspartner in verschiedensten 
Regionen Deutschlands. Nicht in 
allen Bundesländern sind bereits 
Gesetz und Rechtsverordnung zur 
Umsetzung der E-Rechnungsstel-
lung im öffentlichen Auftragswe-
sen veröffentlicht. 

Städte, Gemeinden bzw. all-
gemein öffentliche Auftragge-
ber stellen sich verschiedenste 
Fragen, z. B.: Über welche Kanä-
le dürfen Lieferanten die E-Rech-
nung einliefern? Welche Daten-
formate muss ich als Verwaltung 
akzeptieren? Stellt mir mein Bun-
desland eine zentrale Plattform 
für den Empfang zur Verfügung 

oder kann / muss ich mich mit 
meinem Softwaredienstleister 
abstimmen? Wie gelingt uns eine  
medienbruchfreie Weiterverarbei- 
tung der eingehenden E-Rech-
nungen? Benötige ich ein elek- 
tronisches Archiv? 

Und das ist  nur ein Bruchteil 
der Fragen, die bei der Umset-
zung von Projekten zur E-Rech-
nung auftauchen. Im Grunde ist 
die Umstellung auf die E-Rech-

nung ein Digitalisierungsprojekt, 
das i.d.R. alle Fachabteilungen ei-
ner Verwaltung / eines Unterneh-
mens tangiert.
Seidl: Wie bereit sind Gemein- 
den und öffentliche Auftragge- 
ber mit der Umsetzung des E-Rech 
nungsempfangs stand heute?

Moszynski: Das lässt sich nicht 
pauschal beantworten. Einige öf-
fentliche Auftraggeber sind teils 
gut aufgestellt, ein Großteil ist 
momentan erst dabei die nötigen 
Anpassungen in den Prozessen 
und Systemen vorzunehmen. Ne-
ben dem Empfang der E-Rechnun- 
gen ist vor allem die medienbruch- 
freie Weiterverarbeitung einge-
hender E-Rechnungen eine Hür-
de, die umfangreicher Anpassun-
gen der internen Prozesse bedarf. 

Christian Seidl, Geschäftsführer 
der TIE Kinetix GmbH r

Ivo Moszynski, Leiter des Fo-
rums Elektronische Rechnung 
Deutschland (FeRD). r

Seidl: Sind in den 16 Bundeslän-
dern Unterschiede in der Ent-
wicklung der E-Rechnung festzu-
stellen?

Moszynski: Ja, einige Bundes-
länder haben ihre Regelungen 
rund um die E-Rechnungsstel-
lung im öffentlichen Auftrags- 
wesen bereits in länderspezifi-
schen E-Government-Gesetzen 
und nachgelagerten Umsetzungs- 
verordnungen verankert und ver-
öffentlicht. Andere Bundesländer 
arbeiten derzeit noch an den Ver-
ordnungen.

In Bezug auf die Umsetzung der 
E-Rechnung lässt sich feststel-
len, dass einige Bundesländer ih-
re Regelungen enger fassen und 
somit weniger Umsetzungsspiel-
raum für Lieferanten schaffen. 
Andere Bundesländer hingegen 
sind bestrebt, die Regelungen 
möglichst weit zu fassen, um ih-
ren Lieferanten einen erleichter-
ten Zugang zur E-Rechnungsstel-
lung zu ermöglichen. Dazu gehört 
sicher auch eine Verpflichtung 
der Lieferanten, man darf ja nicht 
vergessen, dass die EU-Richtli-
nie die Verwaltung lediglich ver-
pflichtet E-Rechnungen zu emp-
fangen. Wenn niemand E-Rech-
nungen schickt, dann passiert 
auch nichts. Eine Verpflichtung 
der Lieferanten sorgt dafür, dass 
die Systeme der Verwaltung auch 
genutzt werden.
Seidl: Was sind die aktuellen 
Ziele des FeRD und welche Ziele 
setzten Sie sich im Jahr 2020 um 
die E-Rechnung voranzutreiben? 

Moszynski: Das FeRD ist die 
zentrale Anlaufstelle für sämt- 
liche Akteure des Marktes und 
behandelt strategische Frage-
stellungen rund um die elektroni-
sche Rechnung als Teilprozess der  
Supply Chain.

Übergeordnetes Ziel ist es, die 
E-Rechnung in Deutschland und 
auch grenzüberschreitend zu för-
dern. Die E-Rechnung wird in die-

Advertorial
sem Zuge aus technischen, recht-
lichen und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten betrachtet. Ge-
meinsam mit den Mitgliedern 
des Forums E-Rechnung Deutsch-
land werden Informationen zur 
E-Rechnung neutral aufbereitet 
und über die Netzwerke des FeRD 
zur Verfügung gestellt.

Bereits in 2019 hat das FeRD 
seine bestehenden Kontakte zum 
Bundesministerium des Inneren, 
für Bau und Heimat (BMI) so-
wie zur Koordinierungsstelle für 
IT-Standards (KoSIT) intensiviert. 
Ziel einer gesteigerten Zusam-
menarbeit ist die Förderung und 
Verbreitung der E-Rechnung. Im 
Fokus dieser Kooperation ste-
hen in 2020 kommunikative so-
wie technische Aspekte. In die-
sem Zuge gelingt es den beteilig-
ten Parteien, den E-Rechnungs- 
Gipfel inhaltlich gemeinsam zu 
gestalten und als starke Partner 
in Sachen elektronische Rech-
nung aufzutreten.
Seidl: Welche Themen können 
wir vom FeRD im Jahr 2020, zum 
Thema E-Rechnung, E-Rech-
nungs-Formate erwarten?

Moszynski: Das Competence 
Center Marketing & Kommunika-
tion gestaltet derzeit den Aufbau 
und die Inhalte der Homepage 
www.ferd-net.de neu. Unter an-
derem werden umfassende all-
gemeine und technische FAQs auf 
der Homepage aufgenommen, 
die die ersten Fragen von Interes-
sierten kompetent beantworten. 
Weiter sind Workshops mit ver-
schiedenen Adressatengruppen 
geplant.

Das Competence Center Ge-
schäftsprozesse & Compliance 
erarbeitet derzeit einen Leitfa-
den, der die technischen, recht-
lichen und organisatorischen 
Anforderungen der E-Rechnung 
aufschlüsselt und anhand von 
Praxisbeispielen aus Wirtschaft 
und Verwaltung umsetzungs-

nahe Hinweise zur E-Rechnung 
vermittelt. Zudem ist ein grenz- 
überschreitendes Best Practice 
(Deutschland – Frankreich) ge-
plant, das den Leitfaden ergän-
zen oder in einer gesonderten 
Broschüre herausgegeben wird.

Das Competence Center Stand- 
ards, Formate & Integration wid-
met sich der Erstellung von ZUG-
FeRD 2.1. Die Veröffentlichung 
des Formats erfolgte in deut-
scher und englischer Fassung am 
24. März 2020 synchron zur fran-
zösischen Fassung von Factur-X 
1.0.05. Die Zusammenarbeit 
mit den französischen Kollegen 
des Forum National de la Fac-
ture Electronique et des Marchés  
Publics Electroniques wird derzeit 
nicht nur auf Ebene der E-Rech-
nung ausgebaut und intensiviert. 
Im April 2020 werden die Mit-
glieder des Forums E-Rechnung 
Deutschland über die Etablierung 
eines elektronischen Bestellsys-
tems (Order-X) diskutieren und 
die hierzu bereits geführten ini- 
tialen Gespräche fortführen.

Das Competence Center Schnitt- 
stelle Wirtschaft & Verwaltung 
erarbeitet eine Übersicht, die  
u. a. die rechtlichen und techni-
schen Regelungen zur Umsetzung 
der elektronischen Rechnung in 
den einzelnen Bundesländern ge-
genüberstellt. Die Länder-Steck-
briefe sollen in der ersten Jahres-
hälfte 2020 veröffentlicht wer-
den. Daneben ist ein Informa-
tionsdokument zur Leitweg-ID 
geplant, welches die häufigsten 
Fragen zur Leitweg-ID verständ-
lich aufbereitet.  r

Informationen
Erfahren Sie mehr über die 
elektronische Rechnungs-
stellung auf 
w w w.T I EK i n e t i x .c o m/ 
erechnung r

http://www.TIEKinetix.com/erechnung
http://www.TIEKinetix.com/erechnung
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Ihr digitales Netz für Verwaltung, 
Bürger, Unternehmen und Verbände:

• Sicherer Messenger
• Austausch- und Wissensplattf  orm
• Interakti on und Dialog 
• Direkt, schnell und präzise

Überzeugen Sie sich selbst: 
www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Ein Unternehmen des Verlags Bayerische Kommunalpresse GmbH und United Grid UG www.gdk-mbh.de
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Neue Zeiten erfordern neue Wege. Die GDK 
mbH, ein Tochterunternehmen des Verlags 
Bayerische Kommunalpresse GmbH und der 
United Grid UG, startet mit dem neuen Pro-
dukt Intrakommuna.

Durch Covid-19 werden unsere Gewohnhei-
ten komplett auf den Kopf gestellt, und zwar von 
heute auf morgen. Die kommunalen Entschei-
der bewältigen Dauereinsätze rund um die Uhr, 
bedienen einen stetigen Informationsbedarf 
der Partner, Kollegen und der Bürgerschaft, im-
mer verbunden mit der Sorge um die eigene Si-
cherheit und die Gesundheit der Familie. Zusätz-
lich muss jetzt viel neugewähltes Personal eine 
Feuertaufe bestehen. Die bayerische Staatsre-
gierung liefert ein gutes Beispiel an möglicher 
und notwendiger Kommunikation und meistert 
in enger Zusammenarbeit und mit dem erfor-
derlichen Abstand die Pandemie. Auch die bay-
erischen Kommunen müssen sich nun in diesen 
Zeiten effizient verzahnen. Eine klare Kommuni-
kation nach innen und außen ist notwendig.

Mit Hilfe von Softwarelösungen – wie der 
Plattform Intrakommuna – können kurzfristig 
und ohne großen Aufwand interne Wissens-
plattformen, eine Messenger App für schnelle, 
sichere und effiziente Kommunikation zwischen 
den beteiligten Stellen sowie Intranetportale für 
verbessertes Krisenmanagement ohne aufwän-
dige Onboarding- und Implementierungsprozes-
se sofort nutzbar gemacht werden. „Die Platt-
form ist sofort einsatzbereit. Wir sind vorberei-
tet“, erklärt Digitalisierungsberater Nick Loth, 
Initiator und Projektleiter von Intrakommuna.

Intrakommuna ist eine SaaS-Lösung, also eine 
cloudbasierte Anwendung („Software-as-a-Ser-
vice). Sie hilft das „Social Distancing“, das physi-
sche Abstandhalten, zu überwinden und gleich-
zeitig Teamarbeit in Quarantäne-Zeiten zu op-
timieren. Für Kommunen, Verbände, Unter-
nehmen und Behörden ist Intrakommuna ein 
hilfreiches Werkzeug. 

Der Bayerische Landkreistag arbeitet schon 
einige Zeit mit Intrakommuna und hat so die Ba-

sis für eine enge Zusammenarbeit der bayeri-
schen Landratsämter gelegt. Die Bayerische Ge-
meindeZeitung nutzt das Netzwerk, um Veran-
staltungen vor- und nachzubereiten und die Teil-
nehmer miteinander bekannt zu machen. Auch 
das ZD.B Zentrum.Digitalisierung Bayern arbei-
tet mit derselben Software. Der große Vorteil 
gegenüber anderen Anbietern ist, dass Netz-
werke – sofern es gewünscht ist – untereinan-
der vernetzt werden können. So kann eine virtu-
elle Gemeinschaft entstehen. Z.B. kann ein User 
des GZ-Netzwerks, wenn eine Berechtigung ge-
geben ist, auch Mitglied in einem oder mehre-
ren anderen Netzwerken sein. Innerhalb der 
Netzwerke gibt es aber auch geschlossene und 
offene Gruppen. Der Netzwerk-Eigentümer de-
finiert für sein Netz wen er hineinlässt und wer 
draußen bleibt. Dass die Daten dabei immer ge-
schützt sind, versteht sich von selbst.
Weitere Nutzungs- und Erweiterungsmöglich-
keiten von Intrakommuna sind:
• Bürgernetzwerke
• Interkommunale Kommunikation: Vernet-

zung von Landkreisen, Städten und Gemein-
den

• Wissensnetzwerke: Vermittlung von Exper-
tenwissen gezielt an Handlungsbevollmäch-
tigte und Entscheidungsträger 

• Geschützte Kommunikationsräume für Schü-
ler und Lehrer: Das Digitale Klassenzimmer 
lässt sich mit Intrakommuna – als Ergänzung 
zu MEBIS – ohne großen Aufwand einrichten.
Die Austauschplattform Intrakommuna ist ein 

nützliches Tool, das die aktuelle Krise etwas ent-
schärft. Von der aktuellen Corona-Pandemie ge-
trieben verändern sich die Kommunikations-
wege in rasantem Tempo. Die vielzitierte Digi-
talisierung erfährt einen ungeheuren Beschleu-
nigungsschub. Mit Intrakommuna steht für 
Kommunen, Verbände, Unternehmen und Or-
ganisationen ein modernes und erprobtes Mit-
tel zur Verfügung. Weitere Informationen kön-
nen per Mail an info@gdk-mbh.de eingeholt 
werden.  FvS

Neues Angebot des Verlags Bayerische Kommunalpresse:

Intrakommuna –  
Die Vernetzung der Netze

Bayerisches Kabinett:

Offensive für die Digitalisierung
Mit den Themen Blockchain-Technologie, Digitalisierung der wich-
tigsten Verwaltungsleistungen, digitales Unternehmenskonto, Di-
gitalisierung des bayerischen Tourismus sowie Digitalbonus befass-
te sich das bayerische Kabinett in seiner Februar-Sitzung.

Der Kontakt von Bürgern und 
Unternehmen mit Behörden soll 
einfach, schnell und online funk-
tionieren – und das 24 Stunden 
am Tag, sieben Tage die Woche. 
Um das zu ermöglichen, wird Bay-
ern nach einem Beschluss des Mi-
nisterrats die wichtigsten Verwal-
tungsleistungen bereits bis Ende 
2020 digital bereitstellen. Das ist 
zwei Jahre schneller als vom Bund 
im „Gesetz zur Verbesserung des 
Onlinezugangs zu Verwaltungs-
leistungen“ gefordert.

Bund, Länder und Kommunen 
sind verpflichtet, bis spätestens 
31. Dezember 2022 Verwaltungs-
leistungen auch digital anzubie-
ten. Darunter fallen etwa 6.000 
Verwaltungsleistungen in 14 The-
menfeldern. Um das Ziel der Digi-
talisierung der Verwaltung zu er-
reichen, wurden folgende Baustei-
ne beschlossen:
• Bayerische Roadmap 2020: Bay-
ern wird die rund 55 wichtigsten 
Verwaltungsleistungen bereits En-
de 2020 digital bereitstellen. Dar-
unter fallen etwa Leistungen aus 
dem Bereich Steuern wie Einkom-
menssteuer, Gewerbesteuer oder 
Umsatzsteuer; Leistungen aus dem  
Bereich Familie wie Familiengeld, 
Geburtsurkunde und Elterngeld 
sowie Leistungen aus dem Be-
reich Unternehmen wie Unter-
nehmensanmeldung und Gewer-
beregisterauszug. Derzeit sind 28 
dieser rund 55 wichtigsten Ver-
waltungsleistungen bereits online 
verfügbar, 20 weitere befinden 
sich in der Umsetzung. So schaffen 
wir digitale Bürgernähe.
• Aufbau von Infrastruktur für 
Land und Kommunen: Der Frei-
staat hat zentrale Komponenten 
und Basisdienste wie das Bayern-
Portal oder die BayernID entwi-
ckelt und stellt diese den staatli-
chen Behörden und Kommunen 
kostenfrei zur Verfügung.
• Digitale Innovationslabore: Um  
den Ausbau von digitalen Verwal-
tungsleistungen zügig voranzutrei-
ben, pilotiert das Digitalministeri-
um ein „Digitales Innovationsla-
bor“. Ziel ist ein BayernStandard, 
um für alle Verwaltungsleistun-
gen ein einheitliches Erschei-
nungsbild mit hohem Wiederer-
kennungseffekt zu etablieren und 
verbindlich vorzugeben. Dabei ist 
die konsequente Nutzerorientie-
rung ein zentraler Erfolgsfaktor. 
Nutzer sollen von Anfang an mit 
am Tisch sitzen und ihre Perspek-
tive einbringen.

Stichwort Digitales Unterneh-
menskonto: Unternehmen haben  
jedes Jahr durchschnittlich 130 
Kontakte zu staatlichen Behörden. 
Digitale Lösungen eignen sich,  

den dafür nötigen Arbeits- und 
Zeitaufwand zu reduzieren. Zu-
dem können durch digitale Lösun-
gen Abläufe standardisiert und 
bundeslandübergreifend überall 
in Deutschland einheitlich abge-
wickelt werden. Bayern ist es auf 
Bundesebene gelungen, den Weg 
für ein solches einheitliches digi-
tales Unternehmenskonto zu be-
schleunigen. Der IT-Planungsrat 
beauftragt den Freistaat nun, die 
Technologie für alle Bundesländer 
auszurollen.

Digitales Unternehmenskonto

Bayern schafft damit die techni-
schen und praktischen Vorausset-
zungen für die Umsetzung des Un-
ternehmenskontos. Basis wird die 
Technologie ELSTER, die in Bay-
ern entwickelt wurde und sich seit 
Jahren in der Steuerverwaltung 
bewährt hat. Ein Vorteil: Die Un-
ternehmen sind dort bereits an-
gebunden. Dadurch können bei-
spielsweise bereits bestehende 
Login-Verfahren genutzt werden.

Das Unternehmenskonto wird 
modular aufgebaut. Über das Por-
tal sollen künftig unter anderem 
die Kfz-Anmeldungen und die An-
träge von Gesundheitszeugnissen 
organisiert werden können. Für 
jedes Unternehmen können bis zu 
200 Konten für Firmenmitarbeiter 
eingerichtet werden. Das Unter-
nehmenskonto wird die Kommu-
nikation zwischen Unternehmen 
und Behörden in beide Richtun-
gen ermöglichen, also sowohl in 
Form von Bescheiden als auch An-
trägen. Steuerformulare sind dar-
in enthalten ebenso wie Maschi-
nenschnittstellen für die Kommu-
nikation zwischen Wirtschaft und 
Verwaltung.

Mit dem digitalen Unterneh-
menskonto rückt auch der „Sing-
le Point of Contact“ für Unterneh-
men näher. Damit können Unter-
nehmen über eine Schnittstelle 
mit der Verwaltung kommunizie-
ren. Bereits bei Bund und Ländern 
vorhandene Lösungen können da-
bei künftig in verschiedener Form 
an eine ELSTER-Lösung ange-
schlossen werden. Dafür sind et-
wa Schnittstellen zwischen ELS-
TER und Fachverfahren ange-
dacht, die Verlinkungen von ELS-
TER in Landesportalen oder die 
Integration der ELSTER-Schnitt-
stelle in ein vorhandenes Landes-
konto. Die zentralen Funktionen 
des digitalen Unternehmenskon-
tos sollen bereits 2021 zur Verfü-
gung stehen (Phase 1). Erweiterte 
Funktionalitäten werden bis 2022 
hinzukommen (Phase 2).

Stichwort Blockchain-Technolo-

gie: Während vielerorts noch über 
theoretische Möglichkeiten von 
Blockchain diskutiert wird, schrei-
tet der Freistaat auf seinem Weg 
für konkrete, praktische Anwen-
dungsformen voran. Nach der ers-
ten Initiative für fälschungssiche-
re Ausbildungszeugnisse anhand 
der Blockchain-Technologie plant 
die Staatsregierung nun weitere 
Schritte innerhalb der Verwaltung.

Die Bayerische Blockchain-Stra-
tegie setzt drei Schwerpunkte:
• Bayern.Block: Bayern wird als  
international führender Block-
chain-Standort etabliert. Dabei 
werden relevante Akteure der 
Branche vernetzt und zusammen-
geführt. Das Bayerische Center 
für Blockchain [bc]² unterstützt 
den Austausch und Dialog inner-
halb und außerhalb des Ökosys-
tems und steigert die interna-
tionale Sichtbarkeit des Block-
chain-Standorts Bayern.
• Bayern.Chain: Bayern setzt auf 
Umsetzungsorientierung. Der Frei- 
staat baut eigene Kompetenzen 
auf, indem konkrete Anwendun-
gen angestoßen, gefördert oder für 
den staatlichen Bereich selbst ent-
wickelt werden. Bayern.Chain um-
fasst unter anderem eine Maßnah-
me, die sich mit der Eindämmung 
von Umsatzsteuerbetrugsfällen im 
Online-Handel befasst. Auch soll 
geprüft werden, wie die Block-
chain-basierte Verifikation auch 
auf Zeugnisse weiterer Einrichtun-
gen ausgeweitet werden kann.
• Bayern.Trust: Bayern ermög-
licht für die Bürger einen prag-
matischen und informierten Um-
gang mit den Technologien und ih-
ren Anwendungen. Das Themen-
gebiet Blockchain soll dafür unter 
anderem im Informatikunterricht 
intensiver behandelt werden.

Geschäftsmodelle  
im Tourismus

Stichwort Digitalisierung des 
bayerischen Tourismus: Die Hoch-
schule Kempten hat für die Staats-
regierung unterschiedliche Zu-
kunftsszenarien zum bayerischen 
Tourismus entwickelt. Eine we-
sentliche Schlussfolgerung daraus 
ist, dass Digitalisierung und stei-
gende Mediennutzung Geschäfts-
modelle im Tourismus massiv ver-
ändern. Dies bietet erhebliche Po-
tenziale für die Weiterentwicklung 
der touristischen Angebote in der 
Fläche, setzt aber Unterstützung 
für die digitale Flexibilität der Ak-
teure voraus. Diese Potenziale sol-
len weiter gehoben werden.

Im niederbayerischen Waldkir-
chen wird die Kompetenzstelle 
Digitalisierung der Landesmarke-
tingorganisation by.TM eingerich-
tet. Ziel ist, die Vermarktung Bay-
erns durch digitale Infrastruktur-
projekte zu unterstützen und da-
durch das touristische Angebot 

zu verbessern. Hier geht es dar-
um, digitale Konzepte zu prüfen, 
auszuarbeiten und umzusetzen, 
die den Tourismus in Bayern stär-
ken. Ziel ist, dass touristische Ak-
teure den Gästen ein noch besse-
res Reiseerlebnis im Freistaat bie-
ten können. Die Kompetenzstelle 
soll als koordinierender Ansprech-
partner regional umgesetzte Pro-
jekte zu bayernweiten Lösungen 
skalieren. Technologiethemen wie 
„Augmented Reality“ oder Künst-
liche Intelligenz können in Wald-
kirchen auf ihre Anwendbarkeit 
für die Tourismuswirtschaft ge-
prüft werden.

Datendrehscheibe

Die Kompetenzstelle soll zu-
dem der Verzahnung von Digitali-
sierung und Tourismusmarketing 
dienen. Dabei werden dem Touris-
musmarketing und dem Destina-
tionsmanagement die notwendi-
gen Daten zur Verfügung gestellt 
und gemanagt. Wesentliches Inst-
rument wird dafür die Datendreh-
scheibe „Bayern Cloud Tourismus“ 
sein. Über sie werden alle für die 
touristischen Leistungsträger pra-
xisrelevanten Informationsquellen 
möglichst in Echtzeit verfügbar ge-
macht und vernetzt werden.

Die künftige Kompetenzstelle in 
Waldkirchen ist die bisher jüngste 
Maßnahme der Staatsregierung, 
um die Digitalisierung des Touris-
mus voranzutreiben. Weitere Bei-
spiele sind unter anderem das Di-
gitale Dorf Bayern, die Digitalisie-
rung im Gesundheitstourismus 
sowie das Bayerische Zentrum für 
Tourismus.

Stichwort Digitalbonus: Mit die-
sem von der Staatsregierung ins 
Leben gerufenen, bundesweit 
einzigartigen Förderprogramm 
werden Unternehmen finanziell 
unterstützt, ihre Geschäftsmodel-
le und Prozesse zu digitalisieren 
sowie ihre IT-Sicherheit zu verbes-
sern. Gefördert werden Entwick-
lung, Einführung oder Verbesse-
rung von Produkten, Dienstleis-
tungen und Prozessen durch ent-
sprechende Hard- oder Software.

Die Staatsregierung will die-
ses erfolgreiche Konzept weiter-
führen. Im Rahmen der Hightech 
Agenda Bayern soll der Digitalbo-
nus mit 60 Millionen Euro jähr-
lich dauerhaft fortgeführt wer-
den. Die inhaltlichen Schwerpunk-
te der Maßnahmen liegen bei der 
Prozessdigitalisierung unter dem 
Stichwort Industrie 4.0, bei der 
Verbesserung der IT-Sicherheit 
mit Firewalls und Datensicherung 
sowie dem Ausbau digitaler Platt-
formen von Firmen-Internetseiten 
bis hin zu Webshops.

Digitalbonus

Der Digitalbonus ist einer der 
wichtigsten und erfolgreichsten 
Fördermaßnahmen für die Digi- 
talisierung des Mittelstands in 
Bayern. Zahlreiche Investitionen  
wurden ausgelöst: Seit dem 
Start im Oktober 2016 sind über 
13.800 Anträge eingegangen. Be-

antragt wurden bisher Zuschüs-
se in Höhe von mehr als 150 Mil-
lionen Euro für Investitionen von 
gut 476 Millionen Euro bis zum 
Jahresende 2019. Mit 64 Prozent 
wurde der überwiegende Teil 
der beantragten Mittel von Un-
ternehmen aus dem ländlichen 
Raum beantragt.

Profitiert haben mit mehr als 
einem Drittel der Mittel vor allem 
Betriebe aus Regionen mit beson-
derem Handlungsbedarf. Es ist ge-
lungen, alle Branchen von der In-
dustrie über Handwerk, Bauwirt-
schaft und Handel bis hin zum 
Tourismus anzusprechen. 86 Pro-
zent der Anträge stammen von 
kleinen Unternehmen, 14 Prozent 
von mittleren Unternehmen und 
40 Prozent aus dem Handwerk. 
Im Durchschnitt erhält jeder be-
willigte Antrag 8.700 Euro an Zu-
wendungen. Das Antragsverfah-
ren verläuft weitestgehend auto-
matisiert. DK

Neuer Service für Kunden der bayerischen Vermessungsämter:

Kontaktlos zahlen in den 
Kundenzentren ab sofort möglich

„Ab sofort können Bürgerinnen und Bürger in allen Kundenzentren 
der bayerischen Ämter für Digitalisierung, Breitband und Vermes-
sung die für Planungen und Beurkundungen notwendigen Katas-
terauszüge wie Lagepläne, Flurstücks- und Eigentümernachweise 
bargeldlos mit Karte oder Smartphone bezahlen“, freut sich Finanz- 
und Heimatminister Albert Füracker. Kontaktlose Zahlungen sind 
besonders schnell und unkompliziert per Karte oder Smartphone 
möglich. Es werden auch alle gängigen Kreditkarten akzeptiert. 

Die 51 Ämter für Digitalisierung, 
Breitband und Vermessung (ÄD-
BV) mit ihren 22 Außenstellen füh-
ren und aktualisieren täglich das 
Liegenschaftskataster. Mit rund 
30.000 Grundstücksvermessun-
gen im Jahr legen sie Grundstücks-
grenzen fest, sichern das Eigen-
tum an Grund und Boden und lie-
fern damit wichtige Daten für den 
Nachweis des Grundstückseigen-
tums.

Rund 11 Mio. Flurstücke sind in 
digitaler Form im Amtlichen Lie-
genschaftskatasterinformations-
system (ALKIS) dokumentiert. Mit 

den Gebäudeeinmessungen er-
füllen die ÄDBV den gesetzlichen 
Auftrag, Neubauten und wesentli-
che Veränderungen am Grundriss 
von bestehenden Gebäuden im 
Liegenschaftskataster nachzuwei-
sen. Außerdem unterstützen die 
ÄDBV die Kommunen beim Aus-
bau des schnellen Internets.

Neben dem Service und der Be-
ratung vor Ort ist der Bezug von 
Auszügen aus dem Kataster auch 
im Internet über den Geoda-
tenshop der Vermessungsverwal-
tung möglich (www.geodatenon-
line.de). r
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Schnelles Internet  
für zahlreiche Kommunen

Staatsminister Füracker überreichte Breitband-Förderbescheide

Der Ausbau von schnellem Internet läuft in Bayern auf Hochtou-
ren. Erneut konnte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
in jüngster Zeit zahlreiche Breitband-Förderbescheide an bayeri-
sche Kommunen vergeben. „Insgesamt haben damit bereits 1.803 
Gemeinden, also 88 Prozent aller bayerischen Kommunen einen 
Förderbescheid erhalten“, freute sich Füracker. „Unsere Breit-
band-Strategie ist genau richtig für Bayern und ermöglicht Glasfa-
ser bis ins Haus. Die Gemeinden entscheiden im Rahmen ihrer kom-
munalen Planungshoheit wo dies geschieht.“

Aus Oberbayern erhalten ne-
ben der Stadt Ebersberg, die als 
eine von sechs Pilotgemeinden im 
Freistaat den geförderten Glas-
faserausbau auch in bereits mit 
mindestens 30 Mbit/s versorg-
ten Bereichen (sog. grauen NGA 
Flecken) umsetzen kann, wei-
tere zwölf Gemeinden (Pleiskir-
chen, Stammham, Wolfratshau-
sen, Schneizlreuth, Olching, Er-
esing, Hausham, Griesstätt, Prut-
ting, Seeon-Seebruck, Traunstein, 
Altenstadt) insgesamt rund 7,38 
Millionen Euro Förderung. 

Zusätzlich profitieren 52 Ein-
richtungen in Oberbayern mit ins-
gesamt über 1,47 Millionen Euro 
von der bayerischen Richtlinie zur 
Förderung von Glasfaseranschlüs-
sen und WLAN-Infrastruktur für 
öffentliche Schulen, Plankranken-
häuser und Rathäuser (GWLANR). 
Mit 483 Gemeinden befinden sich 
97 Prozent im bisherigen Förder-
verfahren. 429 Kommunen wur-
de eine Fördersumme von insge-
samt über 251,13 Millionen Euro 
zugesagt. 

Niederbayern

Sechs Gemeinden aus Nieder-
bayern (Pilsting, Markt Simbach, 
Haidmühle, Neuschönau, Stadt 
Simbach a. Inn, Wittibreut) erhal-
ten insgesamt über 5,16 Millionen 
Euro Förderung. Zusätzlich profi-
tieren 45 Einrichtungen in Nieder-

bayern mit insgesamt rund 1,39 
Millionen Euro von der GWLANR. 
Es befinden sich mit 257 Gemein-
den 99,6 Prozent im Förderver-
fahren. 253 Kommunen wurde in-
zwischen eine Fördersumme von 
insgesamt über 208,7 Millionen 
Euro zugesprochen. 

Oberpfalz

Aus der Oberpfalz bekommen 
vier Gemeinden (Birgland, Freu-
denberg, Laaber, Tirschenreuth) 
insgesamt über 3,49 Millionen Eu-
ro Förderung. Zusätzlich profitie-
ren 27 Einrichtungen in der Ober-
pfalz mit insgesamt 630.593 Eu-
ro von der GWLANR. Mit 223 Ge-
meinden befinden sich 99 Prozent 
im Förderverfahren. 211 Kommu-
nen wurde inzwischen eine För-
dersumme von insgesamt 136,98 
Millionen Euro zugesagt. 

Schwaben

Acht Gemeinden aus Schwa-
ben (Adelzhausen, Holzheim, Kais-
heim, Wemding, Gundremmingen, 
Grünenbach, Wertach, Wildpolds- 
ried) werden mit insgesamt über 
3,48 Millionen Euro Förderung be-
dacht. Zusätzlich profitieren sie-
ben Einrichtungen in Schwaben 
mit insgesamt 194.731 Euro von 
der GWLANR. Es befinden sich 
mit 331 Gemeinden 97 Prozent im 
Förderverfahren. 276 Kommunen 

wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt über 142,26 
Millionen Euro zugesprochen.

Aus Mittelfranken können sich 
fünf Gemeinden (Roßtal, Guten- 
stetten, Langenaltheim, Pfofeld, 
Heidenheim) über insgesamt rund  
3,22 Millionen Euro Förderung 
freuen. Zusätzlich profitieren 99 
Einrichtungen in Mittelfranken 
mit insgesamt über 2,74 Millio-
nen Euro von der GWLANR. Mit 
206 Gemeinden befinden sich 98 
Prozent im Förderverfahren. 185 
Kommunen wurde inzwischen ei-
ne Fördersumme von insgesamt 
über 95,49 Millionen Euro zuge-
sagt. 

Oberfranken

Sechs Gemeinden aus Ober-
franken (Pegnitz, Heroldsbach, 
Küps, Marktrodach, Teuschnitz, 
Kulmbach) sowie der Landkreis 
Bayreuth, stellvertretend für neun 
Gemeinden (Bad Berneck i. Fich-
telgebirge, Betzenstein, Creu-
ßen, Goldkronach, Pegnitz, Pre-
bitz, Schnabelwaid, Speichersdorf, 
Weidenberg), erhalten Beschei-
de für die Erschließung mit schnel-
lem Internet mit einer Fördersum-
me von rund 4,91 Millionen Euro. 

Als eine von sechs Pilotgemein-
den in ganz Bayern kann die Stadt 
Kulmbach den geförderten Glasfa-
serausbau auch in bereits mit min-
destens 30 Mbit/s versorgten Be-
reichen umsetzen. Zusätzlich pro-
fitieren 42 Schulen in Oberfranken 
mit insgesamt rund 1,32 Millionen 
Euro von der GWLANR. Es befin-
den sich alle 214 Gemeinden im 
Förderverfahren. 197 Kommunen 
wurde inzwischen eine Förder-
summe von insgesamt 150,12 Mil-
lionen Euro zugesprochen.

Vier Gemeinden aus Unterfran-

M-net:

Neue Möglichkeiten 
durch Glasfaserausbau

Im Endspurt der zweiten Ausbauphase des Glasfasernetzes in Mün-
chen befinden sich die Stadtwerke München (SWM) und Bayerns 
führender Glasfaseranbieter M-net. Bis Mitte 2021 wollen die Part-
ner rund 70.000 weitere Wohn- und Gewerbeeinheiten ans Glas-
fasernetz nehmen. Damit bieten sie künftig mehr als 600.000 
Münchner Haushalten und Unternehmen einen zuverlässigen und 
leistungsfähigen Internetanschluss und ebnen damit rund 70 Pro-
zent der Münchner Haushalte und mehr als 80.000 Gewerbebetrie-
ben den Weg in die Gigabit-Gesellschaft.

Im Rahmen von Informations-
veranstaltungen stellten die SWM 
und M-net den Ablauf der Bauar-
beiten sowie die zur Verfügung 
stehenden Breitbandprodukte vor.  
Die Anbindung des Gebäudes, 
sprich die Bereitstellung der Inf-
rastruktur ist für die Hauseigentü-
mer in den Ausbaugebieten wäh-
rend der Ausbauphase kosten-
frei. Die Nutzung von Produkten 
wie Internet, Telefon und Fernse-
hen über den Anschluss ist freiwil-
lig. „Das jährlich wachsende Inte-
resse an unseren Veranstaltungen 
zeigt, dass schnelles Internet für 
die Menschen heute zu den be-
deutendsten Standortkriterien ge-
hört – und das nicht nur in der In-
nenstadt“, hob Dr. Florian Bieber-
bach, Vorsitzender der SWM Ge-
schäftsführung, hervor. „Deshalb 
arbeiten wir mit M-net weiter da-
ran, die Stadt flächendeckend mit 
Breitband zu versorgen.“

Laut Nelson Killius, Sprecher der 
Geschäftsführung bei M-net., „er-
streckt sich unser Münchner Glas-
fasernetz nach zehn Jahren über 
den größten Teil der Landeshaupt-
stadt. Wir sind stolz darauf, dass 
diese Infrastruktur aktuell in Eu-
ropa zu den modernsten ihrer 
Art gehört. Für München ist das 
ein klarer Standortvorteil im Ver-
gleich zu Städten wie Frankfurt 
oder Berlin, von dem vor allem 
die ansässigen Unternehmen der 
Industrie und Wirtschaft spürbar 
profitieren.“

Im Jahr 2010 startete die erste 
Phase des Münchner Glasfaseraus-
baus durch die SWM und M-net. 
Innerhalb von fünf Jahren wurde 
die komplette Innenstadt inner-
halb des Mittleren Rings mit rund 
400.000 Haushalten erschlossen. 
Die Anwohner haben seitdem Zu-
gang zu schnellen und stabilen In-
ternetanschlüssen von M-net. Die 
zweite Stufe des Ausbaus läuft seit 
2016, in deren Rahmen auch viele 
Stadtteile außerhalb des Mittleren 
Rings erreicht werden. Insgesamt 
wurden dabei allein in den vergan-
genen drei Jahren über 150.000 
zusätzliche Haushalte ans Glasfa-
sernetz angeschlossen. Zum Ab-
schluss des Projekts 2021 kommen 
noch einmal rund 70.000 weitere 
hinzu. Für den Ausbau haben SWM 
und M-net bislang einen mittle-
ren dreistelligen Millionenbetrag 
in das Münchner Glasfasernetz in-
vestiert.

Bei Bestandsbauten ist eine Er-

schließung per FTTB in der Regel 
die wirtschaftlich beste Lösung. 
Dabei setzt M-net auf zukunfts-
weisende Technologien wie das 
Übertragungsverfahren G.fast, um 
 Kundenanschlüsse mit hohen und 
stabilen Bandbreiten zu ermög-
lichen. Künftig soll auch zuneh-
mend die Erschließung per FTTH 
(Fiber To The Home), bei der die 
Glasfaser bis in die einzelne Woh-
nung oder Gewerbeimmobilie ver-
legt wird, in den Mittelpunkt der 
Ausbauaktivitäten rücken. 

Bereits ans Netz genommen hat 
M-net den Ortsteil Weißenbach 
in der Gemeinde Neunkirchen am 
Sand. Ab sofort profitiert Weißen-
bach von schnellem Internet mit 
Bandbreiten bis zu 300 Mbit/s. 
Der Ausbau wurde mit Mitteln im 
Rahmen des bayerischen Förder-
programms unterstützt.

Das neue Netz führt mit Glasfa-
serleitungen direkt bis in die Häu-
ser (Fiber-to-the-Building / FTTB), 
bzw. in die Wohnungen (Fiber-to-
the-Home / FTTH) und ist dadurch 
besonders schnell, sicher und kli-
maschonend. Dafür hat M-net ins-
gesamt 11 Kilometer Glasfaser 
verlegt und im Ortsteil Weißen-
bach 20 Zugänge für insgesamt 28 
private und acht gewerbliche Ein-
heiten realisiert. Das Projekt star-
tete mit der Vertragsunterschrift 
im August 2018, die technischen 
Arbeiten waren Mitte Dezember 
2019 abgeschlossen. 

Bei der Realisierung des Aus-
baus wirkte auch die Gemeinde-
verwaltung Neunkirchen am Sand 
engagiert mit. „Zusammen mit 
M-net haben wir die derzeit fort-
schrittlichste kommerzielle Daten-
versorgung zu unseren Bürgerin-
nen und Bürgern in den Ort ge-
bracht“, erläuterte Bürgermeiste-
rin Martina Baumann. Alle seien 
stolz auf diese großartige Team-
leistung.

„Wir freuen uns, den Kunden 
vor Ort schnelles Internet, Tele-
fon und Fernsehen anbieten zu 
können“, ergänzte Dr. Oliver Bau-
mann, Abteilungsleiter Expansi-
ons- und Kooperationsmanage-
ment von M-net. Die hohe ver-
fügbare Bandbreite per Glasfaser 
eröffne insbesondere den Unter-
nehmen und Gewerbebetrieben 
vor Ort ganz neue Möglichkei-
ten. Zudem seien einer höheren 
Leistung mit der FTTH-Glasfaser-
technik auch künftig kaum Gren-
zen gesetzt. DK

ken (Hösbach, Ramsthal, Bad Kis-
singen, Volkach) wurde schließ-
lich eine Fördersumme in Höhe 
von insgesamt 419.147 Euro zuge-
sprochen. Zusätzlich profitieren 46 
Einrichtungen in Unterfranken mit 
insgesamt über 1,28 Millionen Eu-
ro von der GWLANR. Mit 304 Ge-
meinden befinden sich 99 Prozent 
im Förderverfahren. 252 Kommu-
nen wurde inzwischen eine För-
dersumme von insgesamt über 
105,02 Millionen Euro zugesagt. 

Laut Staatsminister Füracker un-
terstützt Bayern seine Kommu-
nen weiterhin kräftig, damit sie 
ihre zentralen Einrichtungen di-
rekt mit Glasfaser erschließen und 
die WLAN-Infrastruktur ausbauen 
können. Mit einer gigabitfähigen 
digitalen Infrastruktur vor Ort eb-
ne der Freistaat den Weg für neue 
digitale Anwendungsmöglichkei-
ten in Bildung, Medizin und Ver-
waltung und sorge für eine zeitge-
mäße, komfortable Umgebung für 
Schüler und Patienten.

Ziel sei der Ausbau von gigabit-
fähigen Breitbandnetzen in ganz 
Bayern. Dank der seit 2014 lau-
fenden Breitbandinitiative des 
Freistaats hätten über 95 Prozent 
der bayerischen Haushalte einen 
Zugang zu schnellem Internet er-
halten. In keinem anderen Bun-
desland werde mehr Glasfaser 
gebaut. Bei den aktuellen Pro-
jekten werden über 51.000 Kilo-
meter Glasfaserleitungen verlegt 
und mehr als 770.000 Haushalte 
mit schnellem Internet versorgt, 
vor allem im ländlichen Raum. 
„Kein Bundesland unterstützt 
seine Kommunen und damit auch 
die Unternehmen vor Ort mehr 
als der Freistaat“, machte Füra-
cker deutlich.

98 Prozent der Kommunen  
im Förderverfahren

Bayernweit sind bereits 98 Pro-
zent (2.018 von 2.056) aller Kom-
munen in das bisherige bayeri-
sche Förderverfahren eingestie-
gen. Nach Abschluss der laufen-
den Baumaßnahmen werden 
mindestens 99 Prozent der baye-
rischen Haushalte mit schnellem 
Internet versorgt sein. Ziel der 
aktuellen Förderprojekte ist es, 
diese Flächendeckung weiter zu 
steigern und die Glasfaser noch 
weiter ins Land zu bringen, mög-
lichst bis in die Gebäude (FTTB - 
Fiber to the building). 

Mit der neuen bayerischen Gi-
gabitförderung wird die Glas-
faser ausschließlich in die Häu-
ser gelegt. Bayerns ambitionier-
tes Ziel lautet: Gigabit bis 2025. 
Nach mehr als zweieinhalb Jah-
ren intensiver Verhandlungen 
hat die Europäische Kommission 
den Antrag des Freistaats auf ei-
ne landesweite Gigabitförderung 
genehmigt. Zukunftsfähige Giga-
bitnetze können nun auch in der 
breiten Fläche ermöglicht wer-
den. Die neue bayerische Giga-
bitrichtlinie ist im März 2020 in 
Kraft getreten. DK

Wie smart sind  
Deutschlands Kommunen?

Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
Deutschlandweit treiben Kommunen den digitalen Wandel voran 
und machen klare Fortschritte bei der Digitalisierung. Häufig stehen 
sie jedoch vor Herausforderungen bei der Umsetzung ihrer Digitali-
sierungsstrategien und benötigen Unterstützung bei der erfolgrei-
chen Realisierung ihrer Vorhaben. Zu diesem Ergebnis kommt die 
neueste Kommunalstudie 2019 der Initiative Stadt.Land.Digital. im 
Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie und in 
Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden. 

Wie die Studie aufzeigt, befin-
den sich fast acht von zehn Kom-
munen in der Strategiekonzepti-
on oder -umsetzung. Damit hat 
sich ihr Anteil seit dem Jahr 2015 
fast verdoppelt. Vor allem grö-
ßere Kommunen sind aktiv: So 
hat nahezu jede zweite Stadt mit 
mehr als 20.000 Einwohnern be-
reits eine fertige Strategie, unter 
den Kommunen mit weniger als 
20.000 Einwohnern dagegen noch 
nicht einmal jede fünfte. 

Auch an der Notwendigkeit ei-
ner Digitalisierungsstrategie gibt 
es kaum noch Zweifel: Neun von 
zehn Kommunen halten sie für 
sinnvoll. Bei der Umsetzung zei-
gen sich allerdings Defizite. So be-
finden sich weniger als 20 Prozent 
der Städte und Gemeinden in der 
Umsetzungsphase, nur in jeder 
zehnten Kommune ist sie schon 
weit fortgeschritten. Sechs von 
zehn Kommunen arbeiten erst an 
einer Strategie oder planen, dies 
zu tun. Die große Mehrheit steht 
bei der Transformation also noch 
ganz am Anfang. 

Zwar haben von den Kommunen 
in der Konzeptions-1 oder Umset-
zungsphase fast alle bereits erste 
Projekte auf den Weg gebracht, 
jedoch liegt der Schwerpunkt bis-
her auf sektorenübergreifenden 
digitalen Infrastrukturen. Anwen-
dungsfelder wie Energie, Umwelt 
oder Gesundheit spielen allenfalls 
eine untergeordnete Rolle. Pro-

jekte in diesen Bereichen wer-
den von weniger als jeder dritten 
Kommune realisiert.

Außerdem ist eine große Dis-
krepanz zwischen der strategi-
schen Relevanz und dem Grad 
der Umsetzung von technisch an-
spruchsvollen Themen festzu-
stellen, etwa bei Datenplattfor-
men. Zwar hat die Mehrheit der 
Städte und Gemeinden erkannt, 
dass Datenplattformen und 
Cloud-Infrastrukturen zu den kri-
tischen Erfolgsfaktoren der Di-
gitalisierung zählen, weil sie die 
Chance bieten, Daten zu bün-
deln und neue Lösungen zu ent-
wickeln. Trotzdem werden diese 
bislang erst von jeweils weniger 
als einem Drittel der Kommunen 
genutzt. 

Optimierungspotenzial 
bei Cloud-Lösungen

Die Zuständigkeit für den Auf-
bau von Datenplattformen wird 
vor allem bei den Bundesländern 
oder regionalen Zusammenschlüs-
sen gesehen. Wichtigste Kriterien 
für die Nutzung öffentlich initiier-
ter Cloud-Lösungen sind einfache 
Handhabung und zeitnahe Verfüg-
barkeit. In beiden Punkten gibt es 
noch Optimierungspotenzial.

Für eine erfolgreiche Digita-
lisierung benötigen Städte und 
Gemeinden nach eigenen Anga-
ben vor allem mehr Hilfestellung. 

Dabei erwarten sie in erster Linie 
Unterstützung vom Bund, den 
Bundesländern und den kom-
munalen Spitzenverbänden. Vor 
dem Hintergrund der noch lü-
ckenhaften Umsetzung der di-
gitalen Transformation in den 
Kommunen verwundert es kaum, 
dass sich fast alle mehr Unter-
stützung insbesondere zur Pro-
jektförderung sowie mehr Infor-
mationen zu bestehenden Ange-
boten wünschen.

Um die Umsetzung der digita-
len Transformation in die Fläche 
zu bringen und zu beschleunigen, 
bedarf es laut Studie eines am di-
gitalen Reifegrad der Kommunen 
orientierten Fünf-Punkte-Plans. 
So sollten Städte und Gemein-
den, die sich derzeit in der Kon-
zeption ihrer Digitalisierungsstra-
tegie befinden – das ist die Mehr-
heit –, durch Angebote wie Leit-
fäden und Checklisten besser 
unterstützt werden. Die führen-
den 20 Prozent der Kommunen, 
die bereits in der Umsetzung 
sind, benötigen dagegen Hilfe in 
Form beispielhafter Umsetzungs-
lösungen sowie bei der Planung 
und Finanzierung ihrer Projek-
te. „Nachzügler“-Kommunen, die 
bei der Digitalisierung noch ganz 
am Anfang stehen, sollten durch 
anschauliche „best cases“ akti-
viert werden. 

Bestehende Angebote und vor-
handenes Wissen können über 
eine zentrale Informationsplatt-
form allen Kommunen und rele-
vanten Akteuren bereitgestellt 
werden. Zudem bilden zielgerich-
tete Angebote zur Nutzung von 
Datenplattformen und Cloud-Lö-
sungen die Grundlage einer er-
folgreichen Transformation im 
kommunalen Umfeld. DK
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„Wir sind auf dem Weg 
in die Gigabit-Gesellschaft“

Branchentreff bei Langmatz: 9. Breitband-Symposium erlebt neuen Besucherrekord

Das Breitband-Symposium + Open House hat nun bereits zum  
9. Mal in Garmisch-Partenkir chen stattgefunden – erneut mit einer 
über wältigend positiven Resonanz. So wurde mit 540 Teilnehmern 
aus dem In- und Ausland sowie 31 beteiligten Partnerfirmen erneut 
ein absoluter Besucherrekord aufgestellt.

„Auch wenn Vertreter aus Po-
litik, Wirtschaft und Verbänden, 
teils zu Recht, das schleppende 
Tempo des Ausbaus von Hoch-
geschwindigkeitsnetzen kritisie-
ren, wir sind auf dem Weg in die 
Gigabit-Gesellschaft“, erklärte 
Stephan Wulf, Vorsitzender der 
Geschäftsführung von Langmatz, 
und setzte damit in seiner Begrü-
ßung den Tenor des diesjährigen 
Branchentreffs.

Bewegende Reise

Ein besonderes Highlight war 
der Vortrag von Karl-Heinz Land, 
der die Zuhörer auf eine bewe-
gende Reise in die Zukunft ent-
führte. Die nächsten Jahrzehn-
te werden seiner Ansicht nach 
mit dramatischeren Veränderun-
gen unserer Lebenswelt einher-
gehen, als die letzten 250 Jah-
re. Der bekannte Keynote-Spea-
ker und Autor schilderte, wie die 
digitale Transformation bereits 
heute die Dematerialisierung in 
all unseren Lebensbereichen vo-
rantreibt und was das für die ge-
samte Wertschöpfungskette be-
deutet – wenn beispielsweise das 
Bahn- oder Flugticket nur noch 
ein QR-Code ist. 

Der wichtigste Grund, warum 
dies aktuell passiert, liege im Phä-
nomen der Exponentialität der 
Entwicklung. So hat heute ein 
Smart Phone die acht- bis zehn-
fache Rechnerleistung des NASA- 
Computers, der 1970 die Apollo 
13 auf den Mond brachte, 15 
Tonnen wog und eine halbe Mil-
liarde Dollar kostete. Seine drei 
Kernthesen lauten: 1. Alles was 
digitalisiert werden kann, wird 
digital werden. 2. Alles was ver-
netzt werden kann, wird vernetzt 
werden. 3. Alles was automati-
siert werden kann, wird automa-
tisiert werden.

Diese Regel laufe immer nur 
in dieser Reihenfolge ab, wie das 
Beispiel des selbstfahrenden Au-
tos zeige. Als Folge des techno-
logischen Fortschritts und der 
damit einhergehenden Dema-
terialisierung werden heutige 
Berufsbilder und Produkte ver-
schwinden, die Arbeitszeiten sich 
dramatisch verkürzen. Aber nicht 
alles werde digital, so Land, die 
digitale und die physische Welt 
seien untrennbar miteinander 
verbunden. 

Das Internet ist nach Mei-
nung Lands die Infrastruktur un-
seres zukünftigen Wohlstands. 
Nach Schätzungen werden auf 
Grund der weltweiten Vernet-
zung von Dingen bis 2025 elf Bil-
lionen Dollar an neuer Wert-
schöpfung entstehen, davon 
80 Prozent durch Software und 
Services. Die digitale Welt ver-
ändert mit Smart Grids, Was-
sermanagement, Smart Home, 
Smart Retail, E-Mobilität etc. 
auch unsere Städte, die nach 
Lands Prognose in Zukunft sehr 
viel grüner werden. Die Digita-
lisierung sei der Hebel zu mehr 
Nachhaltigkeit, betonte er. 

Quartiere werden smart

Warum die Straßenbeleuch-
tung zur Vernetzung verschiede-
ner innovativer Technologien ei-
ne ideale Infrastruktur darstel-
len kann, erläuterte Dr.-Ing. Mi-
chael Diekerhof von innogy SE. 
In Deutschland gebe es 9,5 Mil-
lionen Straßenlaternen, die sich 
aus drei Gründen zur Digitalisie-
rung von Stadtquartieren eignen, 
argumentierte er in seinem Vor-
trag: Sie sind überall, sie sind ans 
Stromnetz, teilweise auch an Da-

tennetze angeschlossen, und sie 
sind heute und morgen unent-
behrlicher Bestandteil der Städ-
te. So können Laternen mit Sen-
soren versehen werden und als 
„Smart Poles“ für Konnektivi-
tät (WIFI), Mobilität (eMobility), 
Kommunikation (Werbung), Si-
cherheit (Intelligente Kamera, 
Notruf) und Nachhaltigkeit (Mes-
sung von Luftqualität) dienen. 

„Was wäre, wenn Laternen 
nicht nur Licht spenden, sondern 
Menschen verbinden und den 
öffentlichen Raum sicherer ma-
chen“, schlug Diekerhof den Bo-
gen zum Thema Sicherheit. Unse-
re Lebensqualität hänge zuneh-
mend davon ab, wie sicher wir 
uns an öffentlichen Orten fühlen. 
Für diesen Anwendungsfall hat 
das Startup aus dem innogy Kon-
zern gemeinsam mit Langmatz 
einen speziellen IoT-Notrufknopf 
entwickelt. Dieser ist an jeder La-
terne leicht nachrüstbar, Vanda-
lismus geschützt und besitzt ei-
ne bidirektionale IP-Schnittstel-
le, die eine automatische An-
passung der Lautstärke an die 
Umgebung vornimmt. Beim Be-
tätigen des Notrufs landet ein 
Hilfesuchender so unmittelbar in 
einer Leitstelle, mit der er kom-
munizieren kann.

Grabenlos statt offen

Mit welchen Methoden man 
schnell und effektiv einen Haus-
anschluss erstellt, zeigte Markus 
Spatz, Geschäftsführer der Botec 
Hupertz GmbH, an einer Reihe 
von Praxisbeispielen. Für die gra-
benlose Verlegung stellte er un-
terschiedliche Verfahren mit Ma-
schinen der Firma Tracto-Technik 
vor. Darunter den Einsatz einer 
Erdrakete, die vom Keller heraus 
zur Grube am Gehweg (oder vice 
versa) eingesetzt wird.

Nachteil dieses auf dem Prinzip 
der Bodenverdrängung basieren-
den Verfahrens ist es, dass es un-
gesteuert läuft und eine maxima-
le Reichweite von 25 Metern hat. 
Mini-Spülbohrsysteme bzw. Mi-
ni-Bohranlagen bieten dagegen 
den Vorteil, dass sie steuer- und 
ortbar sowie für die Bohrung län-
gerer Distanzen (max. 100 Me-
ter) von der Grube zum Keller ge-
eignet sind. Eine weitere Metho-
de, die Spatz präsentierte, ist die 
so genannte Keyhole-Technik, 
bei der ein Saugbagger notwen-
dig sei und die sehr kosteninten-
siv ist. Welches System auch an-
gewandt werde, „auf den Punkt 
ankommen, ist das entscheiden-
de“, erklärte Spatz mit einem Au-
genzwinkern.

Joergen Janson, Sales Manager 
der Corning Optical Communica-
tions GmbH & Co. KG, schilderte 
in seinem Vortrag die typischen 
Problemstellungen während der 
Verlegung von Glasfasern inner-
halb von Gebäuden. Während 
bei Neubauten in der Regel flexi-
ble Rohre zum Einschieben oder 
Einblasen von Kabeln vorhanden 
sind, sowie Verbundrohre in War-
tungsschächten oder Steig-berei-
chen, liege der Fall bei Bestands-
wohnungen ganz anders. „Hier 
fängt das herzhafte Spiel an“, 
sagte Janson. Wie eine Verkabe-
lung von Innenräumen ohne vor-
handene Rohre und ohne Schlit-
ze stemmen oder Aufputz funk-
tionieren kann, präsentierte Jan-
son mit Clear Track. 

Diese neuartige, praktisch un-
sichtbare Lösung, besteht aus 
durchsichtigen Glasfaserkanälen  
mit einer selbstklebenden Rück-
seite. Janson erklärte, dass das 
Produkt auf 90 Prozent aller 

Oberflächen hält, sei es Beton, 
Trockenbau, Mauerwerk oder 
Tapete. Auch gibt es im gleichen 
Programm, neben einer selbst-
klebenden Eingangsbox für den 
Flurbereich, flache Aufputzge-
häuse und geschützte Patch 
Cords für die Verbindung zum 
Router. Vorteile: Eine schnelle 
und saubere Glasfaser-Verkabe-
lung, insbesondere bei Alt- und 
Plattenbauten sowie denkmalge-
schützten Gebäuden.

Konvergenter Netzplan  
als Grundlage der  
digitalen Stadt der Zukunft

„Es ist festzustellen, dass wir 
heute noch stark über die allge-
genwärtigen Apps agieren“, sag-
te Wolfgang Weiß, Geschäftsfüh-
rer des ZDE (Zentrum für Digita-
le Entwicklung GmbH), zum ak-
tuellen Stand der Digitalisierung 
in Gemeinden. Weiß erläuter-
te, dass zu seinem Kundenkreis 
Stadtwerke, Kommunen sowie 
kommunale Gesellschaften zäh-
len. Bei diesen stünden derzeit 
viele starke Veränderungspro-
zesse an, noch spreche man beim 
Fest- und Funknetz vielfach noch 
von 4G, von Sensordaten dage-

gen noch eher wenig. Kurzfristig 
werde sich das aber signifikant 
ändern. 

So wird es in naher Zukunft 
5G-Netze sowie alle Arten von 
Sensordatennetzen wie etwa Lo-
RaWAN geben. Sicher sei, dass 
wir ein Fest- und ein Funknetz in 
der Konvergenz haben werden 
sowie definitiv mehr Teilnehmer 
in den Netzen, betonte Weiß. Im 
Zuge der weiteren Digitalisierung 
und des Breitbandausbaus wer-
de es künftig auch eine Vielzahl 
von Pattformen geben, die sich 
vernetzen, sowie Anwendungen, 
die dann wertschöpfend genutzt 
werden können. 

Am zweiten Tag präsentierten 
Partnerfir men im Olympia-Skista-
dion ihre Neuheiten zum Aufbau 
und Betrieb von Glasfasernetzen. 
Auch Langmatz selbst stellte dort 
aktuelle Entwick lungen wie den 
neuen Glasfaser- Netzverteiler 
sowie die neue Glasfaser-Mau-
erdurchführung und Teilnehme-
ranschlussdose vor, mit denen 
ein Netzausbau modular und 
wirtschaftlich erfol gen kann. Das 
bewährte Workshop-Programm 
ermöglichte den Teilnehmern, 
aktuelle Informa tionen rund um 
die Themen Glasfaserkonfek-
tionierung, Glasfasermuffen, de-
ren Applikation sowie die Ver-
legung von Kabelschutzrohren 
und Rohrverbänden zu gewin-
nen. Führungen durch das Lang-
matz Werk in Oberau gaben de-
taillierte Einblicke in die Entste-
hung der Glas faserprodukte. r

Beistellungsmodell:

Der schnellste Weg zum 
Glasfaser-Anschluss

Alle sind sich einig. Alle Haushalte in Deutschland sollen so schnell 
wie möglich mit einem Glasfaser-Anschluss versorgt werden. Gera-
de für ein Flächenland wie Bayern mit einem hohen Zersiedlungs-
grad, stellt dieses Ziel eine große Herausforderung dar.

Bisher wurde der Ausbau von 
zwei Modellen bestimmt: Dem 
Deckungslückenmodell und dem 
Betreibermodell. Wenn es nach 
Josef Scherl geht, muss das nicht 
so bleiben. Scherl ist der neue 
Konzernbevollmächtigte der  
Deutschen Telekom in Bayern. Er 
soll in Zukunft die zentrale An- 
laufstelle für Kommunen zu al-
len Fragen des Breitbandausbaus 
sein – Mobilfunk und Festnetz.

Josef Scherl, Konzernbevollmäch-
tigter Süd der Telekom Deutsch-
land GmbH. r

„Der Breitbandausbau in Bay-
ern und dem Rest der Republik 
hat uns und unsere Partnerfirmen 
an die Grenzen unserer Kapazität 
geführt“, sagt Scherl. „Unser In-
vestitionsbudget lässt es nicht zu, 
jede Ausschreibung zu bedienen.“ 

Die Lösung könnte ein neues 
Modell sein: das Beistellungsmo-
dell. Hier würde die Gemeinde ein 
Versorgungsgebiet ausschreiben, 
auf das sich verschiedene Anbie-
ter bewerben können – wie bis-
her. Die Gemeinde wählt sich das 
beste Konzept aus – wie bisher. 
Anschließend, und das ist neu, 
baut die Gemeinde das passive 
Netz nach den Vorgaben des An-
bieters. Wenn dieser Ausbau ab-
geschlossen ist, baut der Anbieter 
seine aktiven Komponenten ein 
und schließt das Netz an seinen 
Backbone an. Für seine erbrach-
te Ausbauleistung würde die Ge-

meinde selbstverständlich von 
dem Anbieter entlohnt.

Aus der Sicht von Josef Scherl 
hat das Modell für die Gemeinde 
mehrere Vorteile: „Die Gemein-
de muss nicht darauf warten, dass 
der Anbieter mit dem Ausbau be-
ginnt. Die Gemeinde kann den 
Start für den Ausbau selbst festle-
gen. Durch die Abwicklung inner-
halb der Gemeinde gibt es zudem 
enorme Chancen zur Kostenredu-
zierung, weil einfache und prag-
matische Lösungen bei der Tras-
senwahl und bei der Verlege-Tech-
nik gefunden und entschieden 
werden können.“ Der Verband 
der bayerischen Bauwirtschaft 
habe zugesagt, dass es verfügba-
re Baukapazitäten auf dem Markt 
gäbe, die im Auftrag der Gemein-
den bei den Ausbauarbeiten hel-
fen könnten, so Scherl.

Keine Fehlplanungen

Ein weiterer Vorteil bei diesem 
Modell besteht darin, so Scherl, 
dass es keine Fehlplanungen und 
Fehlinvestitionen in den Gemein-
den geben würde, wie etwa beim 
Betreibermodell. Schließlich wür-
de der ausgewählte Anbieter die 
Planung der Netzstruktur über-
nehmen. Deshalb würde die Über-
nahme in die eigene Infrastruktur 
zu 100 Prozent gesichert sein.

Bedenken, dass die Gemein-
den mit der Aufgabe des Aus-
baus überfordert sein könnten, 
hat Scherl nicht. Aus seiner Zeit 
als Technik-Chef in Bayern wis-
se er, dass die bayerischen Ge-
meinden, Landkreise und Bezirks-
regierungen mittlerweile nahe-
zu alle mit einem hervorragen-
den Wissen ausgestattet sind. 
Ihnen zu Seite würden hervorra-
gende Consulting-Büros stehen, 
die bayerischen Vermessungsäm-
ter, das Breitbandzentrum und 
das bayerische Finanzministeri-
um als oberster Regelungsgeber. 
Parallel dazu seien im Bereich 
der Planungs- und Bauleitungsfir-
men viele weitere Kapazitäten im 
Markt entstanden, die hier eben-
falls helfen könnten. Und natür-

lich werden die Gemeinden bei 
diesem Modell nicht zuletzt durch 
den Anbieter entsprechend un-
terstützt.

„Das Beistellungsmodell ist ei-
ne Chance, in Bayern alle Kräfte 
für den Glasfaserausbau zu mobi-
lisieren“, sagt Scherl. „Lassen Sie 
uns gemeinsam an dem Ziel ar-
beiten Glasfaser in jedes Haus zu 
bringen.“

Wichtig: Das Beistellungsmo-
dell ist mit den gültigen Förder-
richtlinien kompatibel. Es kann al-
so sofort umgesetzt werden. r

OZG-Förderprogramm: 

„Besser jetzt sofort anfangen!“
Die ersten Kommunen in Bayern haben die Bewilligung zum 
Förderprogramm „Digitales Rathaus“ des Freistaats erhal-
ten und in diesem Zusammenhang ein förderfähiges, maßge-
schneidertes OZG-Online-Dienste-Bundle der AKDB bestellt. 
Robert Mayr, Kämmerer und EDV-Beauftragter der Gemein-
de Bischofswiesen, erläuterte welche Dienste wichtig sind und 
was in Zukunft ansteht.
Herr Mayr, was bedeutet das OZG aus Ihrer Perspektive? Wie 
gehen Sie mit dem Thema um?

Wir nehmen die Umsetzung des OZG sehr ernst. Wir dürfen 
nicht vergessen, dass wir Dienstleister für unsere Bürger sind. 
Man sollte ihnen deshalb auch moderne Werkzeuge an die 
Hand geben. Zum Glück haben wir da die Unterstützung unse-
res Bürgermeisters. 
Warum haben Sie sich so schnell für die Beantragung des För-
derprogramms entschieden?

Es war die Überlegung: Bayern will Vorreiter sein bei der Um-
setzung des OZG. Wir haben also am 13. Dezember 2019 den 
Antrag auf Fördergeld gestellt. Und den vorzeitigen Maßnah-
menbeginn bereits am 16. Dezember gewährt bekommen. Wir 
haben 23 Dienste über das Förderprogramm bestellt.
Wie sieht die OZG-Umsetzungsstrategie in Ihrer Kommune aus?

Bisher haben wir nur einige Dienste des Bürgerservice-Portals 
im Einsatz wie die „Beantragung von Briefwahlunterlagen“ und 
„Wasserzählerablesung“. Jetzt stocken wir unser Angebot auf.
Welche Dienste sind für Ihre Kommune künftig wichtig? 

Wir erwarten, dass alle Dienste, die mit dem Bürgerbüro zu 
tun haben, häufig genutzt werden und zwar 24 Stunden am Tag.
Welche Erwartungshaltung haben Ihre Bürgerinnen und Bür-
ger heute an digitale Online-Services?

Konkrete Forderungen haben unsere Bürger bisher nicht an 
uns gerichtet. Wir verspüren deshalb auch keinen Druck aus der 
Bevölkerung. Vielleicht liegt das daran, dass wir eine Gemeinde 
mit nur ca. 7.500 Einwohnern sind. Aber trotzdem, wir wollen 
proaktiv sein und uns für die Zukunft aufstellen.
Was steht als Nächstes an in puncto Digitalisierung?

Seit dem vergangenen Jahr nutzen wir die digitale Akte 
(komXwork). Eventuell steht als nächstes die Einführung der di-
gitalen Personalakte an. Ansonsten fühlen wir uns gut aufge-
stellt und haben sehr viele Lösungen der AKDB.
Was würden Sie Ihren Kollegen in anderen Kommunen beim 
Thema OZG und Digitalisierung raten?

Verweigert Euch nicht dem Thema Digitalisierung! Das würde 
ich sagen. Wir sind schließlich Dienstleister unserer Bürger und  
müssen deshalb mit der Zeit gehen und für alle Neuerungen ein 
offenes Ohr haben. Es muss nicht sofort sein, aber verliert das 
Ziel nicht aus den Augen!  r

Deutscher Städtetag:

Diskussionspapier zu 
kommunalen Daten

Der Deutsche Städtetag hat ein Diskussionspapier „Kommunale  
Daten“ veröffentlicht. Der Verband will einen breiten öffentlichen Dis-
kurs anstoßen, um bessere Grundlagen für die Nutzung von Daten zu 
erreichen und dadurch die Digitalisierung in den Städten zu stärken.

In der Publikation gibt der 
Deutsche Städtetag einen Über-
blick über die Erhebung und 
Nutzung digitaler Daten und ei-
ne Diskussionsgrundlage für die 
kommunale Praxis. Im weiteren 
Vorgehen sollten die Städte 
in diesem Prozess kommuna-
le Selbstverwaltung neu denken, 
Rollen in der Stadt klären, Ab-
läufe auf den Prüfstand stellen, 
Künstliche Intelligenz angemes-
sen einsetzen und ethische Prin-
zipien definieren. 

Fundament der  
digitalen Stadt

Wie der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städtetages, 
Helmut Dedy, betont, „sind Da-
ten das Fundament der digitalen 
Stadt. Die Stadtverwaltungen er-
heben, speichern und verarbei-
ten Daten. Und sie vernetzen die 
verschiedenen Datenbestände in 
urbanen Datenplattformen, um 
digitale Anwendungen und Ser-
vices für die Bürgerinnen und 
Bürger anzubieten.“

Das Potenzial kommunaler Da-
ten müsse genutzt werden, um 
die Lebensqualität der Menschen 
in den Städten zu steigern, Ver-
waltungsabläufe zu optimieren 
und neue Geschäftsmodelle zu 
entwickeln, so Dedy. Ziel sei es, 
kommunale Daten schnell, ein-
fach, sicher und anwendungsbe-
zogen bereitzustellen. Dabei ha-
be der Schutz persönlicher Daten 
oberste Priorität. Ein Element für 
den Schutz von Daten sei die IT-Si-
cherheit. Es müsse sichergestellt 
sein, dass staatlich erhobene Da-
ten auch beim Staat bleiben.

Förderdschungel

Der Bund habe die Förderwür-
digkeit der Digitalisierung von 
Kommunen erkannt. Dies sei er-
freulich, denn die Städte benötig-
ten diese Unterstützung bei der 
Digitalisierung. Dedy mahnt in die-
sem Zusammenhang jedoch „eine 
klare Förderstruktur“ an. Die bis-
her aufgelegten Förderprogram-
me stammten aus fünf Bundes-
ministerien, hinzu kämen die Pro-
gramme der Länder. Problema-
tisch sei die fehlende Abstimmung. 

„Weder die Städte noch der 
Bund selbst durchschauen den 
Förderdschungel. Die Program-
me müssen abgestimmt und mit-
einander verzahnt werden. Da-
bei geht es nicht nur ums Geld. 
Es braucht auch Koordination, 
damit offene Standards und der 
fachliche Wissenstransfer den 
Städten zu Gute kommen. Hier-
für sind die Städte auch bereit, 
Standardisierungen auf Länder-, 
Bundes- oder europäischer Ebe-
ne anzuwenden“, unterstreicht 
der Hauptgeschäftsführer. DK
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Leistungsfähige Breitbandnetze:

Wichtiger Beitrag zur Digitalisierung 
und Krisenbewältigung

Von Dr.-Ing. Rainer Bauer, Ministerialdirigent  
im Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat

Der Heimarbeitsplatz ersetzt das Büro im Unternehmen, Unter-
richtsmaterial wird über Lernplattformen an Schülerinnen und 
Schüler verteilt und manch früherer Gang zum Amt erübrigt sich 
durch digitale Verwaltungsdienstleistungen. Diese Möglichkeiten, 
die sonst den Alltag erleichtern sollen, tragen derzeit zur Krisenbe-
wältigung bei und stärken die Durchhaltefähigkeit der Wirtschaft, 
des Bildungswesens und der öffentlichen Verwaltung.

Während der Datendurchsatz 
pro Sekunde am Internetknoten 
DE-CIX in Frankfurt im Jahr 2019 
durchschnittlich zwischen 4 und 
5,5 Terabit pro Sekunde betrug, 
stieg im März 2020 der durch-
schnittliche Datendurchsatz auf 
über 6 Terabit pro Sekunde, in 
der Spitze sogar auf über 9 Tera- 
bit pro Sekunde – bis dahin der 
höchste Datendurchsatz aller Zei-
ten. Das Rückgrat für diesen mas-
siven Datenaustausch bilden leis-
tungsfähige Glasfasernetze, die 
hohe Bandbreiten zuverlässig er-
möglichen.

Im Freistaat Bayern wird der 
Breitbandausbau seit 2014 mas-
siv in der Fläche vorangetrieben. 
Die Datenerhebung des Bundes-
ministeriums für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur (Stand Mit-
te 2019) macht den Fortschritt 
deutlich: Inzwischen sind 95,3 % 
der bayerischen Haushalte mit 
mind. 30 Mbit/s versorgt, En-
de 2013 waren es lediglich 61,0 
%. Neben dem eigenwirtschaftli-
chen Ausbau durch die Telekom-
munikationsunternehmen haben 
über 2.900 Projekte im Rahmen 

der bayerischen Breitbandförde-
rung insbesondere im ländlichen 
Raum zur Verbesserung der Ver-
sorgung beigetragen: Hier stieg 

ment. Allein für die seit 2013 
mit dem bayerischen Förderpro-
gramm angestoßenen Projekte 
stellt der Freistaat 1,08 Mrd. Eu-
ro zur Verfügung. Hinzu kommt 
ein Anteil der bayerischen Ge-
meinden in Höhe von über 304 
Mio. Euro. Parallel nehmen über 
200 Gemeinden das Förderpro-
gramm des Bundes zur Unterstüt-
zung des Breitbandausbaus in An-
spruch. Auf diesem Weg werden 
zusätzlich Bundes-, Landes- und 
kommunale Mittel in Höhe von 
voraussichtlich über 520 Mio. Eu-
ro in den Ausbau der bayerischen 
Netze fließen.

Erweiterte Förderung

Mit Blick auf digitale Unter-
richtsformen, Telemedizin und 
E-Government steht die Anbin-
dung von öffentlichen Schulen, 
Plankrankenhäusern und Rathäu-
sern im besonderen Fokus staat-
lichen Handelns. Im September 
2019 wurde die seit Juni 2018 
existierende Förderung von Glas-
faseranschlüssen für öffentliche 
Schulen und Plankrankenhäuser 
um Rathäuser erweitert. 

Über 4.100 Einrichtungen ha-
ben Interesse an der Förderung 
angemeldet. 1.367 Einrichtungen  
haben bis Ende März 2020 För-
derbescheide über insgesamt 
rund 40 Mio. Euro erhalten. Be-
sonders erfreulich ist, dass rund 

1.200 Einrichtungen auf anderem 
Wege in den vergangenen Jahren 
einen Glasfaseranschluss realisie-
ren konnten.

Die Vielfalt und der Umfang 
digitaler Anwendungen nimmt 
kontinuierlich zu. Damit steigen 
die Ansprüche an die Leistungs-
fähigkeit der Netze stetig. Ziel der  
bayerischen Staatsregierung ist 
daher der Ausbau flächendecken- 
der Gigabitnetze. In einem libe-
ralisierten Telekommunikations- 
markt stehen hierbei zu allererst 
die Netzbetreiber in der Verant-
wortung, ihre Netze zukunfts-
fest aufzurüsten und zu erwei-
tern.

Fest steht aber auch, dass ge-
rade im ländlichen Raum der 
Ausbau nur mit Förderung ange-
stoßen werden kann. Mit der am 
2. März 2020 in Kraft getrete- 
nen bayerischen Gigabitrichtli-
nie stellt der Freistaat ein För-
derinstrument für die nächste 
Stufe der Breitbandförderung 
bereit. 

Unser Gigabitförderprogramm 
ist das erste, das auch eine För-
derung in sog. Grauen Flecken er-
laubt. In den Verhandlungen mit 
der EU-Kommission waren daher 
grundsätzliche Fragen zu klären. 
Staatsminister Albert Füracker 
konnte in einem Gespräch mit der 
Kommission in Brüssel schließlich 
den Weg freimachen. 

Werkzeugkasten für  
den Gigabitausbau

Die Gemeinden können nun – 
übrigens als eine der ersten in der 
Europäischen Union – den Glas-
faserausbau auch in Gebieten  
vorantreiben, die zwar bereits mit 
mind. 30 Mbit/s versorgt sind, 
aber noch nicht über eine giga- 
bitfähige Infrastruktur verfügen. 
Mit dem Gigabitförderprogramm, 
dem Programm zur Förderung von 
Glasfaseranschlüssen für öffentli-
che Schulen, Plankrankenhäuser 
und Rathäuser, sowie der Kofinan-
zierung des Breitbandförderpro-
gramms des Bundes und den un-
terschiedlichen Umsetzungsmög- 
lichkeiten (Förderung der Wirt-
schaftlichkeitslücke oder Betrei-
bermodell) steht ein „Werkzeug-
kasten“ zur Verfügung, der sehr 
flexible Fördermöglichkeiten für 
den Gigabitausbau bereitstellt. 

Nur durch eine gemeinsame 
Anstrengung aller Beteiligten –  
Telekommunikationsunterneh-
men, Bund, Freistaat und Gemein-
den – kann das ambitionierte  
Gigabitziel erreicht werden. Die 
sich derzeit offenbarende Bedeu-
tung digitaler Infrastruktur wird 
die Umsetzung voraussichtlich 
weiter forcieren. r

Die Vielfalt der  
Förderlandschaft

Bestmögliche Nutzung und Kombination  
der bereitstehenden Verfahren

Von Dipl.-Ing. Roland Werb, Corwese
Mit der Veröffentlichung der neuen bayerischen Gigabitrichtlinie 
hat der bayerische Staat europaweit einen Quantensprung bei der 
Förderung des Ausbaus schneller Breitbandnetze erreicht. Wäh-
rend bisher nur „weiße Flecken“ (Bereiche ohne ein 30 Mbit/s-
Netz) förderfähig waren, erstreckt sich die Förderung nunmehr 
auch auf „Graue Flecken“, d.h. auf Bereiche mit nur einem 30 
Mbit/s-Netz.

Was heißt das nun für ein Be-
ratungsunternehmen in der Pra-
xis? Entscheidend ist Genau-
igkeit; es geht schließlich um 
die Förderung von FTTB-Netzen 
(Glasfaser bis in die Häuser) und 
da muss individuell wirklich je-
der Anschluss bereits zu Verfah-
rensbeginn betrachtet werden, 
damit das Verfahren sauber 
durchläuft und die Kommunen 
und Bürger den größtmöglichen 
Nutzen ziehen können. Welche 
Bitraten liegen heute schon an 
den betrachteten Anschlüssen 
an, handelt es sich um privat 
oder gewerblich genutzte An-
schlüsse, welche Netzbetreiber 
sind vorhanden? Der Aufwand 
für einen Einstieg in das Förder-
verfahren liegt zu einem großen 
Teil vor Verfahrensstart.

Markterkundung

Dazu bekommen die Kommu-
nen von den jeweiligen Vermes-
sungsämtern vorgefertigte Ad-
resslisten, die sie bzw. deren Be-
rater zu befüllen haben. Nach 
ersten Erfahrungen ist dies ein 
sehr praktikabler Weg. Wir als 
Berater überprüfen dann, ob 
die in den Listen gelieferten An-
gaben stimmen, treffen in Ab-
stimmung mit der Kommune 
Aussagen zu privater oder ge-
werblicher Nutzung, legen die 
„schwarzen Flecken“ fest, die 
für eine Förderung ausscheiden 
und starten dann in die Mark-
terkundung. 

Fundamentale Basis dieser 
Markterkundung ist eine haus-
genaue Adressliste, die mit sehr 
viel Sorgfalt von allen Seiten zu 
erstellen ist – schließlich darf 
weder ein Anschluss übersehen 
werden, noch einer zu viel auf-
geführt sein, was unter Umstän-
den zur Verletzung der Förder-
voraussetzungen führt.

Standardbeispiel

Wie komplex das Thema ist, 
sei an einem einfachen Stan-
dardbeispiel erläutert: Häufig 
liegt in einer Gemeinde eine 
Versorgung der Vodafone/Ka-
bel Deutschland sowie eine Ver-
sorgung über die Telekom oder 
eines vergleichbaren Anbieters 
vor. Letztere ist überwiegend als 
Verteilerlösung realisiert wor-
den (Glas bis zu den Verteilern, 
letzte Meile zum Endverbrau-
cher über Kupfer). Beide Berei-
che überlappen sich. In erster 
Näherung ist förderfähig all das, 
wo nicht Kabel Deutschland ver-
sorgt. Abzüglich natürlich Berei-
che, in denen schon FTTB-Netze 
ausgebaut sind.

Nun kommt aber noch die Un-
terscheidung private/gewerb-
liche Nutzung ins Spiel. Die mit 
diesen Filterungen beaufschlag-
te Adresslisten gehen schließlich 
in die Markterkundung, die wie 
immer zwei Aufgaben hat: 
• Prüfung der Korrektheit der 
Angaben der Kommune/des Be-
raters
• Aufzeigen von eigenwirt-
schaftlichen Ausbauplänen, die 
die Anforderungen der Richtli-
nie erfüllen.

Nach Auswertung der Antwor- 
ten zur Markterkundung kann 
sich daher das förderfähige Ge-
biet weiter verkleinern, wenn 
beispielsweise ein Anbieter ei-
nen Eigenausbau geltend macht. 
Dies kann auch durch Einsatz 
der sog. Supervectoring-Technik 

erfolgen. Nach Klärung all dieser 
Themen  geht es dann erst in die 
eigentliche Ausschreibung. 

Neu ist, dass in Bayern nun-
mehr auch Betreibermodelle 
zugelassen sind. Als Laie meint 
man, dass dies für eine Kom-
mune uninteressant sei, es gibt 
aber genügend Fälle, in denen 
ein Betreibermodell durchaus 
ein interessanter Ansatz ist. Wir, 
die Corwese GmbH beraten Sie 
dazu sehr gerne.

Komplexe Auswahl

Die bayerische Gigabit-Richt-
linie stellt für gewerbliche An-
wendungen richtigerweise hö-
here Ansprüche als bei reiner  
Privatnutzung. Diese Unterschei- 
dung nach gewerblicher und pri-
vater Nutzung macht die Aus-
wahl des richtigen Förderver-
fahrens aber noch etwas kom-
plexer.

So kann es beispielsweise vor-
kommen, dass im Rahmen der 
Gigabitförderung ein Gewerbe-
anschluss förderfähig ist, der in 
einem für Privatnutzung nicht 
förderfähigen Gebiet liegt. Um-
gekehrt fällt beispielsweise ein 
Gewerbeanschluss aus der För-
derfähigkeit heraus, wenn die-
ser in einem Vodafone/Ka-
bel Deutschland – Gebiet liegt. 
Gleiches kann für Schulen und 
Rathäuser gelten.

Sonderaufruf Gewerbe

Hier ist nun die optimale Kom-
bination der diversen Förder-
verfahren gefragt. So gibt es 
zum Beispiel vom Bund den Son-
deraufruf Gewerbe. Hier gilt von 
Haus aus eine andere Aufgreif-
schwelle. Nach Auffassung des 
Bundes gilt ein Anschluss nur 
dann als versorgt, wenn die Zahl 
seiner internetverbundenen  
Arbeitsplätze multipliziert mit  
30 Mbit/s gegeben ist, ansons-
ten kann ein solcher Anschluss 
über den Bund gefördert wer-
den. Auch hier muss also fall-
weise sehr genau hingeschaut 
werden.

Voraussetzung für die Förder-
fähigkeit ist aber hier wiederum 
die Tatsache, dass es sich um ei-
nen zusammenhängenden, offizi-
ell als Gewerbegebiet ausgewie-
senen Bereich handelt. Getrennt 
betrachtet werden müssen auch 
die Anschlussmöglichkeiten von 
Schulen und Rathäusern nach 
der GWLAN-Richtlinie des Frei-
staates.

Erfahrung und Ideenreichtum

Eine Beschränkung der An-
wendbarkeit des neuen bayeri-
schen Verfahrens kann auch in 
der Überschreitung der vorge-
gebenen Förderhöchstsätze lie-
gen. In diesem Falle wäre wie-
derum die Anwendung des Bun-
desförderverfahrens geboten, 
damit der für die Gemeinde op-
timale Eigenanteil zum Tragen 
kommt.

Fazit: Der Freistaat Bayern hat 
mit seiner neuen Richtlinie ein 
Superprogramm aufgelegt. Um 
ein für die Kommune optima-
les Preis-Leistungsverhältnis zu 
erreichen, ist die optimale Kom-
bination aller möglichen Förder- 
verfahren geboten. Dazu braucht 
es praktische Erfahrung und den 
notwendigen Ideenreichtum. 

Wir, die Corwese GmbH, ste-
hen Ihnen gerne zur Seite. r

Dr.-Ing. Rainer Bauer. r

der Anteil der mit 30 Mbit/s ver-
sorgten Haushalte von 27,1 % auf 
88,7 % – eine Verbesserung um 
über 61 Prozentpunkte. 

Der Ausbau der Netze erfor-
dert hohes finanzielles Engage-

Die Bayerische Gemeindeordnung, 
die Digitalisierung und ein update

Mit Blick auf den Schutz vor weiterer Verbreitung des Corona-Virus 
hat das Bayerische Innenministerium in einem Schreiben an Land-
ratsämter, Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Bezirke  
Empfehlungen zur Vorgehensweise bei öffentlichen Sitzungen die-
ser kommunalen Gremien gegeben. Vorangegangen waren ein 
Schreiben des CSU-Fraktionsvorsitzenden im Landshuter Stadtrat 
Rudolf Schnur sowie eine Anfrage von KPV-Landesvorsitzendem 
Landrat Stefan Rößle (Donau-Ries).

Laut Mitteilung des Bayeri-
schen Innenministeriums werden 
die Gremien gebeten, „Sitzungen 
dieser kommunalen Gremien bis 
auf weiteres auf ein Mindestmaß 
zu beschränken und den rechtli-
chen Rahmen, den Gemeindeord-
nung, Landkreisordnung und Be-
zirksordnung bieten, zu nutzen, 
um in der derzeitigen Situation 
entsprechend der örtlichen Ge-
gebenheiten und der weiteren 
Entwicklung der Lage flexibel ent-
scheiden zu können“.

Den Städten und Gemeinden 
wird empfohlen, bis zum Ende 
der Wahlperiode am 30.04.2020 
kurzfristig einen Ferienausschuss 
einzusetzen bzw. die Ferienzeiten 
eines bestehenden Ferienaus-
schusses hieran anzupassen. Vor 
dem Hintergrund der gegenwärti-
gen Situation sei dies auch analog 
für Kreistage anzuwenden.

Für diesen Fall hält es das In-
nenministerium – ungeachtet des  
für Sitzungen geltenden Öffent-
lichkeitsgrundsatzes – ausnahms-
weise für zulässig, Umlaufbe-
schlüsse im schriftlichen oder 
elektronischen Verfahren zu fas-
sen. Ein Umlaufbeschlussverfah-
ren könnte freilich allenfalls von 
den Gesundheitsbehörden aus in-
fektionsschutzrechtlichen Grün-
den angeordnet werden.

Der CSU-Fraktionvorsitzende 
im Landshuter Stadtrat, Rudolf 
Schnur, hatte sich im Vorfeld wie 
folgt geäußert: „Wenn es zu einer 
Krisensituation kommt, müssen 
ehrenamtliche Gemeinde- und 
Stadträte feststellen, dass die Ge-
meindeordnung seit Jahrzehnten 
hinsichtlich moderner Sitzungs-
formen stillsteht.“ Dabei seien Te-
lefon- und Videokonferenzen, zu-
mindest Abstimmungen im Um-

laufverfahren durch Telekom-
munikationsgeräte wie Telefax 
oder E-Mail, fester Bestandteil 
im Wirtschaftsleben und zum Teil 
auch schon in der öffentlichen 
Verwaltung.

Sicheres Online-Banking ist 
Schnur zufolge millionenfaches 
Tagesgeschäft und Standard. Für 
Entscheidungen in Gemeinde- 
und Stadträten sei das freilich 
alles kein Thema. Hier bestehe 
persönliche Anwesenheitspflicht. 
Von Übertragung der Stimme mit-
tels Datenleitungen keine Spur.

„Jetzt in Zeiten des Coronavirus 
entfallen Sitzungen aus Vorsichts-
gründen, da die meisten Sitzun-
gen öffentlich durchgeführt wer-
den sollen“, so der Fraktionschef. 
Sein Appell: „Höchste Zeit für den 
Ministerpräsidenten, seinen In-
nenminister und den bayerischen 
Landtag, der Gemeindeordnung 
ein update zukommen zu lassen 
und der modernen Technik Gel-
tung zu verschaffen!“

Kommunale  
Handlungsfähigkeit 
aufrechterhalten

In einem Schreiben an Kommu-
nalminister Joachim Herrmann 
hatte der KPV-Landesvorsitzende,  
Landrat Stefan Rößle, darauf ver-
wiesen, dass „gerade wir als poli-
tische Entscheider in der Verant-
wortung stehen, der Gesundheit 
der Bevölkerung, aber auch der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in unseren Ämtern höchste Priori-
tät einzuräumen“. Deshalb würden 
derzeit vielerorts alle kommunalen 
Gremiensitzungen abgesagt.

Leider würden dadurch auch 
essenzielle Beschlüsse wie Haus-
haltsverabschiedungen, die ent-

scheidend für die kommunale Ar-
beitsfähigkeit sind, lange hinaus-
gezögert, betonte Rößle. Wich-
tige Projekte könnten so nicht 
weiterverfolgt bzw. dieses Jahr 
noch umgesetzt werden. 

Aus diesem Grund hatte der 
Landrat Minister Herrmann ge-
beten, prüfen zu lassen, ob in 
Ausnahmefällen eine Beschluss-
fassung der kommunalen Gremi-
en im Umlaufverfahren ggf. über 
eine Gesetzesänderung ermög-
licht werden könnte. Damit sei 
die Handlungsfähigkeit der Kom-
munen in diesen schwierigen Zei-
ten noch wirksamer aufrechtzu-
erhalten. DK

Kaniber startet Online- 
Plattform „Lokal-Helden“

Wo gibt es jetzt noch schmackhaftes Essen, wie man es aus dem 
Wirtshaus oder der Restaurantküche kennt? Bayernweit entwi-
ckeln Wirte kreative Strategien, um ihre Betriebe trotz der gelten-
den Ausgangsbeschränkungen aufrecht zu erhalten. Denn Essens-
angebote zum Mitnehmen oder per Lieferservice sind weiterhin 
möglich. Das Landwirtschaftsministerium bündelt jetzt diese Ange-
bote übersichtlich auf der Online-Plattform „Lokal-Helden“ (www.
lokalhelden.bayern).

„Die beste Möglichkeit, uns 
und unsere Mitmenschen zu 
schützen, ist Abstand zu halten. 
Das heißt aber nicht, dass wir da-
heim auf Angebote unserer regi-
onalen Küche verzichten müssen. 
Die Lokal-Helden-Initiative hilft 
allen: Die Land- und Ernährungs-
wirtschaft kann ihre Produkte 
weiterhin absetzen, die Gastro-
nomie läuft unter neuen Vorzei-
chen weiter und die Verbraucher 
werden bestens versorgt“, sag-
te Ernährungsministerin Micha-
ela Kaniber. Partner des Projekts 
der Genussakademie Bayern am 
Kompetenzzentrum für Ernäh-
rung sind der Bayerischen Rund-
funk und der bayerische Hotel- 
und Gaststättenverband.

Aktuellen Schätzungen zufol-
ge sind 50 Prozent der bayeri-
schen gastronomischen Betrie-
be durch die Corona-Krise in ihrer 

Existenz bedroht. Viele Wirtshäu-
ser suchen deshalb nach neuen 
Geschäftsmodellen. „Lokal-Hel-
den“ vereint sämtliche Angebo-
te in Bayern. Sie werden auf der 
Website auf einer Landkarte an-
gezeigt. Neben Kontaktdaten und 
Beschreibung der Wirtshäuser 
sind die Angebote nach „Liefer-
service“ und „Speisen zum Abho-
len“ kategorisiert. 

Teilnahme erwünscht

Alle gastronomischen Betriebe 
sind aufgerufen, teilzunehmen. 
Insbesondere kleine, heimische 
Wirtshäuser mit Klassifizierungen 
wie „Ausgezeichnete Bayerische 
Küche“, „Wirt sucht Bauer“, „Bau-
ernhofgastronomie“ und „Kuli- 
narisches Erbe Bayern“ sollen  
mit der Plattform unterstützt 
werden. r
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Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes:

Lob und Kritik
Reaktionen von DStGB, bvse, VKU und NABU

Das Bundeskabinett hat den Gesetzesentwurf zur Novelle des  
Kreislaufwirtschaftsgesetzes auf den Weg gebracht. Damit will die 
Bundesregierung die Abfallvermeidung verbessern und das Recyc- 
ling verstärken. Das EU-Kreislaufwirtschaftspaket wurde im Juni 
2018 von der Europäischen Union verabschiedet. Bis 5. Juli 2020 
muss es in nationales Recht umgesetzt werden.

In einer Stellungnahme hat der 
DStGB darauf hingewiesen, dass 
er von der KrWG-Novelle eine 
Stärkung der kommunalen Steu-
erungsverantwortung im Bereich 
der Abfallentsorgung erwartet. 
Zusätzlich fordert er einen Aus-
bau der Herstellerverantwortung. 
Die kommunale Steuerungsver-
antwortung garantiert aus Sicht 
des Verbandes eine langfristig ge-
sicherte Entsorgung auf hohem 
ökologischen Niveau und zugleich 
einen attraktiven Service für die 
Bürgerschaft zu kostendeckenden 
Gebühren. Dass die deutsche Ent-
sorgungswirtschaft insbesondere 
wegen hoher Verwertungsquoten 
international Maßstäbe setzt, sei 
ein Verdienst der Städte und Ge-
meinden.

Rolle der kommunalen  
Entsorgungsträger stärken

„Nachdrücklich zu kritisieren 
ist, dass der Entwurf des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes kein Kla-
gerecht der kommunalen Ent-
sorgungsträger bei gewerblichen 
Sammlungen mehr vorsieht. Das 
ist im Vergleich zum Referenten- 
entwurf ein Rückschritt und wird 
dem hohen Anspruch, den auch 
die Bürgerschaft mit Recht an eine 
kommunal verantwortete Abfal-
lentsorgung stellt, nicht gerecht“, 
stellte DStGB- Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Gerd Landsberg klar. „Wenn 
wir den Ressourcen- und Umwelt-
schutz ernsthaft stärken wollen, 
muss die Rolle der kommunalen 
Entsorgungsträger gestärkt und 
nicht geschwächt werden.“

Die Novelle des KrWG müsse 
darüber hinaus eine noch stärke-
re Einbindung von Herstellern und 
Vertreibern von Einwegkunststoff-
produkten vorsehen, fuhr Lands-
berg fort. Den Kommunen und da-
mit auch den Gebührenzahlern 
seien in den vergangenen Jahren 
durch eine zunehmende Vermül-
lung des öffentlichen Raums (Lit-
tering) immer höhere Kosten für 
die Beseitigung der Abfälle und die 
Reinigung der öffentlichen Räume 
entstanden. Dem müsse wirksam 
begegnet werden. Dafür sei es not-
wendig, dass alle „litteringintensi-
ven“ Produkte in die Herstellerver-
antwortung einbezogen werden. 
Hier müsse das Verursacherprinzip 
voll zur Anwendung kommen.

Wesentliche Voraussetzung ist 
es Landsberg zufolge, dass die Her-
steller schon bei der Produktion 
von Waren auf die Ressourcenef-
fizienz, Recyclingfähigkeit und Um-

weltverträglichkeit achten. Demzu-
folge müsse eine Nichtbeachtung 
für die Hersteller und Vertreiber fi-
nanziell spürbar sein.

Grundsätzlich begrüßt wird die 
Novelle des KrWG vom bvse- 
Bundesverband Sekundärrohstof-
fe und Entsorgung, bringe sie doch 
durchaus Fortschritte für das Ziel 
hin zu einer modernen Kreislauf-
wirtschaft durch eine Stärkung des 
Recyclings von Abfällen. Allerdings 
bleibe die Novelle teilweise sehr 
deutlich hinter ihren Möglichkei-
ten zurück, so der bvse.

Positiv wertet der Verband, dass 
der neue Entwurf eine kommu-
nale Klagebefugnis im Anzeige-
verfahren für gewerbliche Samm-
lungen nicht mehr vorsieht. Ein 
Festhalten an dem ursprüngli- 
chen Vorhaben hätte private 
Sammlungsstrukturen zugunsten 
der Kommunen weiter geschwächt, 
weil das gesetzlich vorgesehene 
Anzeigeverfahren „faktisch“ zu ei-
nem Genehmigungsverfahren um-
funktioniert worden wäre, das sich 
über etliche Monate oder gar Jahre 
hätte hinziehen können.

Gefährdete Sammelstrukturen

Nachdem die kommunale Kla-
gebefugnis im neuen Gesetzes- 
entwurf gestrichen worden ist, 
drohe der gewerblichen Samm-
lung jedoch an anderer Stelle ein 
neues Problem. Der neue Geset-
zesentwurf sieht nicht nur vor, 
dass die Herstellerverantwortung 
nicht nur die freiwillige Rücknah-
me von selbst in den Verkehr ge-
brachten Produkten beinhaltet, 
sondern wird auch auf Produkte 
anderer Hersteller erweitert. „Die 
Erweiterung auf Produkte ande- 
rer Hersteller birgt allerdings  
enorme Risiken. Diese kann künftig 
bereits dann möglich sein, wenn 
die Rücknahme und Verwertung 
mindestens gleichwertig zu dem 
des öffentlichen rechtlichen Ent-
sorgungsträgers sind. Die gut eta-
blierten Sammelstrukturen, zum 
Beispiel im Alttextilbereich, wür-
den dadurch gefährdet werden, 
denn es ist zu erwarten, dass die 
Hersteller bei der freiwilligen Rück-
nahme ihren Fokus auf die hoch-
wertigen Materialien legen“, kriti- 
sierte bvse-Hauptgeschäftsführer 
Eric Rehbock.

Noch einmal deutlich ver-
schlechtert hat sich nach Meinung 
des bvse jedoch § 45 „Pflichten 
der öffentlichen Hand“. Diese Re-
gelung soll eigentlich dazu dienen, 
dem Markt der Recyclingprodukte 

einen deutlichen und nachhaltigen 
Impuls zu geben. Laut Rehbock ent-
puppt sich diese Regelung jedoch 
inzwischen als „eine Art Mogelpa-
ckung“. Nachdem bereits im ersten 
Entwurf Mitte 2019 eine eher halb-
herzige Regelung ohne Sanktions-
androhung oder zumindest Nach-
weisverpflichtung auf Kritik des 
bvse stieß, wurde die Pflicht zur 
Bevorzugung nun noch weiter ab-
geschwächt. Der Bundesverband 
Sekundärrohstoffe und Entsorgung 
mahnt deshalb an, hier deutlich 
nachzubessern. Zumindest müsse 
eine jährliche Berichtspflicht ein-
geführt werden, um transparent 
zu machen, ob die angestrebte Be-
vorzugung von Recyclingprodukten 
tatsächlich umgesetzt wird.

„Im Hinblick auf die ökologi-
schen Ziele der EU-Abfallrahmen-
richtlinie hat das Bundesumwelt-
ministerium einen guten Entwurf 
erarbeitet“, erklärte VKU-Vizeprä-
sident Patrick Hasenkamp. Sor-
ge bereite allerdings die mögliche 
Schwächung kommunaler Erfas-
sungsstrukturen. Die Kommunen 
seien das Rückgrat der hochent-
wickelten deutschen Kreislauf-
wirtschaft. Ihre Position dürfe – 
auch im Sinne der ökologischen 
Ziele – nicht geschwächt werden.

„Wir begrüßen, dass das Bundes-
kabinett eine Obhutspflicht für den 
Versandhandel einführen möchte, 
der die Vernichtung von Retouren 
unterbinden soll. Auch in anderen 
Bereichen bewirkt der Online-Han-
del leider ökologische Rückschritte: 
Die wachsende Menge an Kartona-
gen belastet die kommunale Alt-
papiersammlung und die eigent-
lich vorgeschriebene Rücknahme 
von Elektroaltgeräten funktioniert 
kaum“, machte Hasenkamp deut-
lich. Hier müsse dringend gegenge-
steuert und der Online-Handel an 
seine ökologische Verantwortung 
erinnert werden.

Recyclingquoten 
werden schöngerechnet

Seit Jahren werden aus Sicht 
des VKU europaweit Recycling-
quoten schöngerechnet. Die Me-
thode: Nicht das, was als Sekun-
därrohstoff aus einer Recyclingan-
lage rauskommt, fließt in die Quo-
te mit ein, sondern das, was in die 
Anlage hineingegeben wird, inklu-
sive nicht recycelbarer Fremdstof-
fe. Die Folge: Die ausgewiesenen 
Quoten sind höher als die tatsäch-
lich recycelten Mengen. 

Damit soll nun Schluss sein, un-
terstrich Hasenkamp: „Gut, dass 
dieser Missstand angegangen wird. 
Die Branche braucht endlich aus-
sagekräftige Quoten. Klar ist aber 
auch, dass dies die deutsche Ent-
sorgungswirtschaft vor erhebli-
che Herausforderungen stellt. Die 
Quoten werden erst einmal nied-

riger ausfallen als bisher – die An-
forderungen bleiben. Umso wichti-
ger ist es, die kommunale Getrenn-
terfassung zu stärken – eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für 
hochwertiges Recycling. Die neu-
en Getrenntsammlungspflichten 
der Kommunen, die sich erstmals 
auch auf Alttextilien erstrecken, 
werden von den kommunalen Ent-
sorgungsunternehmen zuverlässig 
umgesetzt werden.“

Als hoch problematisch betrach-
tet der VKU-Vizepräsident die er-
weiterte Zulassung von freiwilligen 
Rücknahmen von Produktabfällen 
durch Hersteller und Vertreiber. 
Hersteller sollen in Zukunft Abfälle 
aus eigenen Produkten sowie auch 
aus Fremdprodukten annehmen 
können. „Naturgemäß werden Her-
steller und Vertreiber nur solche 
Produktabfälle zurücknehmen, mit 
denen sich Geld verdienen lässt, 
wie z. B. Alttextilien oder Metall-
abfälle. Für die Kommunen bleiben 
dann im schlimmsten Fall nur noch 
Rest- und Sonderabfälle übrig. Die 
Politik muss die Frage beantwor-
ten, wie in Deutschland ein gut 
ausgebautes Netz von Wertstoff-
höfen funktionsfähig erhalten wer-
den soll, wenn sich zugleich jede 
Supermarktfiliale zum Wertstoff- 
entsorger erklären kann.“ Nach 
Überzeugung des VKU können frei-
willige Rücknahmen von hersteller-
fremden Produktabfällen nur dann 
zugelassen werden, wenn damit 
ein nachgewiesener Vorteil für die 
Kreislaufwirtschaft verbunden ist. 

Kommunale Klagebefugnis

Sorge bereitet dem VKU auch, 
dass öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger wohl nicht wie erwar-
tet gegen gewerbliche Sammler 
von Haushaltsabfällen klagen dür-
fen, wenn die gewerbliche Samm-
lung der kommunalen Samm-
lung Wertstoffe entzieht und so 
die kommunale Entsorgung be-
einträchtigt. „Eine Klagebefugnis 
der Kommunen ist dringend erfor-
derlich, um gleiche Bedingungen 
herzustellen. Da sich gewerbliche 
Sammler gegen behördliche Verfü-
gungen gerichtlich wehren können, 
muss auch der öffentlich-rechtli-
che Entsorgungsträger klagen kön-
nen, wenn die Behörde eine ange-
zeigte gewerbliche Sammlung ein-
fach durchwinkt“, so Hasenkamp.

Lob und Kritik kam auch vom Na-
turschutzbund Deutschland. Be-
grüßt werden zahlreiche Neuerun-
gen des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes, insbesondere weitergehende 
Anforderungen an die Abfallver-
meidung, die Produktverantwor-
tung, die öffentliche Beschaffung 
sowie an die Abfallberatung. Der 
aktuelle Entwurf werde somit eher 
dem Anspruch gerecht, die Abfall-
hierarchie umzusetzen.

Übergeordneter Plan fehlt

Gleichzeitig bedauert der NABU, 
„dass ein übergeordneter Plan zum 
Übergang von einer linearen zu ei-
ner Kreislaufwirtschaft zu fehlen 
scheint. Der Gesetzgeber hat die 
Aufgabe, unseren Lebensstandard 
zu verbessern und dabei gleichzei-
tig unseren Ressourcenverbrauch 
nicht nur zu entkoppeln, sondern 
auf ein technisch machbares Mi-
nimum zu senken. Für diese Trans-
formation unseres wirtschaftli-
chen Handelns hat der zukünftige 
Umgang mit unseren Abfällen eine 
zentrale Bedeutung.“

Die Bundesregierung wird daher 
aufgefordert, klare und verbindli-
che Abfallvermeidungsziele in das 
Gesetz zu übernehmen, die (Vor-
bereitung zur) Wiederverwendung 
und insbesondere ReUse- und  
Reparaturbetriebe sowie -Netz-
werke stärker zu fördern, und die 
Verpflichtung zum Recycling von 
Siedlungsabfällen bis 2035 auf 90 
Prozent zu erhöhen. Zudem müs-
se die Biotonne verpflichtend in 
ganz Deutschland eingeführt und 
die Produzentenverantwortung 
rechtssicher gestaltet werden. 
Auch seien die Pflichten bei Abfall-
vermeidung, -beratung und beim 
Vollzug des Kreislaufwirtschafts-
gesetz strikter zu fassen. DK

Verband der Bayerischen Entsorgungsunternehmen:

Vom richtigen Umgang  
mit Bioabfall und Batterien

Die kürzlich vorgelegte erste Bilanz der Biotonne-Einführung im 
Landkreis Berchtesgadener Land betrachtet der Verband der  
Bayerischen Entsorgungsunternehmen als Bestätigung seiner For-
derung, eine Biotonne für jeden bayerischen Haushalt anzubieten. 
Erstmals wurden im April 2019 mit ihrer Einführung die Bioabfälle 
im Landkreis Berchtesgadener Land getrennt erfasst.

Wie die Bilanz ausweist, wur-
den aus den Bioabfällen (Erfas-
sung über die Biotonne) etwa 
625.000 kWh Strom erzeugt, was 
einem jährlichen Strombedarf 
von ca. 110 Vier-Personen-Haus-
halten entspricht. Darüber hin-
aus wurden noch etwa 750.000 
kWh Wärme produziert, die zu 
50 Prozent für die Beheizung von 
Produktion, Büro, Werkstatt und 
Häusern sinnvoll genutzt wurde. 
Somit konnten ca. 37.500 Liter 
Heizöl eingespart werden. Ne-
ben Strom und Wärme wurden 
im zweiten Schritt nach Durch-
laufen der Biogasanlage etwa 
1.800 Tonnen Kompost erzeugt. 
Dadurch konnten ca. 1.200 m³ 
Torf eingespart werden, was ei-
ner jährlichen, nicht abgebauten 
Torffläche von ungefähr vier Hek-
tar entspricht. 

Einsatz für 
flächendeckende Biotonne

Die mittelständisch geprägten  
bayerischen privaten Entsor- 
gungsunternehmen sehen diese  
beeindruckenden Zahlen als Be-
stätigung ihres Einsatzes für die 
flächendeckende Biotonne: Ab-
fälle getrennt zu erfassen, ist 
laut VBS-Geschäftsführer Rüdi-
ger Weiß die Voraussetzung für 
hochwertiges Recycling. Gera-
de Bioabfälle ließen sich beson-
ders gut verwerten. Doch ausge-
rechnet hierbei stellten sich eini-
ge Kommunen und Landkreise im 
Freistaat immer noch quer. Die 
seit Januar 2015 bestehende Ver-
pflichtung, Bioabfälle getrennt 
zu erfassen, werde oft nicht kon-
sequent umgesetzt bzw. gezielt 
umgangen.

„Wenn beispielsweise verlangt 
wird, dass die Bürger ihren Bioab-
fall zu zentralen Sammelpunkten 
bringen, dann ist das nichts ande-
res als der Versuch, die geltende 
Gesetzeslage zu umgehen. Kein 
Mensch fährt seinen Biomüll zum 
Wertstoffhof! Daher landet er 

viel zu häufig in den kommunalen 
Verbrennungsanlagen“, betonte 
Weiß. Er appellierte deshalb an 
die Verantwortlichen, das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz im Sinne 
des Klima- und Ressourcenschut-
zes endlich ernst zu nehmen und 
jedem Bürger in Bayern direkten 
Zugang zu einer Biotonne zu er-
möglichen.

Zum Vergleich: In Schleswig- 
Holstein und Hessen werden je-
weils über 90 Kilogramm je Ein-
wohner und Jahr über die Bioton-
ne erfasst, während dieser Wert 
in Bayern nur bei 56 Kilogramm 
liegt. Ein wesentlicher Grund 
hierfür ist die nahezu flächende-
ckende Einführung der Biotonne 
in diesen beiden Bundesländern.

Erneuert wurde vom VBS auch 
die Forderung nach Pfandpflicht 
für Batterien. Beim traditionel-
len Nassabfalltreffen der Firma 
Hans Schmidt GmbH & Co. KG in 
Fürth, in dessen Zentrum gefähr-
liche Abfälle, u.a. auch der rich-
tige Umgang mit Lithium-Batte-
rien, standen, sprach VBS-Prä-
sident Otto Heinz von einer sich 
zuspitzenden Situation. Es verge-
he keine Woche, in der es nicht 
irgendwo in Deutschland in Ent-
sorgungsfahrzeugen, Betriebshö-
fen oder Sortieranlagen brennt, 
weil Lithium-Batterien nicht rich-
tig entsorgt wurden. 

„Mit einem Pfand ab 9 Volt 
Spannung hätten wir die Chan-
ce, den Akkus einen Wert zu-
zuschreiben und könnten so ei-
nen fachgerechten Umgang bei 
der Entsorgung erreichen“, hob 
Heinz hervor. Aus Sicht des Ver-
bandes wäre es außerdem not-
wendig, dass Batterien und Akku-
mulatoren ausbaubar sind, und 
die Mindestsammelquote im Bat-
teriegesetz von bislang 45 auf 80 
Prozent erhöht wird. Auch sei ei-
ne einheitliche Kennzeichnung 
von Geräten mit hochenergeti-
schen Akkumulatoren durch die 
Hersteller verpflichtend einzu-
führen. DK

Bestandsaufnahme über 
den Zustand der Umwelt

Landesamt für Umwelt veröffentlichte Umweltbericht Bayern 2019 
Der Primärenergieverbrauch geht zurück, der Ausbau erneuerbarer 
Energien schreitet voran, die Ressourcennutzung wird immer effi-
zienter, und der Ökolandbau nimmt zu. „Das bestätigt der aktuelle 
Umweltbericht Bayern 2019. Darin erfassen und bewerten wir an-
hand von Umweltindikatoren den Zustand der Umwelt in Bayern 
umfassend und objektiv,“ teilte Claus Kumutat, Präsident des LfU, 
in Augsburg mit.

Der Bericht befasst sich auf ins-
gesamt 100 Seiten unter ande-
rem mit den Themen Flächenver-
brauch, Artenvielfalt und Schutz 
der Lebensräume. Auch die Aus-
wirkungen von Landwirtschaft 
und Verkehr werden analysiert.

Beim Klimaschutz kommt der 
Bericht zu dem Ergebnis, dass 
die energiebedingten Kohlendi-
oxidemissionen im Zehn-Jahres-
Trend rückläufig sind und jetzt 
bei 6,1 Tonnen je Einwohner und 
Jahr und damit unter dem Durch-
schnitt für Deutschland (9,0 Ton-
nen) liegen. Dazu trägt laut Be-
richt der insgesamt rückläufige 
Verbrauch an Primärenergie bei, 
der im aktuellen Bewertungszeit-
raum (2008 bis 2017) erstmals 
zu beobachten war. Gleichzeitig 
wächst der Anteil der erneuerba-
ren Energien daran stetig.

Handlungsbedarf sieht der Um-
weltbericht beim Thema Lärm 
durch den Straßenverkehr sowie 
beim Arten- und Lebensraum-
schutz. Im Bereich der Landwirt-
schaft hat der Ökolandbau in den 

letzten Jahren einen starken Zu-
wachs erfahren, sein Anteil liegt 
inzwischen bei 11 Prozent. Im-
mer mehr ökologisch wirtschaf-
tende Landwirtschaftsbetriebe 
leisten auf ihren Flächen einen 
wichtigen Beitrag zum Boden- 
und Naturschutz.

Den aktuellen Zustand der 
Umwelt in Bayern bewertet das 
Bayerische Landesamt für Um-
welt im Auftrag des Bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt 
und Verbraucherschutz bereits 
zum vierten Mal nach 2007, 2011 
und 2015. Insgesamt wurden da-
für Daten aus über 40 Messpro-
grammen mit rund 9.000 Mess- 
und Beobachtungsstellen heran-
gezogen. Der Umweltbericht ist 
mehr als reine Statistik: Er liefert 
Denkanstöße und zeigt, was jede 
und jeder Einzelne zum Umwelt-
schutz beitragen kann. Rund um 
die Themen Wasser, Boden, Luft 
und Natur finden Politik, Wissen-
schaft und die interessierte Öf-
fentlichkeit eine Fülle an Infor-
mationen. r

Wurstdosen kontra Verpackungsmüll
Landkreis Amberg-Sulzbach, ZEN und Metzgerinnung stellen wiederverwendbare Wurstdosen vor

Beim Einkauf in der Metzgerei fällt jedes Mal Verpackungsmüll an. Das 
können sich die Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Amberg-Sulz-
bach künftig sparen. Mit wiederverwendbaren Wurstdosen bringt der 
Landkreis in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für erneuerbare Ener-
gien und Nachhaltigkeit (ZEN) in Ensdorf und der Metzgerinnung Am-
berg-Sulzbach ein innovatives und nachhaltiges Projekt auf den Weg.

„Unser Ziel ist es, den Klima-
schutz im Landkreis immer wei-
ter zu entwickeln“, erklärt Landrat 
Richard Reisinger, der das Thema 
„Nachhaltigkeit“ im Rahmen des 
Leitbildes „Deine Zukunft 2030. 
Amberg-Sulzbach“ führt. „Wieder 
verwendbare Wurstdosen passen 
hervorragend in diese Strategie 
und unterstützen die Metzgerei-
en und Verbraucher dabei, Müll 
zu vermeiden und Ressourcen zu 
sparen.“

39 Betriebe der Metzgerin-
nung im Landkreis Amberg-Sulz-
bach beteiligen sich. Sie können 
ihren Kunden die Wurstdosen als 
Pfand zur Verfügung stellen. Beim 
Einkauf legt der Kunde die Dose 

auf ein Tablett auf der Theke und 
lässt sie vom Servicepersonal mit 
den gewünschten Wurst- oder 
Fleischwaren befüllen. Alle Hygie-
nerichtlinien werden somit erfüllt.

Zwei Kilogramm fasst eine 
Wurstdose. „Das spart mit der 
Zeit viel Verpackungsmaterial, das 
sonst im Müll landen würde“, be-
tont Metzgerinnungsmeister Da-
niel Hirsch. Die Innung unter-
stützt das Ziel eines klimaneutra-
len Landkreises. „Deshalb leisten 
wir gerne unseren Beitrag dazu“, 
betont Hirsch. 1700 Wurstdo-
sen verteilen die Innungsbetriebe 
demnächst an ihre Kunden. Wenn 
die Verbraucher das Angebot an-
nehmen, wird nachbestückt.

Das Material entspricht allen re-
levanten Lebensmittel- und Hygi-
enevorschriften. Ein alternatives 
Verpackungsprodukt aus nach-
wachsenden Rohstoffen konn-
te dies leider nicht gewährleis-
ten. Für Joachim Scheid, Klima-
schutzkoordinator des Landkrei-
ses Amberg-Sulzbach, sind die 
Wurstdosen eine weitere beispiel-
gebende Initiative, die die Nach-
haltigkeitsstrategie des Landkrei-
ses voranbringt.

Diese ist im Leitbild des Land-
kreises Amberg-Sulzbach „Dei-
ne Zukunft 2030. Amberg-Sulz-
bach“ fest verankert. Projekte wie 
die Wurstdosen werden mit bis zu 
80 Prozent der Kosten und maxi-
mal 1.000 Euro gefördert. Projekt-
vorschläge können an das Land-
ratsamt Amberg-Sulzbach gestellt 
werden.Bewerbungsformulare 
sind auf www.deinezukunft-as.
de unter „Kontakt“ abrufbar. r
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Bevölkerung sensibilisieren:

Abfallentsorgung  
in der Corona-Krise

Aktuell wird das gesamte öffentliche und private Leben durch die 
Corona-Krise vor ganz besondere Herausforderungen gestellt, die 
es zu bewältigen gilt. Die Abfallwirtschaft leistet dabei einen sehr 
wichtigen Beitrag zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. 
Eine geordnete Abfallentsorgung ist insbesondere aus hygieni-
schen, derzeit gar seuchenhygienischen Gründen ein wesentlicher 
Faktor für das Funktionieren unserer Infrastruktur. 

Da sich mehr Menschen länger 
als sonst zuhause aufhalten, fällt 
dort auch mehr Abfall an. Es gilt, 
die Bevölkerung speziell für die 
immer bedeutender werdende 
Thematik der Entsorgung zu sen-
sibilisieren. Das Bundesumwelt-
ministerium (BMU) hat entspre-
chende Hinweise veröffentlicht, 
die sich an den Empfehlungen 
des Robert-Koch-Instituts orien-
tieren.

Hygieneregeln einhalten

Die Länder haben sich auf ein 
vergleichbares Vorgehen ver-
ständigt, wobei Abweichungen 
im Detail möglich sind. In Über-
einstimmung mit dem  Bayeri-
schen Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz ruft 
das BMU alle Bürgerinnen und 
Bürger auf, die Restabfalltonnen 
nicht überquellen zu lassen und 
Hygieneregeln einzuhalten. Dies 
kann jedoch nur funktionieren, 
wenn von den dafür verantwort-
lichen öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern und dualen Sys-
temen auch die Strukturen zur 
getrennten Entsorgung aller Ab-
fallströme weiter vorgehalten 
werden.

Nach den BMU-Hinweisen sol-

len in privaten Haushalten, in de-
nen infizierte Personen oder be-
gründete Verdachtsfälle von 
COVID-19 in häuslicher Qua-
rantäne leben, neben Restmüll 
ausnahmsweise auch Verpa-
ckungsabfälle (gelber Sack), Alt-
papier und Biomüll über die Rest-
mülltonne entsorgt werden. Für 
alle anderen privaten Haushal-
te in Deutschland, in denen kei-
ne infizierten Personen oder be-
gründete Verdachtsfälle von CO-
VID-19 leben, gilt weiterhin un-
eingeschränkt das Gebot der 
Abfalltrennung. Für sie ändert 
sich bei der gewohnten Abfall- 
entsorgung nichts. 

Wertstoffhöfe  
sollen offen bleiben

Laut bayerischem Umweltmi-
nisterium ist die Bedeutung der 
Aufrechterhaltung aller einzel-
nen Entsorgungswege für eine 
funktionierende Abfallwirtschaft 
essenziell. Ministerialdirigentin 
Dr. Monika Kratzer zufolge „wur-
de uns im Lauf der letzten Wo-
che jedoch zugetragen, dass in 
einzelnen Entsorgungsgebieten 
Bayerns die Entsorgung von Ab-
fällen über Wertstoffhöfe und 
Wertstoffinseln nicht mehr ge-

währleistet wird“. In der Konse-
quenz würden Wertstoffe und 
vereinzelt auch Bioabfälle zuneh-
mend über die Restmüllbehälter 
entsorgt, was zu überquellenden 
Mülltonnen und damit zu unhygi-
enischen Zuständen führen kann.  

Appell an Entsorgungsträger

„Deshalb appelliere ich in die-
sem Zusammenhang erneut aus- 
drücklich an die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger, dass 
ausreichend Möglichkeiten für 
die Abgabe oder Abholung von 
Glas, Papier und Kunststoffen 
über die bisherigen Entsorgungs-
wege zur Verfügung gestellt und 
diese Wege auch weiter bedient 
werden. Die Entsorgungsträger 
leisten damit ihren solidarischen 
Beitrag zu einer weiter funktio-
nierenden, hygienischen Entsor-
gung des Abfalls und damit auch 
zur Eindämmung der Corona-Kri-
se“, so Kratzer.

Kommunalaufsichtliche 
Maßnahmen

Die Regierungen werden gebe-
ten, bei den entsorgungspflichti-
gen Körperschaften in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich darauf hin-
zuwirken, diese Empfehlungen 
umzusetzen und die nachgeord-
neten Behörden entsprechend 
zu informieren. „Ist die Entsor-
gungssicherheit vor Ort gefähr-
det, sind von Seiten der Regie-
rung auch kommunalaufsichtli-
che Maßnahmen zu prüfen.“

Die kommunalen Spitzenver-
bände in Bayern erhalten ein in-
haltsgleiches Schreiben mit der 
Bitte, auf ihre Mitglieder ent-
sprechend einzuwirken.  r

Der Blick auf Mainufer und Weinberge wird freigelegt: Ober-
bürgermeister Christian Schuchardt bei einer Besprechung ge-
meinsam mit Gartenamtsleiter Dr. Helge Bert Grob, Alexander 
Hamberger von H&M Gartengestaltung in Maidbronn und Land-
schaftsgärtner Thorsten Stauder. Bild: Georg Wagenbrenner

„Städtlebauliche“ Aufwertung: 

Vom Lagerplatz zur  
grünen Oase am Main

Gartenamt gestaltet Grundstücke in der  
Seilerstraße/Heidingsfeld in eine Grünanlage um

Seit Anfang der 60er Jahre wurde die ca. 3.300m² große Fläche von 
mehreren Firmen als Lagerfläche für Baustoffe genutzt. 2002 folg-
te schließlich ein Gebrauchtwagenhandel, der die Fläche auch als 
Abstellfläche für ausrangierte PKW nutzte. Zeitweilig sah das Are-
al wie ein Autoschrottplatz aus. Zudem verbuschten die Randberei-
che immer mehr. Der auf der Nordostseite unmittelbar vorbeiflie-
ßende Main war nicht mehr wahrnehmbar.

Dieser unbefriedigende Zu-
stand war der Eigentümerin der 
Fläche – Elisabeth Ehlers – zu-
nehmend ein Dorn im Auge. Ihr 
schwebte eine Natur- und Erho-
lungsfläche mit einem klaren Be-

zug zum Main vor. In diesem Sin-
ne ist nach ihrem Tode 2014 der 
Testamentsvollstrecker an die 
Stadt Würzburg herangetreten. 
Schnell einigte man sich auf ei-
nen Ankauf der Fläche zu einem 
symbolischen Kaufpreis, mit der 
Verpflichtung, die Fläche zu be-
grünen und mit Bäumen, Sträu-

chern und Sitzmöglichkeiten aus-
zustatten. Oberbürgermeister 
Christian Schuchardt besuchte 
nun die Baustelle. Aus dem ak-
tuell durch massive Erdbewe-
gungen noch sehr durchfurch-
tem Gelände wird ein grüner 
Main-Zugang für den Stadtteil 
Heidingsfeld. Schuchardt brach-
te seinen Dank zum Ausdruck, 
dass diese „städtlebauliche“ Auf-
wertung erst durch die außerge-
wöhnliche Wohltat einer einzel-
nen Bürgerin ermöglicht wurde.

Der Main wird  
wieder erlebbar

Der große Reiz der Fläche ist, 
so Dr. Helge Bert Grob, Leiter des 
Gartenamtes, die zentrale La-
ge der Fläche zwischen der Alt-
stadt von Heidingsfeld und dem 
Main. Daher sieht die Planung 
des Gartenamtes die Schaffung 
von zwei zentralen Sichtbezie-
hungen vor: zum einen der Blick 
von der Stadtbefestigung in Rich-
tung Südosten, über das Areal 
und den Main hinweg bis zu den 
Weinbergen in Randersacker und 
zum anderen der Blick aus dem 
Areal über den Main bis zu den 
Weinbergen zu Füßen der Sie-
boldshöhe. Zur Freilegung dieser 
Sichtbeziehungen hat das Gar-
tenamt bereits im letzten Jahr 
den Aufwuchs entlang des Ufer-
weges gerodet. Nun wird dieser 
Bereich noch auf das Niveau des 
Uferweges abgesenkt. Der Main 
wird wieder erlebbar! Gleichzei-
tig entsteht durch die Absenkung 
des Geländes ca. 400m³ zusätz-
licher Retentionsraum für den 
Main.

Der Erschließung dient ein das 
Areal diagonal querender Weg 
mit Bänken. Die Gestaltung ist 
bewusst zurückhaltend. Die Flä-
che liegt im naturschutzfachlich 
hochinteressanten ehemaligen 

Auwaldbereich des Mains. Daher 
erfolgte eine intensive Abstim-
mung mit der Fachabteilung Na-
turschutz und Landschaftspflege 
(Untere Naturschutzbehörde) so-
wie dem Wasserwirtschaftsamt 
Aschaffenburg. 

Eine neue Heimat für  
selten gewordene Arten

Die weitere Planung des Gar-
tenamtes sieht eine extensive Be-
grünung mit einer blütenreichen 
Wiese vor. Sie soll selten gewor-
denen Arten eine Heimat bieten. 
Die räumliche Fassung zu den an-
grenzenden Privatgrundstücken 
und der Wohnbebauung bilden 
üppige naturnahe Heckenstruk-
turen, beispielsweise mit Hasel-
nuss, Hartriegel, Schlehe, Holun-
der und Heckenrosen. Der be-
stehende Gehölzstreifen entlang 
der Seilerstraße wird mit zusätz-
lichen Sträuchern und einer Ben-
jes-Hecke ergänzt. Zudem ist die 
Einbringung von Totholz-Stäm-
men geplant. 

Standortgerechte  
Baumpflanzungen

Das Grundgerüst der Anlage 
bilden jedoch die zahlreichen 
standortgerechten Baumpflan- 
zungen, u.a. mit Erle, Silber-Wei-
de, Zitter-Pappel, Ulme, Silber- 
Linde, Zerr-Eiche, Feld-Ahorn, 
Walnuss und Speierling. Um-
weltreferent Wolfgang Kleiner: 
„Mit der Grünanlage Seilerstra-
ße schafft das Gartenamt eine 
grüne Oase am Main für Mensch 
und Tier“.

Die beauftragte Baufirma hat 
am 20. Januar mit den Arbeiten 
begonnen. Insgesamt investiert 
die Stadt Würzburg ca. 260.000€ 
in die Grünanlage Seilerstraße. 
Die Fertigstellung ist nach Dr. 
Grob im Juni geplant.  r

Veitshöchheimer Baumschultag:

Dem Klimawandel  
begegnen

Beim 25. Veitshöchheimer Baumschultag standen die globalen Me-
gathemen Wasserknappheit, Klimawandel und Artenschwund auf 
dem Programm. Neben aktuellen Ergebnissen aus der Forschungs-
arbeit der Bayerischen Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau 
(LWG) wurden auch konkrete Lösungsansätze für die Praxis disku-
tiert – denn jeder gepflanzte Baum zählt.

Wie LWG-Präsident Dr. Her-
mann Kolesch betonte, benöti-
ge das von der Gesellschaft ge-
forderte ökologische und nach-
haltige Umdenken das konkrete 
Handeln jedes Einzelnen. Kolesch 
würdigte hier die Rolle der baye-
rischen Baumschulen als wichti-
ger Vermittler zwischen Planern, 
Kommunen und Städten sowie 
den Verbrauchern: „Treten Sie in 
Dialog mit den Kunden und seien 
Sie mutig und gleichzeitig stolz, 
dass Sie die Herausforderungen 
im Bereich Klimawandel und Bio-
diversität angehen“, so sein Ap-
pell. Denn gerade die Zusam-
menarbeit mit allen Bereichen 
des Gartenbaus, der Landwirt-
schaft und der Forstwirtschaft sei 
eine wichtige Voraussetzung, um 
langfristig aus einer Bewegung 
für Nachhaltigkeit und Ökologi-
sierung einen Bewusstseinswan-
del bei Erzeugern und Verbrau-
chern zu generieren.

Bäume pflanzen, Bäume 
pflanzen, Bäume pflanzen!

„Bäume pflanzen, Bäume 
pflanzen und nochmals Bäume 
pflanzen!“ ist laut Michael Kut-
ter, Vorsitzender des Landesver-
bandes Bayern des Bundes deut-
scher Baumschulen e. V. (BdB) die 
richtige Antwort auf die Frage, 
wie dem Klimawandel zu begeg-
nen sei. Besonders im Neubau 
des Thüngersheimer Versuchsbe-
triebes sieht er ein klares Zeichen 
für die Stärkung der bayerischen 
Baumschulwirtschaft.

Welche Bäume werden dem 
Klimawandel in Bayern trot-
zen und den Städten in Zukunft 
als wichtige, grüne Lunge die-
nen können? Ginkgo, Magnolie, 

Schnurbaum – oder besser Hain-
buche, Erle und Silberlinde? Die-
ser Frage geht das großangeleg-
te Projekt „Stadtgrün 2021“ der 
LWG nach. Die Biologin Dr. Sus-
anne Böll stellte es erstmals den 
knapp 300 anwesenden Baum-
schulern, Landespflegern, Gärt-
nern und kommunalen Mitarbei-
tern vor.

Wissenschaftlicher Versuch

Im Rahmen dieses wissen-
schaftlichen Versuchs werden 
noch dieses Jahr 20 verschiede-
ne Baumarten jeweils acht Mal in 
den Städten Würzburg, Hof und 
Kempten aufgepflanzt. In den 
kommenden zehn Jahren werde 
sich an der Entwicklung der ins-
gesamt 480 Bäume abzeichnen, 
welche im feindlichen Stadtkli-
ma den Klimawandel überleben 
könnten, erklärten die LWG Ex-
perten Klaus Körber und Susan-
ne Böll. 

Artenspektrum erweitern

Dass die bisher beobachteten 
neuen Krankheiten und Schäden 
an Esche, Ahorn, Linde, Platane, 
Apfeldorn und Kastanie zum Teil 
auf den Klimawandel zurückge-
führt werden können, machte Dr. 
Rolf Kehr, Professor für Arboristik 
an der Hochschule für angewand-
te Wissenschaft und Kunst Göt-
tingen, deutlich. Durch Trocken-
heit und Hitze geschwächte Bäu-
me seien vor allem in der Stadt 
anfälliger für Pilzkrankheiten. 

Kehr empfahl, das heimische 
Artenspektrum durch Exoten zu 
erweitern, um die Risiken künf-
tig zu streuen. Allerdings sol-
le man nicht nur auf ausländi-

sche Baumarten setzen, gebe es 
doch auch in deren Heimatlän-
dern „eine Reihe von Krankhei-
ten und Schädlingen, die ihrem 
Wirt nachwandern“ könnten, er-
klärte Kehr. Tatsache sei: „Was 
wir heute pflanzen, muss unter 
den Bedingungen der Zukunft in 
30 bis 40 Jahren funktionieren.“ 
Das Projekt „Stadtgrün 2021“ sei 
ein Schritt in die richtige Rich-
tung.  DK
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Pflanzungen von knapp 14.000 Setzlingen beginnen:

Ökologischer Waldumbau auf  
Uniper-Grundstücken

Teilumbau 2020 des Nadelholzwaldes in klimarobusten Mischwald 
Waldumbauprojekt dauert rund drei Jahre und kostet über 300.000 Euro

Der von Uniper auf drei Jahre angelegte Umbau der Nadelholz-Mo-
nokulturen in einen ökologisch wertvollen, dem Klimawandel trot-
zenden Mischwald liegt voll im Zeitplan. In enger Zusammenarbeit 
mit Fachleuten der Forstwirtschaft wurden für dieses Jahr auf gut 
28.000 m² Waldfläche rund 750 Festmeter Fichten- und Kiefern-
holz entnommen. Für die Holzentnahmen und die künftige Pflege 
der Flächen wurde auch das Waldwegenetz für die weitere Bewirt-
schaftung strukturiert und befestigt sowie Holzlagerplätze ange-
legt. Das Häckselgut wurde soweit wie möglich zur Verbesserung 
der Nährstoffe im Boden vor Ort belassen. Die Baumstämme sind 
an die holzverarbeitende Industrie gegangen. Diese „Vor“-Arbeiten 
konnten bis Ende Februar beendet werden. 

Jetzt beginnen rechtzeitig vor 
dem Frühlingserwachen der 
Vegetationsperiode die Neu-
pflanzungen zur Schaffung eines 
artenreichen, ökologisch wert-
vollen Mischwaldlebensraumes 
für Insekten, Vögel und Pflanzen.

In den kommenden gut zwei 
Wochen werden rund 4.400 Rot-
buchen, 6.800 Eichen und 1.700 
Hainbuchen als Bäume erster 
Ordnung (Wuchs höher als 20 
Meter) händisch gepflanzt. Ei-
chen und Hainbuchen wechseln 
sich im Verhältnis 4:1 ab, das 
heißt, dass nach vier Eichen ei-
ne Hainbuche folgt. Eichen und 
Hainbuchen ersetzen den kom-
plett gerodeten Fichtenbestand, 
während die Rotbuchen in den 
ausgelichteten Kiefernwald ge-
pflanzt werden.

Speziell für Insekten, vor al-
lem Bienen und Schmetterlinge, 
lässt Uniper zusätzlich entlang 
der Forstwege in Neunergrup-
pen Blühsträucherreihen und da-
hinter Baumarten zweiter Ord-
nung (Wuchshöhe zwischen 10 
und 20 Meter) pflanzen. Die rund 
900 Setzlinge bestehen aus 450 
Sträuchern wie Roter Hartriegel, 

Weißdorn, Gemeiner Schneeball, 
Schwarzer Holunder, Pfaffenhüt-
chen und Heckenrose sowie 450 
Bäumen zweiter Ordnung wie 
Feldahorn, Vogelkirsche, Wildbir-
ne, Wildapfel, Purpurweide und 
Vogelbeere. Zum Schutz der Neu-
pflanzungen werden für die ers-
ten Jahre (bis zu einer Aufwuchs-
höhe von 1,30 Meter) entspre-
chende Wildverbissschutzzäune 
errichtet.

55.000 Quadratmeter  
Umgestaltungsflächen

Den Insekten und Amphibien 
aber auch bestimmten Vogelar-
ten und sonstigem Getier werden 
zudem pro Hektar im neuen Öko-
wald zahlreiche „Neubauwoh-
nungen“ angeboten. Dafür blei-
ben in den beiden Waldflächen 
auf vier bis sechs Meter gekappte 
Baumstämme (Torsobäume) ste-
hen, und es werden Totholzhau-
fen aufgeschichtet sowie im Zu-
ge des anstehenden Waldwege-
baus Wurzelstockinseln auf den 
Flächen etabliert. 

Über 300.000 Euro investiert 
Uniper in das auf drei Jahre an-

gelegte Waldumbauprogramm 
zwischen dem Rekultivierungs-
gelände Westfeld und der A 93. 
Die nördliche Grenze der insge-
samt etwa 55.000 Quadratme-
ter Umgestaltungsflächen bil-
det der Wasserzulaufgraben zur 
Naturschutz-Ausgleichsfläche, 
dem sogenannten BBI-Becken. 
Die südliche Begrenzung ist ein 
Waldweg zwischen der Industrie-
straße und der A 93. Das Projekt 
unterstützt das Waldumbaupro-
gramm der Bayerischen Staats-
regierung zur Schaffung gesun-
der, standorttypischer und kli-
mawandelresistenter Laub- und 
Mischwaldflächen und ist detail-
liert mit dem Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ab-
gesprochen. 

Uniper hatte zugesichert, im 
Rahmen der Rekultivierung des 
Westfeldes und der damit ver-
bundenen ökologischen Verbes-
serungsmaßnahmen die Nadel-
waldmonokulturen auf der Flur 
des Steinberger Ortsteils Oder 
umzubauen und ökologisch auf-
zuwerten. Ein erster Waldum-
bautest erfolgte mit sichtba-
rem Erfolg vor etwa sieben Jah-
ren nordwestlich des zweiten 
Feuchtbiotops, das auch als Re-
genrückhaltebecken fungiert. 

Auch wurde 2012 die Wie-
dervernässung und Erweiterung 
von rund 10.000 Quadratmeter 
Moorwaldflächen rund um das 
besagte BBI-Becken und entlang 
dessen Wasserzulaufs erfolg-
reich abgeschlossen. Zwei wei-
tere Waldbereiche folgen in den 
kommenden beiden Jahren. r

IAA findet ab 2021  
in München statt

Aiwanger: „Ein Turbolader für das Autoland Bayern, wir sind 
sehr glücklich und bekennen uns zum Auto!“

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger kommentiert 
die Vergabe der IAA ab 2021 nach München: „Das ist ein Turbo-
lader für das Autoland Bayern und eine große Chance für unse-
re Arbeitsplätze. Damit werden wir die Trendwende einleiten, 
um unsere Leitindustrie Auto wieder in positive Schlagzeilen zu 
bekommen und zukunftsfähig aufzustellen. Wir sind sehr glück-
lich über diese Entscheidung und stehen zum Auto. Es soll da-
bei nicht nur um glänzenden Lack gehen, sondern um nachhal-
tige Verkehrskonzepte und alternative Antriebe, wobei ich sehr 
stark auf den Durchbruch von Wasserstoff und Brennstoffzelle 
in den kommenden Jahren setze.“ 

Die Messe München habe ein hervorragendes Gesamtkon-
zept für eine moderne Mobilitäts-Show eingereicht. „Die Staats-
regierung hat sich vollumfänglich hinter die Bewerbung gestellt 
und wird Zukunftsprojekte wie beispielsweise eine Elektrola-
de-Infrastruktur und innerstädtische Teststrecken für autono-
mes Fahren mit 15 Millionen Euro fördern“, sagte Bayerns Wirt-
schaftsminister.

Aiwanger weiter: „Der Freistaat Bayern investiert in den 
nächsten Jahren 300 Millionen Euro, um die Transformation 
der Auto-Industrie in Richtung emissionsarme Antriebe zu un-
terstützen. Der Automobilverband hat gespürt, dass München 
und Bayern die IAA unbedingt wollen und sich die Veranstaltung 
hier zu einer globalen Leitmesse für moderne Mobilität entwi-
ckeln wird. Das ist ein Glückstag für die Automobil-Arbeitsplät-
ze in Bayern und Deutschland!“ r

Landratsamt München: 

Treibhausgas-Controlling für den  
gesamten Landkreis

Bericht bildet die Grundlage für die Evaluation der Klima- und Energieinitiative 29++ 

Mit der 29++ Klima. Energie. Initiative. haben sich die 29 Städte 
und Gemeinden im Landkreis München zusammen mit der Kreis-
verwaltung 2016 das Ziel gesteckt, die 2010 ermittelten jährlichen 
Pro-Kopf-Emissionen von rund 13 Tonnen CO2 bis ins Jahr 2030 um 
54 Prozent auf sechs Tonnen zu reduzieren. Eine zentrale Säule des 
vom Kreistag im Dezember 2016 verabschiedeten Handlungspro-
gramms zu 29++ war dabei die Implementierung eines Energiecon-
trollings für den gesamten Landkreis. 

Im März 2020 hat die Kreis-
verwaltung unter Zuarbeit der 
29 Kommunen nun einen ersten 
Treibhausgasbericht für den Land-
kreis München vorgelegt. Er bil-
det die Grundlage für die Evalua-
tion der Klima- und Energie- 
initiative. 

Standortbestimmung als  
Basis für weiteres Handeln 

Mit diesem Bericht zum Treib-
hausgas-Controlling soll erst-
mals seit Beginn der Initiative ei-
ne Standortbestimmung für den 
gesamten Landkreis München 
ermöglicht werden. Ziel des Be-
richts ist es insbesondere, eine 
Grundlage für ein wirksames Mo-
nitoring der Bemühungen des 
Landkreises und seiner Kommu-
nen im Rahmen der 29++ Klima. 
Energie. Initiative. zu schaffen. 
So soll es künftig möglich sein, 
das Handeln im Landkreis regel-
mäßig zu überprüfen, zu hinter-
fragen und gegebenenfalls nach-
zusteuern. Der Basisbericht ent-
hält Zahlen aus den Jahren 2010 
und 2014 sowie aus 2016, dem 
Jahr der Einführung der Initiative 
29++. Diese zeigen: Der Landkreis 
ist auf einem guten Weg, sein 
mittelfristiges Ziel der jährlichen 
pro-Kopf-Emissionen von sechs 
Tonnen zu erreichen. 2016 betru-
gen die THG-Emissionen pro Kopf 
im Landkreis München 9,5 Ton-
nen. Dennoch ist weiterhin in-

tensive Arbeit von Landkreis und 
Kommunen notwendig. 

Was kann der Treibhausgas- 
Bericht leisten? 

„Wichtigstes Ziel des Berichts 
ist es, kommunalen Entscheidern, 
aber auch der interessierten Öf-
fentlichkeit möglichst reale und 
belastbare Verbrauchsdaten vor-
zulegen und die Datentranspa-
renz und -genauigkeit über den 
Energieverbrauch und die Ener-
gieflüsse vor Ort in den Kommu-
nen zu verbessern“, erläutert Dr. 
Christian Wolf, Leiter des Sachge-
biets Energie und Klimaschutz im 
Landratsamt München. 

Auf diese Weise soll der Be-
richt dazu beitragen, bereits be-
gonnene Maßnahmen auf ihre 
Wirksamkeit zu prüfen und neue, 
passgenaue Klimaschutzaktivitä-
ten speziell für die jeweilige Ge-
meinde zu entwickeln. Der Be-
richt trägt damit einem zentra-
len Wunsch aus den Kreisgremi-
en Rechnung, den diese bei der 
Verabschiedung der 29++ Klima. 
Energie. Initiative. im Jahr 2016 
nachdrücklich geäußert hatten. 

Statt einfach die bundesdeut-
schen Emissionen über alle Bun-
des- und damit auch Landkreis-
bürger herunterzubrechen, wur-
den die auf der kommunalen 
Ebene verfügbaren absoluten 
Energieverbrauchsdaten nach 
dem Bottom-Up-Prinzip detail-

liert erhoben. Dadurch wird es 
beispielsweise möglich zu er-
kennen, welche emissionsredu-
zierenden Effekte der Aufbau ei-
nes Wärmenetzes oder eines Bio-
masse-Blockheizkraftwerks hat. 

Ein Vergleich der Kommunen 
untereinander und auch der Ver-
gleich mit bundesweiten Durch-
schnittswerten für die Treibhaus-
gas-Emissionen sind auf Basis des 
vorliegenden Berichts aber nur 
bedingt möglich. Auch lässt sich 
aus den Werten einzelner Kom-
munen nicht allumfassend Rück-
schluss auf die Zielerreichung der 
Klima- und Energieinitiative 29++ 
ziehen. Dies liegt an den völ-
lig unterschiedlichen Ausgangs-
voraussetzungen in den einzel-
nen Städten und Gemeinden so-
wie auch an den Klimaschutzbe-
mühungen, die über den Umbau 
der Energieversorgung hinausge-
hen (z. B. Klimabildung für Kinder 
und Jugendliche). 

Unterschiede in den  
einzelnen Kommunen

„Die Kommunen im Landkreis 
München weisen beispielswei-
se einen sehr unterschiedlichen 
Umfang von Gewerbeansiedlun-
gen auf, sie haben aufgrund ih-
rer Lage im Landkreis oft sehr 
verschiedene Anteile an wichti-
gen Verkehrswegen oder brin-
gen unterschiedliche Ausgangs-
voraussetzungen für die Nutzung 
erneuerbarer Energien mit. Da-
durch unterscheiden sich natür-
lich in der Folge auch die ermit-
telten Treibhausgas-Emissionen 
sehr stark“, erklärt Franz Reicher-
zer, der das Projekt im Landrats- 
amt München leitet. 

Hinzu kommt, dass in diesem 

Bericht nur die energiebeding-
ten Emissionen erfasst werden 
konnten und nichtenergetische 
Emissionen aus Ernährung, Land-
wirtschaft, Landnutzung, Land-
nutzungsänderung, Abfallentsor- 
gung und Abwasser sowie alle ex-
territorialen Emissionen wie der 
Import von Konsumgütern oder 
durch Reisen (insbesondere Flu-
greisen) nicht erfasst werden 
konnten. Diese sind im Bundes-
durchschnitt mit größeren Antei-
len enthalten – allerdings auch 
dort nicht in ihrer Gesamtheit. 
Leser sollten sich deshalb be-
wusst sein, dass zusätzlich zu den 
im Bericht dargestellten Treib-
hausgasemissionen pro Einwoh-
ner jeweils noch ein individuel-
ler Anteil aus Ernährung, Kon-
sum und Reisetätigkeiten hinzu-
zurechnen ist. 

Bericht für Fachpublikum 
und Öffentlichkeit 

Knapp 160 Seiten umfasst der 
erste Bericht zum Treibhaus-
gas-Controlling im Landkreis 
München, aufgeteilt in zwei sepa-
rate Teile. „Unser Anspruch war 
es, einen Bericht zu erarbeiten, 
der nicht nur in einem kleinen 
Kreis Interesse findet. Gleichzei-
tig war uns jedoch wichtig, dass 
der Bericht auch den Kommunen 
und Fachexperten als Arbeits-
grundlage dienen kann. Er enthält 
deshalb im ersten Teil informative 
und abwechselnde Infografiken 
zu jeder Kommune sowie für den 
Landkreis insgesamt. Für einen 
tiefergehenden Vergleich sind in 
einem abschließenden Zahlenteil 
dann noch einmal sämtliche Da-
ten für jede Stadt, Gemeinde und 
den Landkreis aufbereitet“, erläu-
tert Christian Wolf. 

Werkzeug für  
neue Stellschrauben

„Mit dem Bericht zum Treib-
hausgas-Controlling haben wir 
ein Werkzeug geschaffen, das 
es uns nicht nur ermöglicht, im-
mer wieder einen Schulterblick 
auf das bereits Bewerkstelligte 
zu werfen, sondern vor allem re-
gelmäßig unseren Weg zu über-
prüfen und dort nach zu justie-
ren, wo wir neue Stellschrauben 
sehen, um unser mittelfristiges 
Ziel, die Reduzierung der jährli-

chen Pro-Kopf-Emissionen auf 6 
Tonnen, zu erreichen“, zeigte sich 
Göbel bei der Vorstellung des 
Berichts erfreut. „Ich bin über-
zeugt, dass wir uns mit 29++ auf 
dem richtigen Weg befinden, um 
unsere selbst gesteckten, aber 
auch die Landkreis übergeord-
neten nationalen und internati-
onalen Klimaziele zu erreichen. 
In einigen Bereichen werden wir 
schneller vorankommen, an an-
derer Stelle müssen wir langen 
Atem beweisen. Einige Maßnah-
men werden kurzfristig mess-
bare Ergebnisse liefern, ande-
re Ideen tragen nachhaltig zur 
Bewusstseins- und Verhaltens- 
änderung bei, sind aber nicht 
in nackten Zahlen zu überprü-
fen. Am Ende sind aber alle die-
se Teile wichtige und unverzicht-
bare Bausteine, die dazu beitra-
gen, die Zukunft des Landkreises 
München auf ein sicheres und 
tragfähiges Fundament zu stel-
len“, so Göbel weiter. Künftig soll 
der Bericht im Abstand von zwei 
Jahren erscheinen.   r

Landwirtschaftsministgerin Michaela Kaniber: 

Tatkräftige Hilfe nötig
Innenminister Joachim Herrmann: Ausländerbehörden sollen 

Asylbewerbern Erntehelfer-Job nach Möglichkeit erlauben
Ausländerbehörden sind angehalten, Asylbewerbern eine 
Erntehelfertätigkeit nach Möglichkeit ab sofort zu erlauben. 
Da die Gewinnung von Erntehelfern im öffentlichen Interes-
se steht, sollen die Ausländerbehörden ihre gesetzlichen Spiel-
räume nutzen und notwendige Beschäftigungserlaubnisse of-
fensiv erteilen. Darauf hat das bayerische Innenministerium 
die Behörden in einem aktuellen Schreiben hingewiesen. 

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann reagiert damit auf 
die von Landwirten geäußerte Sorge, dass wegen der aktuel-
len Corona-Krise nicht genügend ausländische Erntehelfer nach 
Bayern kommen könnten. „Mit dieser Sorge dürfen wir unsere 
Landwirte nicht alleine lassen“, machte der Innenminister deut-
lich. Von den Vorgaben profitieren laut Herrmann alle Beteilig-
ten: „Unsere Landwirte bekommen ihre Ernte von den Feldern. 
Das hilft, die Versorgung der Bevölkerung zu sichern. Und Asyl-
bewerber haben die Chance auf einen Job und ein Stück weit fi-
nanzielle Selbstständigkeit.“ 

Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber unterstützt den 
Appell an die Ausländerbehörden. „In der gegenwärtigen Kri-
sensituation können Bayerns landwirtschaftliche Betriebe jede 
tatkräftige Unterstützung gebrauchen. Die bayerische Land- und 
Ernährungswirtschaft ist gut aufgestellt, die aktuelle Situation zu 
meistern. Es zeigt sich jetzt, wie wichtig eine regionale Lebens-
mittelversorgung ist. Jeder ist herzlich eingeladen, hier mit an-
zupacken.“ Man müsse jetzt alle Kräfte mobilisieren, damit der 
absehbare Mangel an Saisonarbeitskräften ausgeglichen werde. 

Die Hinweise des Innenministeriums gelten für Asylbewerber 
im laufenden Verfahren ebenso wie für bereits abgelehnte Asyl-
bewerber. Entsprechende Aufenthaltserlaubnisse werden aller-
dings – auch darauf wies Herrmann ausdrücklich hin – nur zeit-
lich beschränkt für die Zeit der Erntehelferarbeit erteilt werden. 
Sein Ministerium habe die Ausländerbehörden außerdem gebe-
ten, Aufenthaltstitel und Beschäftigungserlaubnisse für Auslän-
der, die im Bereich der Versorgung der Bevölkerung mit Lebens-
mitteln und Waren des täglichen Bedarfs tätig sind, zur Sicher-
stellung der Grundversorgung der Bevölkerung prioritär zu be-
handeln und zu verlängern. 
Infos: www.stmelf.bayern.de und www.stmi.bayern.de r

Bauern lassen 
Bayern  

aufblühen
15.000 Hektar zusätzlich für 

heimische Blumen und Kräuter
Die Flächen, die heimischen Blu-
men und Kräutern vorbehalten 
sind, wachsen rasant. Die Land-
wirte sorgen mit außergewöhn-
lich starkem Engagement dafür, 
dass Bayern erblüht. Sie legen 
in diesem Jahr deutlich mehr 
hochwertige Blühflächen an. 
So wurden Neuverpflichtungen 
für knapp 3.000 Hektar einjäh-
rige Blühmischungen sowie für 
knapp 12.000 Hektar fünfjährige 
Blühflächen abgeschlossen. Ins-
gesamt bestehen damit im Kul-
turlandschaftsprogramm Ver-
pflichtungen von knapp 4.000 
Hektar einjährigen und über 
19.300 Hektar mehrjährigen 
Blühflächen.

„Ich begrüße dieses Engage-
ment unserer Landwirte aus-
drücklich. Sie zeigen wie verant-
wortungsbewusst sie für mehr 
Artenvielfalt sorgen“, sagte Land-
wirtschaftsministerin Michae-
la Kaniber. Die sogenannten KU-
LAP-Qualitätsblühmischungen 
liefern Nektar und Pollen für Blü-
ten suchende Insekten. Blühwie-
sen bieten Wildtieren Deckung 
und Nahrung. Blühmischungen 
erfüllen besonders hohe Quali-
tätskriterien. Der Schwerpunkt 
liegt auf Arten, die im ökologi-
schen Kreislauf eine bedeutende 
Rolle spielen und aus der Region 
stammen. Deshalb ist die Erzeu-
gung dieses Saatguts besonders 
anspruchsvoll. 

Während das Saatgut für die 
einjährigen Blühmischungen rei-
chen dürfte, ist am Markt für fünf-
jährige Blühmischungen nur ein 
Teil des benötigten Qualitätssaat-
guts vorhanden. Die Ministerin  
hat nun alle Marktbeteiligten auf-
gefordert, pragmatische Lösun-
gen zu entwickeln. „Alle Landwir-
te, die die ökologisch besonders 
wertvollen fünfjährigen Qualitäts-
blühmischungen im Rahmen des 
Kulturlandschaftsprogramms an-
legen wollen, sollen auch im Jahr 
2020 in dieses Förderprogramm 
einsteigen können“, sagte Kaniber. 

In Zusammenarbeit mit der Bay-
erischen Landesanstalt für Land- 
wirtschaft (LfL) und den Nut-
zern der „Qualitätsblühmischun-
gen Bayern“ (QBB) ist es gelun-
gen, zu den bisherigen QBB- 
Blühmischungen zwei speziel-
le Sondermischungen zu entwi-
ckeln. Beide sind für mehrjährig 
zur Verfügung stehende Flächen 
im Offenland oder an Waldrän-
dern konzipiert. Die Mischungen 
sind ab sofort bestellbar. r
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Unimog-Service weiter 
gewährleistet

GZ-Umfrage unter bayerischen Generalvertretungen
Gerade in schwierigen Situationen müssen sich die Kommu-
nalverwaltungen auf die Einsatzfähigkeit ihres Fuhrparks ver-
lassen können. Die GZ fragte deshalb bei den bayerischen Uni-
mog-Generalvertretungen nach, ob deren Service weiterhin 
gewährleistet ist. Die Antworten bei Carl Beutlhauser, Hen-
ne Nutzfahrzeuge, Ing. Kurt Herold, KLMV und Wilhelm May-
er sind identisch. 

„Wir möchten unsere Kunden wissen lassen, dass wir für sie 
da sind und weiterhin den bestmöglichen Service bieten. Egal 
ob Verkauf, Service oder unser Ersatzteilbereich – alle Teams 
sind im Einsatz. Natürlich steht die Gesundheit und Sicherheit 
unserer Mitarbeiter, deren Familien, unserer Kunden sowie Lie-
feranten dabei immer im Vordergrund,“ darin sind sich die Uni-
mog-Vertretungen einig.

Ist der Unimog Kundenservice weiterhin verfügbar?
Ja, derzeit sind alle Geschäftsbereiche uneingeschränkt ver-

fügbar. Dazu gehören der Neu- und Gebrauchtverkauf sowie  
die Mietparks. Natürlich sind auch Service- und Ersatzteilteams 
weiterhin im Einsatz. Zum Teil ist auch der Vor-Ort-Verkauf von 
Ersatzteilen unmittelbar an den Standorten unter Wahrung der 
Sicherheitsvorkehrungen für Kunden und Personal möglich. Ak-
tionen wie Hol- & Bringservice sollen die Situation zusätzlich er-
leichtern. Detailierte Informationen gibt es bei der jeweiligen 
Unimog-Generalvertretung.

Ist die Ersatzteilversorgung gewährleistet?
Ja, aktuell sind keinerlei Engpässe bei den Herstellern und Lie-

feranten bekannt. Wir können weiterhin wie gewohnt liefern 
und haben unsere Erreichbarkeit sogar noch erweitert. 

Wie sieht es mit Veranstaltungen aus?
Alle kommenden Veranstaltungen sind abgesagt oder ver-

schoben. Die IFAT 2020 ist vorerst verschoben auf den 07. bis 
11. September 2020. Tickets behalten ihre Gültigkeit. r

Der neue Lintrac 115 LS. Bild: Lindner

Lindner präsentiert 
neue Lintracs 

Lintrac 95 LS und Lintrac 115 LS punkten mit neuen Perkins- 
Syncro-Motoren / Lastschaltgetriebe und Hochleistungshydraulik

Der Tiroler Traktoren- und Transporterhersteller Lindner erweitert 
seine Lintrac-Serie. Nach den stufenlosen Modellen Lintrac 90, 110 
und 130 präsentiert Lindner jetzt die ersten Lintracs mit Lastschalt-
getriebe. „Damit kombinieren wir die Vorteile des ZF-Schaltgetrie-
bes aus Steyr mit den Stärken der Lintrac-Serie. Dazu zählen die 
Wendigkeit, der hohe Fahrkomfort und die leistungsstarke Hydrau-
lik mit Verstellpumpe“, sagt Geschäftsführer Hermann Lindner. 

Die neuen Modelle Lintrac 95 
LS und Lintrac 115 LS sind die 
Nachfolger des Geotrac 94 ep 
bzw. des Geotrac 104 ep. Zum 
Einsatz kommen die neuen Per-
kins-Syncro-Motoren der Stufe 5. 
Die sind nicht nur besonders sau-
ber, sondern auch sehr drehmo-
mentstark. „Das ist gerade im 
steileren Gelände wichtig“, be-
tont Lindner. Mit den LS-Model-
len bietet Lindner Allroundtrak-
toren für Mischbetriebe in der 
alpinen Landwirtschaft an. Dank 
der guten Übersichtlichkeit eig-
nen sie sich auch optimal für 
Frontladerarbeiten.

Der Lintrac 95 LS im Detail

In den Lintrac 95 LS baut Lind-
ner einen 4-Zylinder-Perkins-Syn-
cro-Turbodiesel ein, der 102 PS 
(75 kW) leistet. Das Drehmoment 
beträgt 430 Nm bei 1500U/min. 
Das 16/8-Gang-ZF-Lastschaltge-
triebe aus Steyr verfügt über ei-

ne Zweifach-Lastschaltung. Die 
BOSCH-Rexroth-Hochleistungs-
hydraulik mit Axialkolbenpumpe 
fördert 80 Liter / min. und punk-
tet wie alle Lindner-Modelle mit 
getrenntem Ölhaushalt. Die Kom-
fortkabine ist mit mechanischer 
Kabinenfederung ausgestattet.

Der neue Lintrac 115 LS

Der Perkins-Syncro-Motor im 
Lintrac 115 LS bringt es auf 
112 PS (82 kW) und auf ein 
Drehmoment von 450 Nm bei 
1500U/min. Auch beim Lintrac 
115 LS setzt Lindner auf ein 
16/8-Gang-ZF-Steyr-Lastschalt-
getriebe mit Zweifach-Lastschal-
tung. Besonderen Fahrkomfort 
gewährleistet die TracLink-Kabi-
ne mit mechanischer Federung 
und dem Komfortsitz mit Luftfe-
derung.

Bei beiden Traktoren hat Lind-
ner eine 4fach-Zapfwelle im Pro-
gramm. Die sorgt dafür, dass die 
optimale Zapfwellenumdrehung 
schon bei niedriger Motordreh-

zahl erreicht wird und die Trak-
toren auch für das Mähladen ge-
eignet ist. Die Elektronische Hub-
werksregelung (EHR) verfügt 

über eine automatische Zugkraft- 
und Lageregelung (AHC), die z.B. 
gleichmäßiges Pflügen erleich-
tert. r

„Das kann ruhig ins 
Kompostwerk“

LfU: Straßenbegleitgrün entlang von Bundesstraßen  
ist kein Sondermüll

Mitunter wird zur Vorsicht geraten: Es sei besser, Straßenbegleit-
grün quasi als Sondermüll zu entsorgen. Diese Ansicht teilt Wolf-
gang Berger von der Pressestelle im Landesamt für Umwelt (LfU) 
nicht. „Natürlich könnte man auf den Gedanken kommen, dass 
Straßenbegleitgrün Sondermüll ist, weil man weiß, dass Pflanzen 
Schwermetalle aufnehmen“, sagt er. Laut einer Untersuchung der 
Gartenbauexperten Simone Seling und Peter Fischer sei eine Ein-
ordnung als Sondermüll jedoch unnötig.

Straßenbegleitgrün sollte im 
Sinne des Kreislaufwirtschafts- 
denkens zurück in den Natur-
kreislauf gelangen; die in der Bio-
abfall-Verordnung genannten 
Schwermetallgehalte im Bö-
schungsmähgut werden nicht 
überschritten. In der Analyse 
wurde die Belastung des straßen-
nahen Grünschnitts auf Cadmi-
um, Chrom, Kupfer, Quecksilber, 
Nickel, Blei, Platin und Zink unter-
sucht. Von Relevanz war auch die 
jeweilige Verkehrsdichte. Bei 420 
ermittelten Schwermetallgehal-
ten wurde der Grenzwert nur 16 
Mal, damit lediglich in knapp vier 
Prozent aller Fälle, überschritten.

Durch die Studie haben es 
Skeptiker laut Wolfgang Berger 
schwarz auf weiß, dass die gene-
relle Einordnung von Grünschnitt 
als Sondermüll selbst auf viel be-
fahrenen Straßen nicht notwen-
dig ist. Eine Kompostierung ist 
den Autoren der Studie zufol-
ge sowohl nach der Bioabfall- als 
auch nach der Düngemittel-Ver-
ordnung möglich. Auftraggeber 
der Untersuchung war das da-
malige Bayerische Staatsministe-
rium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen. Am Institut für 
Bodenkunde und Pflanzenernäh-
rung in Weihenstephan wurde 
Mähgut von Straßenbegleitgrün 
und Falllaub von Straßen im Land-
kreis Freising sowie Autobah-
nen im Großraum München auf 
Schwermetalle untersucht.

Im Jahr 2003 publizierten die 
Autoren ihre Studie. Deren Ana-
lysen zufolge gab es bei Cad- 
mium nur zwei Mal bei einer 
Herbstmahd eine Überschreitung 
der Grenzwerte. Das Schwerme-
tall gelangt durch Reifenabrieb 
und Dieselabgase in die Umwelt. 
Keine einzige untersuchte Som-
mermahd zeigte zu hohe Wer-
te. Der Chromgrenzwert wurde 
nur in 3,3 Prozent der Fälle über-

schritten. Chrom gelangt durch 
Reifenabrieb, Lackreste, Korros-
ion und Altöl in die Umwelt. Der 
Quecksilber-Grenzwert wurde 
nie auch nur annährend erreicht.

Obwohl die Proben zum Teil be-
lastet waren, spricht nichts dage-
gen, das Mähgut als Ausgangs-
material für die Kompostherstel-
lung zu verwenden. Interessant 
ist, dass es laut der Studie einen 
Unterschied in der Belastung gibt, 
je nachdem, mit welchem Verfah-
ren das Mähgut gewonnen wur-
de. „Das Mähverfahren beein-
flusste die Schwermetallgehal-
te“, heißt es in der Analyse. Wur-
den die Proben mit dem Rechen 
statt mittels Absaugung gewon-
nen, waren sie geringer belastet.

Auch wenn es grundsätzlich 
okay ist, Straßenbegleitgrün zu 
kompostieren, ist dies nicht über-
all möglich, schränkt Wolfgang 
Berger ein: „Jedes Kompostwerk 
entscheidet, welches Material es 
annimmt.“ In Bayern gibt es meh-
rere Anlagen, die Straßenbegleit-
grün akzeptieren. Im Landkreis 
Erlangen-Höchstadt ist das zum 
Beispiel die Kompostier-Betriebs 
GmbH in Medbach, in Main-Spes-
sart das in Gemünden etablier-
te Humuswerk. Im Kreis Am-
berg-Sulzbach sind gleich drei Fir-
men bereit, Straßenbegleitgrün 
anzunehmen. Viele andere Kom-
postwerke allerdings akzeptieren 
lediglich Abfälle aus der Biotonne 
sowie Grüngut.

Mit Blick auf den Umwelt-
schutz sollte der Grünschnitt am 
besten vor Ort verbleiben. Ber-
ger: „Da kann er sich dann über 
den Winter organisch zersetzen.“ 
Problematisch wird es dort, wo 
der Grünschnitt verweht zu wer-
den droht. Dann wird es schwie-
rig, mit Grünschnitt zu mulchen. 
Müssen ganze Bäume und Sträu-
cher herausgenommen werden, 
werden diese Pflanzenabfälle 

meist einer energetischen Ver-
wertung zugeführt.

Bayerische Kommunen erklä-
ren auf Nachfrage, dass „Straßen-
begleitgrün“ für sie ein Thema 
von eher untergeordneter Bedeu-
tung ist. „Nach unseren Erkennt-
nissen wird der überwiegende Teil 
der Grünabfälle von Privatperso-
nen aus Haus- oder Kleingärten zu 
den Grünabfallsammelstellen ge-
bracht.“, sagt Juliane von Roen-
ne-Styra, Pressesprecherin der 
Stadt Regensburg. Außerdem lie-
ferten Dienstleister Grünabfäl-
le aus der Freiflächenpflege von 
Wohnanlagen an die Grünabfall-
sammelstellen oder direkt ans Re-
gensburger Kompostwerk.

Ob die Bioabfälle belastet sind, 
wird im Vorfeld der Kompostie-
rung nicht überprüft. „Schad-
stoffanalysen durchzuführen, wä-
re bei unbewachten Sammelstel-
len und der Vielzahl der Anliefe-
rer nicht realisierbar“, sagt von 
Roenne-Styra. Bei der Vermark-
tung des fertigen Komposts wür-
den im Regelfall allerdings Güte-
bestimmungen, zum Beispiel je-
ne der Bundesgütegemeinschaft 
Kompost, eingehalten: „Hierfür 
werden auch Analysen durchge-
führt, denn ein schad- oder stör-
stoffbelasteter Kompost wäre 
kaum vermarktbar.“ Zudem seien 
die Vorschriften der Bioabfallver-
ordnung zu beachten.

Womöglich sind Anlieferungen 
durch Pflanzenschutzmittel oder 
Streusalz teils mit Schadstoffen 
belastet, so die Pressesprecherin. 
Bisher allerdings sei nicht bekannt, 
dass Probleme für einen Verwer-
ter aufgetreten wären. Nach Aus-
kunft des Kompostplatzes Regens-
burg sowie nach eigenen Erkennt-
nissen der Stadt wird der über-
wiegende Grünschnitt an den 
Autobahnen und Bundesstraßen 
derzeit gemulcht: „Das heißt, beim 
Mähen bleibt das Gras liegen.“ 
Holz aus der Gehölzpflege wird zu 
Hackschnitzeln verarbeitet.

Es sei nicht sehr wahrschein-
lich, weiß man auch in Regens-
burg, dass Straßenbegleitgrün all-
zu stark belastet ist. Roenne-Sty-
ra: „Es sind zwar erhöhte Wer-
te an Salz vorhanden, allerdings 
immer weit unter den zulässi-
gen Werten.“ Bei der Kompostie-
rung würden die Materialien ver-
mischt, mögliche Schadstoffe da-
durch stark „verdünnt“: „Und der 
fertige Kompost wird ja immer 
güteüberwacht und analysiert.“ 
 Pat Christ

Mit Bindemittel und Frontkehrwalze in den Einsatz
Ab sofort geht ein neuer Mercedes-Benz Unimog 530 im Straßen-
bau in den Einsatz. Das „Universal-Motor-Gerät“ macht dabei sei-
nem Namen alle Ehre! Der U 530 ist mit einem Tankaufbau und 
einer Frontkehrwalze ausgestattet. Der Tank fasst insgesamt 4500 
Liter. Das Bindemittel wird mit einem speziellen Spritzbalken auf 
den Asphalt gebracht. Dieser ist teleskopierbar und erreicht eine 
Gesamtbreite von bis zu 4,60 Metern. Bild: Henne Nutzfahrzeuge
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Mit dem Inkubator ist das ZDI-Trio am Würzburger Hubland komplett: 

Passgenaue Räume  
für Firmengründer

Der Inkubator ist als dritter und somit letzter Baustein des Zentrums 
für Digitale Innovationen Mainfranken (ZDI) am Hubland an den Start 
gegangen. Das dreiteilige Gründerzentrum, das vor allem für Unter-
nehmerinnen und Unternehmer in der Vorgründungsphase zuständig 
ist, zielt auf Start-Ups, die bei Einzug nicht älter als fünf Jahre sind. 

Bei der Eröffnungsfeier im 
Skyline Hill Center lobte Oberbür-
germeister Christian Schuchardt 
das Tempo in der Umsetzung. Der 
Inkubator ist nach der Eröffnung 
des Gründerlabors im Mai 2018 
und der Tower-Einweihung im Ju-
li 2018 nun der letzte Entwick-
lungsschritt den das ZDI vollzieht. 

Alle „Stufen“ des ZDI entstan-
den laut Schuchardt nach der 
Ausschreibung des Freistaates 
Bayern im Frühjahr 2016 in Re-
kordzeit in einer dynamischen 
und attraktiven Nachbarschaft. 
Ausschreibung, Planung, Bau-
recht, Bau und Inbetriebnahme 
erfolgten jeweils in kurzer Abfol-
ge: „Wahrzeichen dieser rasan-
ten Entwicklung ist – mehr noch 
als der Inkubator – der Cube. Der 
markante Würfel im Herzen des 

Hublands entstand in nur elf Mo-
naten Bauzeit. An diesen Bau-
stein knüpfen wir nun an und run-
den das Konzept ab.“ 

Wenn man davon ausgeht, 
dass eine junge Firma idealty-
pischer Weise alle drei Kompo-
nenten des ZDIs durchläuft, wur-
de die letzte Stufe gerade „just in 
time“ fertig, um die ersten „Ab-
solventen“ des Cubes mit ihren 
Prototypen aufnehmen zu kön-
nen. Schuchardt zollte dem Team 
um Klaus Walther vom Fachbe-
reich Wirtschaft, Wissenschaft 
und Standortmarketing großen 
Respekt, die Mission erfolgreich 
beendet zu haben.

Schuchardt machte deutlich, 
dass das ZDI in der guten Tradi-
tion der Würzburger Gründer-
zentren IGZ und TGZ stünde, der 

Zusatz „Mainfranken“ aber die 
Dependancen und Partner in 
Schweinfurt, Bad Kissingen und 
Lohr unterstreiche. Die Bedeu-
tung für die gesamte Region ließ 
sich auch an der Gästeliste nach-
vollziehen. Alle Partner des ZDIs 
konnten aufgrund der hohen Zahl 
schon bei der Veranstaltung nicht 
namentlich genannt, sondern nur 
auf einer Logowand eingeblendet 
werden. Unter: www.zdi-main-
franken.de findet sich das stetig 
wachsende Netzwerk.

Inhaltliche Arbeit im Fokus

Mit dem fertig gestellten In-
kubator kann nun nach Jahren 
der intensiven baulichen Tätig-
keit wieder die inhaltliche Arbeit 
im Fokus stehen. Es wird auf rund 
900 Quadratmetern im Skyline 
Hill Center der IMG/WVV 30 Bü-
ros geben, die meisten mit ei-
ner Grundfläche von rund 20 qm 
für 400 Euro warm. Im Preis in-
kludiert sind W-LAN, Teeküche 
Lounge und Besprechungsräume. 
Zwölf Co-Working-Arbeitsplätze 
gibt es ebenfalls: Nebenkosten 
all inclusive für je 170 Euro. Stand 
heute ist bereits die Hälfte der 
Kapazität ausgebucht. 

Projektleiter Klaus Walther und 
Dr. Christian Andersen, der Netz-
werkmanager am ZDI, betonten, 
dass es aber nicht nur um adäqua-
te Räume und technische Infra-
struktur gehe, das ZDI-Umfeld bie-
te auch unterschiedlichste Bera-
tungs- und Vernetzungsangebote. 

Zentral ist die Methode des De-
sign Thinking, die hier von Exper-
ten vermittelt und weiterentwi-
ckelt wird. Hat eine Idee eine ge-
wisse Reife, vielleicht aber noch 
nicht Marktreife, erreicht, stün-
den im Firmennetzwerk Part-
ner für Experteninterviews be-
reit und auch die Mitstreiter am 
Hubland können stets zu Rate ge-

Das Hubland als perfekter Ort für Firmengründungen im Zeitalter der 
Digitalisierung. V.l.: Regierungspräsident Dr. Eugen Ehmann, Staatsse-
kretär Roland Weigert, Projektleiter Klaus Walther vom Fachbereich 
Wirtschaft, Wissenschaft und Standortmarketing der Stadt Würzburg 
und Oberbürgermeister Christian Schuchardt. Bild: Georg Wagenbrenner

zogen werden. Man könne über 
die Jahre auch die Seite wech-
seln – vom Geförderten zum För-
derer, nannte Walther ein mar-
kantes Beispiel: Infosim ist heu-
te ein international agierendes 
IT-Unternehmen mit Hauptsitz in 
Würzburg. Diese Firmenerfolgs-
geschichte begleitete in den ers-
ten Jahren das IGZ, heute unter-
stützt das Unternehmen das ZDI.

Das Gesamtprojekt ZDI hat ein 
Volumen von 7,5 Millionen Eu-
ro, von denen 5,2 Millionen vom 
Freistaat Bayern gefördert wer-
den. Staatssekretär Roland Wei-
gert vertrat Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger bei der Eröff-
nung und erklärte das Konzept 
hinter diesem Gründerzentrum. 
Insgesamt sehe die Staatsregie-
rung mit einer konsequenten 
Start-Up-Förderung dezentral im 
Flächenstaat eine gute Möglich-
keit den Mittelstand und damit 
der gesamten Volkswirtschaft ei-
ne Frischzellenkur zu verpassen. 

Weigert machte z. B. an der Ent-
wicklung der Arbeitslosenzahlen 
fest, dass die Spreizung zwischen 
Metropole und Peripherie in den 
letzten Jahrzehnten stark zurück-
gegangen sei. Gründerzentren, 
nicht nur digitalen, komme hierbei 
eine Schlüsselrolle zu. 

Kooperation mit  
Bad Kissingen

In einem Video-Grußwort freu-
te sich auch Staatsministerin Do-
rothee Bär über einen „Guten Tag 
für die Region“. Aus ihrer Sicht 
besonders erfreulich ist die Ko-
operation mit Bad Kissingen und 
der Gesundheitsregion.

In die spezielle ZDI-Ausstattung 
der Räumlichkeiten im Skyline 
Hill Center flossen rund 190.000 
Euro Förderung. Noch wichtiger 
dürften aus Sicht der Start-Ups 
aber die günstigen Mietkonditio-
nen sein, die im Rahmen des ZDI 
langfristig und somit planungssi-
cher gewährt werden. Die maxi-
male Mietdauer beträgt fünf Jah-
re pro Firmengründung. Hier sind 
für die nächsten 15 Jahre rund 2,2 
Millionen Euro Förderung veran-
schlagt. r

Bezirk Oberbayern:

Schutzschirm für Einrichtungen 
der Behindertenhilfe 

Der Bezirk Oberbayern hat mit den Trägern der Einrichtungen und 
Dienste der Behindertenhilfe großzügige Vereinbarungen getrof-
fen, um die Corona-Krise finanziell zu überbrücken. „Wir spannen 
einen Schutzschirm über unseren Partnern auf“, sagte Bezirkstags-
präsident Josef Mederer. „Keine Einrichtung darf jetzt in existenti-
elle Nöte geraten. Damit haben unsere Partner den Kopf frei, die 
Herausforderungen engagiert und kreativ zu meistern.“

Gleichzeitig habe der Bezirk 
Oberbayern damit die Weichen 
gestellt, so der Bezirkstagspräsi-
dent weiter, „dass jetzt niemand 
seinen Job verliert und nach die-
ser Ausnahmesituation alle in der 
gewohnten und bewährten Wei-
se weiterarbeiten können. Wir 
werden weiterhin schnell, ent-
schlossen und verantwortungs-
bewusst handeln, um die An-
steckung mit dem Corona-Virus 
einzudämmen. Dafür setzen wir 
im Bezirk Oberbayern all unsere 
Energien und Ressourcen ein.“

Notangebote ermöglichen

Gemäß einer Verordnung des 
Bayerischen Gesundheitsminis-
teriums wurden alle Werk- und 
Förderstätten für Menschen mit 
Behinderungen vorerst bis zum 
19. April geschlossen. Die Ein-
schränkungen gelten auch für 
Kindertagesstätten und weitere 
Einrichtungen der Behinderten-
hilfe. In dem Erlass ist auch gere-
gelt, dass die Einrichtungen Not- 
angebote offenhalten können, da-
mit beispielsweise Kinder des me-
dizinischen Fachpersonals wei- 
ter betreut werden können. So-
weit es die derzeitigen Umstän-
de erlauben, versucht der Bezirk 
Oberbayern deshalb gemeinsam 
mit den Trägerverbänden Not- 
angebote etwa in Heilpädagogi-
schen Tagesstätten sowie Werk- 
und Förderstätten zu ermögli-
chen. 

Kompetente Beratung

Auch viele Beratungsstellen 
wie die Sozialpsychiatrischen 
Dienste und Suchtberatungen 
können nicht mehr wie gewohnt 
arbeiten. Hier werden vielfach 
vor Ort alternative Beratungs-
möglichkeiten etwa per Telefon 
oder E-Mail ausprobiert und an-
geboten. Auch die Leitstelle des 
vom Bezirk Oberbayern finan-
zierten Krisendienstes Psychiat-
rie ist wie gewohnt unter 0180/ 
655 3000 erreichbar. „Durch die-
se Krise geraten viele Menschen 
in seelische Extremsituationen“, 
sagte der Bezirkstagspräsident. 
„Beim Krisendienst haben sie 
hochkompetente Ansprechper-
sonen, um über ihre Sorgen und 
Ängste zu sprechen.“

Des Weiteren unterstütze der 
Bezirk Oberbayern auch die Trä-
ger von Wohnangeboten für 
Menschen mit Behinderungen, 
„damit sie vor Ort die noch kom-
menden Herausforderungen zu-
sammen mit uns meistern kön-
nen“. Mederer erklärte: „Ge-
meinsam mit den Trägern aller 
Einrichtungen und Dienste müs-
sen wir die Lage jeden Tag neu 

bewerten. Unser Ziel ist es, die 
Mitarbeitenden sowie die Besu-
cherinnen und Besucher umfas-
send zu schützen. Deshalb kann 
es zu weiteren Einschränkungen 
kommen, für die ich alle um ihr 
Verständnis bitte.“ r

Digitaler Bauantrag: 

Landratsamt Passau 
macht sich bereit

Vieles geht schon digital am Landratsamt Passau. Einige Sachgebie-
te arbeiten bereits mit vollelektronischer Aktenführung. Nun befin-
det sich auch die Bauverwaltung auf der Zielgeraden der Digitalisie-
rung. Ein Mammut-Prozess, wie die Verantwortlichen jetzt Landrat 
Franz Meyer berichteten. 

Mehrere Mitarbeiter sind in ei-
ner Projektgruppe seit etwa ein-
einhalb Jahren mit dem Umstel-
lungsprozess beschäftigt. Haupt-
verantwortlich ist Margarethe 
Resch-Fürst, die zusammen mit 
Christine Hilgart und den verant-
wortlichen Sachgebietsleitern 
Heinz Edholzer, Frank Emmer und 
Norbert Kellnberger die Umstel-
lung auf das digitale Baugenehmi-
gungsverfahren betreut.

„Zunächst stand die Einführung 
einer neuen Fachsoftware an, die 
ein digitales Verfahren überhaupt 
erst ermöglicht“, erklärte Resch-
Fürst. Die komplette Bauverwal-
tung (das betrifft etwa 30 Mitar-
beiter) musste auf die neue Soft-
ware umgestellt werden. Ebenso 
mussten Schnittstellen eingerich-
tet werden, um eine elektroni-
sche Kommunikation mit anderen 
Fachverfahren, wie zum Beispiel 
Buchhaltungssoftware, Geoinfor- 
mationssysteme oder dem Eigen- 
tümerverzeichnis des Grundbuch- 
amts zu ermöglichen. 

Pilotkunde Landratsamt

„Wir haben uns dabei von den 
Spezialisten unseres Softwarean-
bieters unterstützen lassen“, be-
richtete Resch-Fürst. „Der An-
bieter hat die Software genau 
nach unseren Anforderungen im-
mer wieder angepasst.“ Denn 
das Landratsamt Passau war Pi-
lot-Kunde der Firma im Bundes-
land Bayern. 

Als nächstes stand die schritt-
weise Einführung der elektroni-

schen Bauakte und der elektroni-
schen Fachstellenbeteiligung an. 
Für die Testfälle wurden Verant-
wortliche aus dem Bauamt ausge-
wählt, an deren Arbeitsplätze ent-
sprechend große Bildschirme auf-
gestellt und ein spezieller Scanner 
angeschafft, der die Digitalisierung 
von großen Bauplänen bis zum Pa-
pierformat DIN A0 ermöglicht.

Beschleunigte Verfahren

Zu einer Verkürzung der Ver-
fahrensdauer trägt nun die pa- 
rallel laufende Fachstellenbetei-
ligung bei. „Besonders bei Bau-
anträgen, bei denen wir mehre-
re landratsamtsinterne (z.B. Na-
turschutz, Umweltschutz, Was-
serrecht) aber auch viele externe 
Fachstellen (z.B. Staatliches Bau-
amt, Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, Landes-
amt für Denkmalpflege, Gewerbe-
aufsichtsamt, Wasserwirtschafts- 
amt) beteiligen müssen, kann das 
die Verfahren beschleunigen“, so 
Markus Baumgartner, stellver-
tretender Leiter des Sachgebiets 
Bauleitplanung und Bauordnung. 
Denn Anhörungen mit dem kom-
pletten Bauantrag werden jetzt 
nicht mehr in Papierform nachei-
nander an die einzelnen Fachstel-
len verschickt, sondern stehen in 
einem Onlineportal des Landrat-
samtes zur Verfügung. Die zu be-
teiligenden Fachstellen können so 
ihre Stellungnahmen nun gleich-
zeitig bearbeiten.

Voraussetzung für ein zügiges 
Genehmigungsverfahren sei aber weiterhin, so die Mitarbeiter des 

Bauamts, dass der Antragsteller al-
le notwendigen Unterlagen bereits 
zu Beginn vollständig einreicht. 

Einen großen Vorteil des digita-
len Verfahrens sieht Landrat Franz 
Meyer auch im verbesserten Bür-
gerdialog und -service. Bei Nach-
fragen entfällt nun das mühsame 
Suchen von Papierakten, denn die 
digitalen Bauakten sind nun im-
mer und an allen Arbeitsplätzen 
per Mausklick verfügbar. Zur wei-
teren Projektabwicklung und Op-
timierung stehe das Landratsamt 
Passau in engem Kontakt mit den 
Softwareentwicklern und dem 
Bayerischen Landkreistag, erklär-
te Bauamtsmitarbeiter Markus 
Baumgartner. „Denn nur so ist 
mittel- bis langfristig dann auch 

mit einem insgesamt schnelleren 
Baugenehmigungsverfahren zu 
rechnen.“

Mit der Digitalisierung der Bau-
verwaltung sind derzeit auch vie-
le andere Landratsämter beschäf-
tigt. Vertreter anderer Kreisver-
waltungsbehörden kommen des-
halb demnächst nach Passau, um 
sich vor Ort einen ersten Eindruck 
zu verschaffen. 

Landrat Meyer ist erfreut über 
die Verbesserungen und den ge-
steigerten Bürgerservice. „Sie ha-
ben damit in den letzten Monaten 
ein großes Stück Zukunft in un-
sere Verwaltung gebracht,“ sag-
te Meyer mit Blick auf die betei-
ligten Mitarbeiter und dankte für 
deren Engagement und Zusam-
menarbeit. r

Landrat Franz Meyer (3.v.r) ließ sich von den verantwortlichen  
Bediensteten Brigitte Irlinger (v.l.), Margarthe Resch-Fürst, Ernst Gei-
selberger, Markus Baumgartner, Reinhold Altmann, Christine Hilgart 
und Beate Lorenz über den Umstellungsprozess informieren. r

Projekt Denkwelt Oberpfalz
Auf Einladung von Albert 

Rupprecht, MdB, besuchte Mar-
co Wanderwitz, Staatssekretär im 
Bundeswirtschaftsministerium 
und frisch ernannter Ostbeauf-
tragter der Bundesregierung, die 
Lars und Christian Engel (LUCE) 
Stiftung in Weiherhammer. 

Der Staatssekretär informier-
te sich über das Projekt Denkwelt 
Oberpfalz (DWO), das die LUCE 
Stiftung gemeinsam mit der OTH 
Amberg-Weiden und der Stadt 
Weiden in Halmesricht auf einer 
Fläche von 20 Hektar bis 2024 
entwickeln wird. 

Innovativ und vernetzt

Projektleiter Severin Hirmer 
stellte die DWO als einen innova-
tiven, vernetzten Ort vor, in dem 
das Forschen, Arbeiten, Lernen 
und Leben in der digitalen Zu-
kunft modellhaft gestaltet wer-
den soll.

Marco Wanderwitz war von 
den Plänen sehr beeindruckt – 
gerade auch aus bundespoliti-
scher Perspektive: „Innovative 
Impulse wie die DENKWELT sind 
unbedingt auch von Seiten des 
Bundes proaktiv zu begleiten. Wir 
brauchen im Rahmen der digita-
len Transformation neue Denk-
ansätze und Umgebungen – auch 
außerhalb der Metropolen -, in 
denen diese modellhaft umge-
setzt werden können.“

Künftig soll die DWO auf Minis-
terialebene begleitet und es sol-
len gemeinsame Anknüpfungs-
punkte fixiert werden. Prof. Dr. Er-
ich Bauer, Vorstandsvorsitzender 
der LUCE Stiftung, stellte abschlie-
ßend fest: „Wir warten nicht, wir 
gehen in Vorleistung“, und ver-
wies auf den Science Parks C4 der 
LUCE Stiftung in Weiherhammer, 
in dem die Themen der DENK-
WELT Oberpfalz bereits vorberei-
tet werden. r
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„Unglaublich, wie sich un-
ser Leben gewandelt hat. Wie 
leicht es ist, sich auf eine neue 
Arbeitswelt umzustellen und 
wie schwer es ist, auf alltäg-
liche Begegnungen zu ver-
zichten. Nichts ersetzt den 
Ratsch am Kaffeeautomaten 
im Büro!“ Mein Chef, der Bür-
germeister, meldet sich regel-
mäßig per Video oder Telefon-
konferenz bei uns. 

Er musste sich nicht in Qua-
rantäne begeben, aber er hat 
die Devise ausgegeben, dass jeder, der von zu-
hause aus arbeiten kann, dies auch machen 
soll. So vermeidet man nicht nur den Kontakt 
im Büro, sondern auch in Bussen und Bahnen. 
Deshalb werden die Geschicke der Stadt derzeit 
aus den Wohnzimmern, Küchen, improvisierten 
Arbeitszimmern in Fluren und Kellern des Bür-
germeisters, der Amtsleiter und eigentlich der 

Mehrzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter gelenkt. Denn Publikumsverkehr haben wir 
ja so gut wie keinen mehr. Und Stadtratssitzun-
gen sollten eh keine mehr bis zur Konstituierung 
des neuen Stadtrates stattfinden.

Man merkt allerdings schon, dass der Job ei-
nes Kommunalpolitikers zu einem Großteil aus 
Kommunikation besteht, die ja jetzt in Zeiten 
der Corona nicht wie üblich stattfinden kann. 
Keine Bürgersprechstunde, keine Ortsbesichti-
gungen, keine Gremiensitzungen – der Termin-
kalender des Bürgermeisters ist wie leergefegt. 
Dafür immer mehr Telefontermine, Videochats 
und umfangreiches E-Mail-Ping-Pong, wenn es 
nicht gelingt, mit dem benötigten Gesprächs-
partner auf andere Weise in Kontakt zu kom-
men.

Wider Erwarten sind sowohl die häuslichen 
WLAN-Verbindungen als auch die mobilen Da-
ten bisher noch nicht zusammengebrochen und 
halten dem Ansturm der vielen zu übertragen-
den Gespräche ebenso Stand wie den gefühlt 
Millionen von Memos, Videoclips, Audiobot-
schaften und was noch alles, das die Leute aus 
der Isolation über Messenger- oder andere sozi-
ale Netzwerke in die Community schicken.

Eigentlich gibt es beim ganzen Homeoffice 
nur drei Probleme. Erstens der Mangel an Be-
wegung. Man sitzt ja andauernd vor dem Bild-

schirm, hackt auf seine Tasta-
tur ein oder telefoniert. Kein 
kurzer Abstecher zum Kolle-
gen, um ihm was zu bringen 
oder etwas abzuholen, kein 
Außentermin, kein schnel-
les Treffen mit einer Freun-
din in der Mittagspause. Statt-
dessen reduziert sich das Le-
ben auf die Wege vom Ar-
beitsplatz zur Küche oder mal 
kurz vor die Tür zum einsamen 
Luftschnappen.

Das bringt uns zum zweiten 
Problem: Gewichtszunahme. Der Kühlschrank 
ist ja voll und erreichbar. Der Trick, in die Arbeit 
einfach keine Schokolade oder Chips mitzuneh-
men, funktioniert zuhause nicht, weil beides 
ja zum Fernsehabend oder zur Bestechung der 
Kinder im Hause sein muss. Und weil mir kochen 
nach dem Homeoffice genauso auf den Wecker 
geht wie nach einem stressigen Tag im Rathaus, 
gibts abends was Geliefertes, statt mittags ein 
Schüsselchen von der Salatbar der Kantine. 

Und dann Problem Nummer drei: Partner und 
Kinder. Sowohl die Arbeitswelt, also auch die 
Schule wurden ja geschaffen, damit Menschen, 
die sich lieben, zwischen fünf und zehn Stun-
den an fünf Tagen der Woche sich nicht auf der 
Naht liegen. Ist dies nicht mehr gegeben, gibt 
es Reibereien. Kinder kann man noch mit Ler-
nen dahoam etwas ablenken. Der Bayerische 
Rundfunk hat mit seinem Bildungsprogramm in 
diesen Tagen einen Verdienstorden und höhe-
re Gebührenanteile ohne Gemecker verdient. 
Youtube macht nicht nur dumm, sondern kann 
auch schlau machen, wenn man richtig suchen 
kann und mebis hilft dabei, den Kindern Alltags-
geschichte nahezubringen. Wer seinen Kindern 
erklären will, wie lange es früher gedauert hat, 
bis man sich mittels Modem ins Internet einge-
wählt hat, wie lange Seiten gebraucht haben, 
um sich aufzubauen und wie oft Windows frü-
her aus heiterem Himmel abgestürzt ist, der 
setzt die Kids einfach vor mebis.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist schon wei-
ter. Er hofft auf eine Rückkehr ins Büro nach Os-
tern. Natürlich mit Schutzmaske. Dann heißt es 
wohl mit dem Schriftsteller Otto Erich Hartle-
ben: „An der Maske, die wir uns vorbinden, er-
kennt man uns“.

Allen, die die Stichwahl am Sonntag siegreich 
überstanden haben, gratuliere ich herzlich. 

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Vom Zwang, Gewohn-
heiten zu ändern

Frauen in die Parlamente:

„Nach der Wahl ist vor der Wahl!“
Dieses Motto von Barbara Stamm, ehemaliger Landtagspräsiden-
tin in Bayern, gilt auch nach der Kommunalwahl 2020 in Bayerns 
Kommunen. Der Anteil an Frauen im Bürgermeisteramt steigt we-
der in Bayern noch bundesweit signifikant an, obwohl das Thema 
„Mehr Frauen in Führung“ seit Jahren nicht nur in der Politik, son-
dern auch in Verwaltung, Wirtschaft, Medien und Wissenschaft 
in aller Munde ist. Das Buch „Bürgermeisterin werden – Fahrplan 
ins Amt. Praxistipps und Coachingtools“ (Richard Boorberg Verlag 
Stuttgart 2019) von Dr. Hanne Weisensee gibt Impulse und zeigt 
Wege auf, wie Frauen ihren „Weg ins Rathaus“ überlegt und fo-
kussiert angehen können. Die Autorin hat mit Barbara Stamm über  
Erfahrungen, Strategien und Gestaltungsmacht als Frau in der Po-
litik gesprochen.

Was am Oberbürgermeister-
amt hat Sie besonders gereizt, 
als Sie 1990 in Würzburg ange-
treten sind? 

Mir hat generell die Stadtrats-
arbeit vor Ort viel Freude berei-
tet: Nah am Geschehen, in der di-
rekten Begegnung mit den Men-
schen und in der Übersichtlich-
keit und Intensität der konkreten 
Themen. Eine Stadt mit den Men-
schen gemeinsam zu gestalten 
und zu entwickeln - dazu ein Rat-
haus mitten in der Stadt -, das hat 
mich sehr gereizt. Ich schätze die 
Nähe zu den Menschen und habe 
sie in allen meinen Ämtern und 
Funktionen immer gesucht. Tags-
über Gespräche, die Akten dann 
in den Abendstunden.

Was sagen Sie zu Frauen, die 
überlegen anzutreten?

Durchatmen und antreten! 
Frauen müssen sich bemerkbarer 
machen. Sie müssen zeigen, wir 
sind da! Mit viel Selbstvertrau-
en und Selbstbewusstsein an Po-
litik heran gehen. Und Macht an-
streben: Macht im Sinne von Ver-
antwortung den anderen gegen-
über, ausgehend von der Würde 
des Menschen. Aber ohne Macht 
geht eben nichts. Macht im guten 
Sinne ist ein Instrument, um ver-
antwortungsvoll zu arbeiten. Da-
vor dürfen Frauen nicht zurück-
schrecken.

Denken Sie, dass Frauen im 
(Ober)Bürgermeisteramt ande-
re Akzente setzen als Männer? 
Wieso brauchen wir überhaupt 
mehr als 10 % (Ober-)Bürger-
meisterinnen? 

Ich erlebe, dass Frauen noch 
mal andere Akzente setzen. Das 
heißt nicht, dass sie alles besser 
machen. Aber sie ergänzen Poli-
tik und die Gestaltung der Kom-
munen um ihre Erfahrungen und 
Lebenswirklichkeiten. Die Band-
breite der Themen wächst und es 
gibt eine andere Akzentuierung. 
Beispiel Pflege: Wenn ich selbst 
Angehörige pflege oder gepflegt 
habe, blicke ich anders auf das, 
was Beschäftigte in Pflegeberu-
fen tun und benötigen. Ich brin-
ge zusätzliche Aspekte in die po-
litischen Entscheidungsprozesse 
ein. Ich weiß aber auch konkret 
aus Erfahrung, was Ältere oder 
Kranke Menschen in meiner 
Stadt brauchen, um dort gut le-
ben zu können und gut versorgt 
zu sein. Das bereichert. 

An einen Runden Tisch  
gehören alle Betroffenen.

Auch der Stil und Umgang in 
Politik und Kommune kann sich 
ändern. Frauen sagt man eine 
spezifische Kommunikationsfä-
higkeit nach. So habe ich schon 
immer zu Runden Tischen einge-
laden und diese moderiert: Alle, 
wirklich alle, die von einem The-
ma tangiert waren, mussten da-
bei sein. So konnten die Schnitt-
stellen bei strittigen Themen her- 
ausgearbeitet und Kompromisse 
gefunden werden. Mein Motto 
war immer: „Wir sind hier beiein-
ander, um auszuloten, was geht. 
Und nicht um darüber zu spre-
chen, was alles nicht geht. Das 
ist im Vorfeld schon ausreichend 
geschehen.“ So konnte ich vie-
le Probleme lösen. Solche Fähig-
keiten können Frauen in Spitzen-
funktionen gut einbringen. 

Wie kann erreicht werden, 
dass mehr Frauen kandidieren? 

Es ist grundsätzlich wichtig, 
dass Menschen für politische Äm-

ter kandidieren und ihre Fähig-
keiten, ihr Wissen und ihre Viel-
falt einbringen. Das gilt für Frau-
en und Männer gleichermaßen. 
Heute müssen wir als Verant-
wortliche in Parteien und Kom-
munen uns stärker bemühen, ge-
nauer hinschauen und mögliche 
Kandidat*innen umfassender an-
sprechen. Gerade Frauen müs-
sen ermutigt werden. Ein zent-
rales Mittel ist Mentoring: Erfah-
rungen weiterzugeben, mit Rat zu 
unterstützen, Hintergrundwissen 
zu vermitteln – das stärkt interes-
sierte Frauen. Ich habe und hatte 
immer Mentees, die ich ein Stück 

Barbara Stamm. Bild: Hipp

begleitet habe. Im Landtag habe 
ich mich kontinuierlich für Prak-
tikant*innen bei den Abgeordne-
ten und in der Landtagsverwal-
tung eingesetzt. Diese Aufgabe 
fällt in der Kommune dem Ober-
bürgermeister oder der Oberbür-
germeisterin zu. Das muss von 
oben gewollt und gestaltet wer-
den. Da liegt die Verantwortung. 
Wir müssen den Frauen Lust auf 
politische Gestaltung machen. 
Und ihnen ihre Verantwortung 
bewusst machen. Darüber hin-
aus benötigen wir generell eine 
bessere und umfassendere po-
litische Bildung: Grundkenntnis-
se über Demokratie, die Bayeri-
sche Verfassung und wie ein Par-
lament konkret arbeitet. 

Was müssen Parteien, politi-
sche Vereinigungen, Städte-, Ge-
meinde- und Landkreistage oder 
Parlamente auf allen Ebenen da-
für anders machen als bisher?

Das Sichtbarmachen von Frau-
en in politischen Spitzenämtern 
ist eine Kernaufgabe. Bei der Be-
setzung von Gremien, Listen und 
Podien müssen die Verantwortli-
chen – Frauen wie Männer – da-
rauf achten, dass nicht nur eine 
oder wenige Alibifrauen zu sehen 
sind, sondern dass das vorhan-
dene Potenzial voll ausgeschöpft 
wird. Wir müssen diejenigen un-
terstützen, bei denen wir sehen, 
die tun der Kommune gut und 
schauen, wo wir jemanden Her-
ausragenden haben. Frauen fin-
den wir oft im vorpolitischen 
Feld. Sie müssen wir ansprechen 
und gewinnen. 

Verantwortung der  
kommunalen Spitzenverbände

Wir in den Spitzenfunktio-
nen müssen darauf aufmerksam 
machen, wenn zu wenige Frau-
en vorgeschlagen oder sichtbar 
werden. Wir können Veranstal-
tungen mit reinen Männerpodi-
en boykottieren oder Vorschlags-
listen mit nur wenigen Frauen 

ablehnen. Journalistinnen soll-
ten keine Podien mehr moderie-
ren, auf denen nur eine Frau vor-
kommt. Es sind heute genügend 
gute Frauen vorhanden. Und die 
engagierten Frauen müssen das 
auch wollen: Sichtbar sein und 
sich öffentlich darstellen. Vor-
bild sein für Frauen, die Rollen-
vorbilder suchen. Und hier sehe 
ich eine Verantwortung des Städ-
te-, Gemeinde- und Landkreista-
ges: Die Gruppe der (Ober-)Bür-
germeisterinnen in Bayern sicht-
bar zu machen. Als Berufsgruppe, 
aber auch in ihrer Vielfalt - und 
damit das Bürgermeisteramt als 
reelle Berufsoption für engagier-
te Frauen aufzuzeigen. Die Amts- 
inhaberinnen müssen sich gut 
vernetzen. Am besten über die 
politischen Ebenen hinweg – und 
mit den Männern, die eine ange-
messen Beteiligung von Frauen 
an Kommunalpolitik für selbst-
verständlich halten. 

Was sollten Frauen anders 
machen als bisher?

Weniger kritisch mit sich selbst 
und anderen Frauen umgehen. 
Sich Ämter und Machtgestaltung 
zutrauen. Man muss nicht schon 
alles können und mitbringen, be-
vor man kandidiert. Man kann 
und darf in ein Amt auch hin- 
einwachsen. Mit dem Zögern 
und dem hohen Anspruch an sich 
selbst, stehen sich Frauen auch 
im Weg. Und ganz wichtig: Sich 
vernetzen. Lobbyarbeit in Sachen 
„Mehr Frauen in Führung“. Der 
Austausch untereinander stärkt. 
Und die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen Frauen 
und Männern.

Wie muss das (Ober-)Bürger-
meisteramt der Zukunft ausge-
staltet sein, um überhaupt noch 
qualifizierten und ausreichend 
Nachwuchs zu gewinnen?

Darüber muss gesprochen 
werden. Sitzungszeiten und Sit-
zungskultur in der Politik schre-
cken Frauen durchaus ab. Auch 
die umfassende Verfügbarkeit 
und die Arbeitszeiten rund um 
die Uhr werden als Belastung an-
gesehen – nicht nur von Frau-
en. Alle in der Politik sollten an-
fangen, offen damit umzugehen, 
wenn Termine im privaten Be-
reich anstehen: Nicht mehr als 
Floskel sagen „ich habe noch an-
dere Verpflichtungen“. Sondern 
benennen, wenn es um Termine 
mit der Familie oder dem Freun-
deskreis geht. Einfach, um sicht-
bar zu machen, dass auch Men-
schen in der Politik Menschen 
sind, die ein Recht auf ein Privat-
leben haben. Das wäre schon ein 
erster großer Schritt. 

Zudem Job-Sharing auf allen 
Führungsebenen nicht nur zu dis-
kutieren, sondern es als Chef*in 
zuzulassen und zu fördern. Ich 
war und bin der Auffassung, man 
muss Dinge probieren und prak-
tizieren statt zu erklären, was al-
les angeblich nicht geht. Unse-
re Gesetze lassen hier bereits ge-
nügend Spielraum, der aber von 
den Verantwortlichen oft nicht 
zugestanden oder genutzt wird. 

Was ist Ihr Fazit zu der Fra-
ge, wie wir mehr Frauen in po-
litische Führungsfunktionen be-
kommen? 

Mein Fazit aus meiner politi-
schen Laufbahn als Frau in Füh-
rungsämtern hat zwei Botschaf-
ten. Die eine Botschaft lautet: 
„Man darf nicht müde werden“. 
Köpfe und Kultur in der Politik 
müssen sich bewegen, Frauen 
müssen sich trauen und Macht 
einfordern. Die andere Botschaft 
lautet: „Geduld haben wir genug 
gehabt!“. Wir als Gesellschaft 
müssen nun endlich verstehen, 
dass wir Frauen gleichberechtigt 
einbinden und ihr Potenzial nut-
zen müssen. Wir brauchen drin-
gend ihre Erfahrungen, ihr Kön-
nen und ihr Wissen. Wir können 
darauf nicht verzichten. Darum 
an alle: „Hört auf zu lamentieren, 
nutzt eure Chance!“ r

Beratungsangebote für  
psychisch kranke Menschen 

Notfallversorgung wird auch während  
der Ausgangsbeschränkung aufrechterhalten

Die Corona Krise stellt unsere Gesellschaft vor viele neue Herausfor-
derungen. Gerade in krisenhaften Zeiten, wie wir sie momentan er-
leben, drohen besonders psychisch labile Personen in eine seelische 
Notlage zu geraten. Deshalb ist es wichtig, dass die Beratungsange-
bote der Sozialpsychiatrischen (SpDi) und Gerontopsychiatrischen 
(GpDi) Dienste, die psychosozialen Suchtberatungsstellen (PSB), 
aber auch die Tagesstätten für psychisch kranke Menschen, und an-
dere wichtige Unterstützungsangebote für die Betroffenen und ge-
gebenenfalls deren Angehörige erreichbar bleiben.

Das Bayerische Sozialminis-
terium teilt diese Auffassung 
aus fachlicher Sicht. In beson-
ders dringenden Fällen sollte 
auch weiterhin eine Einzelbera-
tung bei entsprechender Einhal-
tung von Hygienevorschriften er-
möglicht werden, dazu gehört 
auch Abstandhalten. Eine Idee, 
die uns berichtet wurde, ist, mit 
der Klientin bzw. dem Klienten 
während des Gesprächs im Frei-
en spazieren zu gehen. Das Bay-
erische Sozialministerium hat um 
maßvolles Handeln gebeten. Um 
die Inanspruchnahme der Leis-
tungen auf dringend erforderli-
che Fälle zu beschränken, muss 
stets vor Ort eine individuelle 
Abwägung getroffen werden. In 
allen Fällen ist zunächst zu prü-
fen, ob eine Leistung auch telefo-
nisch oder online erbracht wer-
den kann.

Gruppenangebote sollen auf 
das allernötigste Maß herun-
tergefahren oder wenn möglich 
ganz abgesagt werden. Deswe-
gen ist zum Beispiel bei Kontakt- 
und Begegnungsstätten und Ta-

gesstätten jeweils situativ in Ab-
stimmung mit dem Bezirk und 
gegebenenfalls mit dem zustän-
digen Gesundheitsamt zu ent-
scheiden, welche Angebote auf-
rechterhalten werden können 
und welche nicht. Dadurch frei-
werdende Personalressourcen 
können dann für die individuelle 
Beratung per Telefon oder E-Mail 
eingesetzt werden.

Videoangebot

Die Dienste sollten auch den 
Aufbau eines Videoangebots 
überlegen. Gerade für neue 
Klienten, zu denen noch kein  
Vertrauensverhältnis aufgebaut 
werden konnte, kann es hilfreich 
sein, die beratende Person zuse-
hen. Die Klienten benötigen le-
diglich ein Smartphone. Auf Be-
raterseite ist ein EDV-Arbeits-
platz mit Kamera erforderlich. 
Gegenwärtig bieten viele Firmen 
günstige Software für Videokon-
ferenzen an. Auch in Krisenzeiten 
sollte beim Videoangebot der 
Datenschutz beachtet werden. 

Wir empfehlen, die für den Be-
reich niedergelassener Ärztinnen 
und Ärzte zertifizierten Angebo-
te vorrangig in den Blick zuneh-
men. Als hilfreich haben sich die 
Informationen auf der Seite des 
healthinnovation hub des Bun-
desministeriums für Gesundheit 
erwiesen. Diese sind unter www.
hih-2025.de/coronaabrufbar.

Die Beratungstätigkeit der 
SpDi und PSB, insbesondere für 
die betreute Kernklientel, sowie 
Angebote zur Krisenversorgung 
müssen unbedingt aufrecht-
erhalten werden – sie sind viel-
leicht im Moment sogar wichti-
ger denn je. Wir freuen uns über 
jede kreative Lösung, die hier ge-
funden wird, und regen an, sich 
darüber in den regionalen Netz-
werken auszutauschen.

Der Krisendienst Mittelfranken 
hat zwar seine direkten Kontakte 
eingestellt, für Telefon- und On-
lineangebote bestehen die bishe-
rigen Öffnungs- und Angebots-
zeiten (täglich von 9 bis 24 Uhr) 
aber unverändert weiter. Das tür-
kisch- und russischsprachige An-
gebot konnte auf diese Weise 
ebenfalls aufrechterhalten wer-
den.

Der Krisendienst Psychiatrie 
Oberbayern bietet weiterhin die 
Rund-um-die-Uhr erreichbare te-
lefonische Beratung und in be-
sonders dringenden Fällen auch 
die vor Ort aufsuchenden Diens-
te an. Hier wird aber versucht, 
die persönliche Beratung vor Ort 
entweder in den Räumen eines 
Sozialpsychiatrischen Dienstes 
durchzuführen, oder die Einsatz-
kräfte treffen sich mit dem Be-
troffenen im Freien. 

                  Celia Wenk-Wolff 
 Referentin BayerischerBezirketag
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 17. April 2020 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• Kommunale Bauthemen
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunale Museen und Bibliotheken

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de
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Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

SOLARSTROM AUS IHRER GEMEINDE
Zeigen Sie Ihr Engagement für den Klima- 
schutz. Wir suchen zusammenhängende Acker-  
und Wiesenflächen oder Industrie- und Gewerbe- 
brachen von min. fünf Hektar in Ihrer Gemeinde. 

Ihr Kontakt zu uns:
juwi AG, Thomas Bablitschky, 06732/9657-13277  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.
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Sozialausschuss des Bezirks Niederbayern:

Neue Vorschriften, steigende Kosten
Neue Vorschriften und die Folgen für das Personal in Heilpädago-
gischen Tagesstätten und Kinderwohnheimen, die Versorgung von 
Geflüchteten sowie die Förderung von Werkstätten für behinderte 
Menschen standen u.a. auf der Agenda der jüngsten Sitzung des So-
zialausschusses des Bezirks Niederbayern in Landshut. 

Unter dem Vorsitz von Bezirk-
stagspräsident Dr. Olaf Heinrich 
wurde der Ausschuss über den ak-
tuellen Sachstand in Kenntnis ge-
setzt. Es zeichnet sich ein deutli-
cher Zuwachs an Planstellen im 
Gruppen- und Fachdienst ab. Da-
mit verbunden ist ein drastischer 
Kostenanstieg. 

Das Beispiel einer Heilpädagogi-
schen Tagesstätte mit 160 Kindern 
veranschaulicht dies ganz konkret: 
Bis dato refinanzierte der Bezirk 
Niederbayern 18,8 Planstellen im 
Gruppen- und Fachdienst für 140 
Kinder mit jährlich rund 1,2 Milli-
onen Euro. Die im Entwurf vorlie-
gende Betriebserlaubnis weist nun 
eine Erhöhung des Budgets um et-
wa 54 Prozent auf rund 1,85 Milli-
onen Euro aus. Im Ergebnis bedeu-
tet diese Entwicklung in der Hoch-
rechnung für die derzeit 1.470 
heilpädagogisch betreuten Kinder 
in Niederbayern eine Steigerung 
der Refinanzierung von Gruppen- 
und Fachpersonal von etwa 5,9 
Millionen Euro.

Bei den Kinderwohnheimen er-
gab sich eine Steigerung des Per-
sonalbudgets von rund 24 Pro-
zent. Das Gesamtvolumen der Re-
finanzierung für die 200 derzeit 

in Kinderwohnheimen betreuten 
Kinder wird sich voraussichtlich 
um rund 2,4 Millionen Euro erhö-
hen. Insgesamt ist durch die Um-
setzung der Richtlinie eine Stei-
gerung an Personalausgaben von 
rund 30 Prozent im Bereich Kin-
der- und Jugendliche zu erwarten. 

Stichwort Versorgung von Ge-
flüchteten: Studien belegen, dass 
rund ein Drittel der erwachsenen 
Flüchtlinge unter psychischen Er-
krankungen leiden. Diese schwer-
wiegenden Erkrankungen auf-
grund traumatischer Kriegs-, Fol-
ter- oder Fluchterfahrungen be-
einträchtigen die Menschen bei 
der Integration. Doch es gibt zu 
wenig Behandlungsplätze und ent-
sprechend geschulte Therapeuten. 

Um diese Situation abzumildern, 
kümmert sich Refugio München in 
Landshut bereits seit 2008 in Ko-
operation mit dem Haus Interna-
tional mit Honorarkräften bzw. ei-
ner angestellten Therapeutin um 
eine ambulante psychotherapeu-
tische und psychosoziale Versor-
gung von Geflüchteten. Aufgrund 
des hohen Bedarfs in Niederbay-
ern wurde 2018 ein multiprofes-
sionelles Behandlungszentrum ins 
Leben gerufen, das eng mit Ein-

richtungen der Gesundheitsver-
sorgung wie etwa dem Bezirks-
krankenhaus (BKH) Landshut ver-
netzt ist.

Der Sozialausschuss des Be-
zirkstags von Niederbayern be-
schloss, Refugio in Landshut jähr-
lich mit 73.025 Euro zu unterstüt-
zen. Es handelt sich dabei um ei-
ne freiwillige Leistung des Bezirks.

Nach den einschlägigen Förder-
hinweisen für Werkstätten für be-
hinderte Menschen sind die Kos-
tenoberrichtwerte für Baukosten 
entsprechend dem Baukostenin-
dex jährlich anzupassen. Im Ja-
nuar gab das Bayerische Staats-
ministerium für Arbeit und So- 
zialordnung, Familie und Integ-
ration die Anpassungen für Pro- 
jekte des Jahresförderprogramms 
2020 bekannt. Demnach erhöhen 
sich die Richtwerte für Neubau- 
und Erweiterungsmaßnahmen in 

Werkstätten von 48.000 Euro 
auf 50.300 Euro pro Platz und für 
Umbaumaßnahmen von 36.000 
Euro auf 37.700 Euro pro Platz. Die 
Ausstattungspauschale von 4.000 
Euro pro Platz bleibt unverändert.

Folgende drei Einrichtungen/
Projekte in Niederbayern waren 
von den Anpassungen betroffen: 
Werkstatt für behinderte Men-
schen in Landau a. d. Isar (Moder-
nisierung und Teilneubau von 120 
Plätzen), Werkstatt für behinder-
te Menschen in Pocking (Erwei-
terung um 90 Plätze und Moder-
nisierung von 200 Plätzen) sowie 
Siedlung Bühel, Schwarzach (Er-
weiterung im 2. Bauabschnitt um 
8 auf insgesamt 50 Plätze).

Der Sozialausschuss genehmigte 
die sich aus der Erhöhung der Kos-
tenobergrenzen ergebenden Dif- 
ferenzen für die genannten Ein-
richtungen. Zugestimmt haben die 
Ausschussmitglieder auch dem  
Antrag auf vorzeitigen Maßnah-
menbeginn für die Modernisie-
rung und den Teilneubau der 
Werkstatt in Landau. DK

Erster Klimagipfel im Landkreis Erding:

Global denken, lokal handeln
Aktuelle Fragestellungen und Vorschläge zum Klimaschutz auf 
Landkreisebene standen im Zentrum des 1. Klimagipfels im Land-
kreis Erding. Eingeladen waren neben allen interessierten Bürge-
rinnen und Bürgern auch die Mitglieder der „Fridays for future“, der 
Bund Naturschutz und die Energiewende Kreis Erding e.V. 

Klimaschutzmanager Michael 
Perzl skizzierte eingangs die we-
sentlichen Aspekte des neuen  
Klimaschutzatlas, der als eines 
der Ziele für den Landkreis die 
Klimaneutralität bis zum Jahr 
2050 vorsieht. Wie Landrat Mar-
tin Bayerstorfer hierzu erläuter-
te, werde im Landkreis Erding be-
reits deutlich mehr Strom aus re-
generativen Quellen produziert 
als verbraucht. Mithilfe der Geo-
thermie können im Bereich Wär-
me beispielsweise 13.000 Ton-
nen CO2 und 8 Millionen Liter 
Heizöl jährlich eingespart wer-
den. Es gelte, weitere Potenzia-
le zu nutzen. Unter anderem sind 
für das kommende Jahr die Etab-
lierung eines Klimaschutzpreises 
und die Prüfung alternativer An-
triebsmodelle im ÖPNV geplant.

Ladenetz im Visier

Wie Bayerstorfer weiter aus-
führte, seien die Themen Klima-
schutz und Energiewende nicht 
nur Angelegenheiten der Bun-
des- und Landespolitik sowie der 
großen Energieversorger, son-
dern auch Aufgabe der Land-
kreise und Kommunen. Hier gel-
te das Motto: Global denken – lo-
kal handeln. Der Landkreis Erding 
habe bereits neun hochmoder-
ne Elektroladesäulen (2 x 22 kW) 
an verschiedenen Liegenschaften 
des Landkreises installiert, um 
die Nutzung von E-Fahrzeugen 
noch attraktiver zu machen. Die 
EnergieVisionErding GmbH hat 
dazu ein umfassendes Gesamt-
konzept für den Aufbau und Be-

trieb eines zukunftsfähigen Lade-
netzes erstellen lassen.

Über die EVE GmbH soll zusätz-
lich die Errichtung von Photovol-
taikprojekten auf öffentlichen 
Gebäuden oder Flächen wie der 
Kreismülldeponie im Sollacher 
Forst weiter vorangetrieben wer-
den. Installiert wurden bereits 
Anlagen auf dem Dach der Real-
schule Taufkirchen, dem Gastro-
nomiezentrum der Berufsschule 
Erding und dem Gymnasium Dor-
fen sowie der Landwirtschafts-
schule.

Die Teilnehmer des Plenums 
erörterten im Anschluss ver-
schiedene Aspekte aus den The-
menkomplexen Energieerzeu-
gung, Mobilität und Ressour-
cen. Angeregt wurde etwa, dass 
die Landkreiskommunen künf-
tig auf allen öffentlichen Gebäu-
den PV-Eigenverbrauchsanlagen 
errichten sollen. Im Bereich der 
Mobilität wurden die Förderung 
von Mitfahrzentralen sowie Ta-
xi-Apps vorgeschlagen.

Bayerstorfer erläuterte die 
Initiative Handyhike des MVV, an 
der sich auch der Landkreis Er-
ding beteiligen wird. Dabei han-
delt es sich um eine Art organi-
sierte Fahrgemeinschaft, die so-
wohl für den Fahrer als auch für 
Mitfahrer größtmögliche Sicher-
heit verspricht. Mehr Beratung 
für die Energieeinsparung bei 
der eigenen Immobilie wünschte 
sich eine weitere Diskussionsteil-
nehmerin, die umgehend an die 
kostenlose Energieberatung im 
Landratsamt Erding verwiesen 
wurde. DK

Prominenter Besuch  
in Gerolzhofen

Schnelles Internet in den Dörfern, flächendeckender Mobilfunk, Digi-
talisierung: Diese Megathemen wurden beim Besuch der Staatsminis-
terin für Digitalisierung, Dorothee Bär, in Gerolzhofen besprochen. 

Auf der Agenda stand eine Be-
sichtigung der „K&K Software AG“, 
die heuer 20-jähriges Jubiläum fei-
ert: Gründer Arnulf Koch sprach 
eine bessere Vernetzung mit den 
Hochschulen an, um auch abseits 
der Hochschulstädte für quali-
fizierte Mitarbeiter attraktiv zu 
sein. Daneben sei auch fernab der 
Großstädte eine hervorragende 
Breitbandverbindung wichtig, um 
als Unternehmen aus dem länd-
lichen Raum heraus wirtschaft-
lich erfolgreich agieren zu können. 
„Das schafft Arbeitsplätze und 
wirkt der Landflucht entgegen.“

Diskutiert wurde auch das ge-
plante Gründerhaus in der Gerolz-
höfer Altstadt. Dorothee Bär und 
Bundestagsabgeordnete Dr. An-
ja Weisgerber sagten Bürgermeis-
ter Thorsten Wozniak hier ent-
sprechende Unterstützung zu - 
auch bei der Suche nach den rich-
tigen Fördermöglichkeiten. Den 
Blick auf die kleinen Dörfer im 
Landkreis richtete Landratskan-
didat und Bürgermeister Lothar 
Zachmann: Für die Zukunftsfähig-
keit des ländlichen Raumes gehe 
es auch darum, Mobilfunklöcher 
zeitnah zu schließen. r


